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Die Verfolgung und juristische Erle­
gung von Mitgliedern der “Roten Armee 
Fraktion” durch die Hüter des Gesetzes 
Findet mittlerweilen auch in Frankfurt 
und München statt.
Rolf Pohle steht vor Richtern in München 
und versucht nicht erfolglos gegen die ba- 
juvarische Form der Gerechtigkeit anzu­
fechten; doch auch in seinen Happening­
aktionen spürt man die Müdigkeit ob der 
4«mergleichheit bürgerlicher Gesellschaft 
® 3 o  werden wenigstens die Menschen 
von ihren eigenen Schöpfungen verbrannt 
und konsumiert und nicht von der rohen 
Natur wie die Tiere.” 1)

Friedlicher begannen die Prozesse ge­
gen Astrid Proll und Marianne Herzog im 
sog. Bürgerhaus in Frankfurt-Sindlingen.

Zur Staffage bürgerlicher Immergleich­
heit gehören die Gesichter von Georg 
Grosz ebenso wie die Strafprozeßordnung, 
die ja eine ganze Welt im Kleinen ist. Wer 
ist nicht, nach Absolvierung eines justi­
ziellen Vormittags versucht, jeder Erklä­
rung welcher Natur auch immer, voranzu­
schicken: “Ich möchte hier eine Erklä­
rung nach § 257 a abgeben” oder “Nach 
§ 55 StPO kann ich hierzu nichts sagen, 
weil ich mich damit selbst belasten wür­
de...” Es ist einigermaßen unklar, warum die 
StPO noch nicht die allgemeine Geschäfts­
ordnung ersetzt hat; trägt doch jede Ver­
sammlung von Menschen immer mehr pro­
zeßhafte Züge, wo es Angeklagte, Anklä­
ger und Richter gibt. Auch die Tendenz, 
das Publikum in reiner Kontemplations­

haltung zu lassen, nimmt ja gesamtgesell­
schaftlich zu. Dadurch, daß die Theorie 
der Gewaltenteilung den Richter zwar als 
Träger reaktionärer Staatsmoral qua Ver­
innerlichung in einen gesellschaftlichen 
Freiraum stellt, der natürlich keiner ist, 
entstehen gewisse inhumane Züge, die in 
einzelnen Fällen (Freister) zu grotesken 
Verunstaltungen des Juristenbildes füh­
ren. Gesellschaftlich sinnvoll und not­
wendig wäre es, ein juristisches Zeremo­
niell zulässiger Bestechungen einzuführen; 
womit auch dem Lotteriecharakter der 
Urteilsfindung ein wenig der Atem ge­
nommen würde. Solange diese dringend 
erforderliche Reform der Justiz nicht 
durchgeführt ist, wird es immer wieder 
Prozesse geben, die schon von sich aus 
dem Ansehen der Justiz nicht förderlich 
sind.

Frankfurt-Sindelingen ist ein Thema 
für sich. Im Schatten der ehemaligen IG- 
Farben Werke Höchst gelegen, 20 Automi­
nuten von der Frankfurter Innenstadt 
entfernt. Dort hat man vor wenigen Jah­
ren der Bürgerschaft ein Haus von ihren 
Steuergeldem übereignet, das Bürgerhaus 
heißt. (Wenn es so etwas ist, was die SPD 
im Westend haben will, so gnade uns 
Gott) Zwar bestehen genügend Aussich­
ten, daß dieses Bauwerk den kommenden 
Atomkrieg übersteht — Steel stood — aber 
dieser entspannungsfeindliche Vorteil 
bezeichnet auch die Schwäche des Gebäu­
des, die allein aus ästhetischen Erwägung­
gen nicht zu belegen ist. Schon zu Frie­

denszeiten müssen die Bürger in ein Ge­
bäude kommen, das Vorsorge für den 
Krieg zu tragen scheint; seine architekto­
nische Monstrosität ist erstaunlich. Keine 
Fenster — von Ritzen abgesehen — Neon­
licht, sonst Beton.

Dem Ganzen, 20 km von der Frank­
furter Innenstadt entfernt wird der for­
male Grundsatz der Öffentlichkeit Rech­
nung getragen, während er praktisch per­
manent negiert wird — duch die räumli­
che Entfernung, die Leibesvisitation (teil­
weise bis auf die Unterwäsche) die Per­
sonalkontrollen (Daten per Telex ans 
BKA), bewaffnete Beobachter der poli­
tischen Polizei im Zuschaue rraum, die 
nicht dienstlich da sind wie Beltz und Pa­
nitz: wem vergeht da nicht die Lust “Öf­
fentlichkeit” zu sein oder zu spielen.
Nicht einmal sicher ist man, ob nicht ein 
törichter Beamter sich ins Gesäß schießt, 
weil er vor lauter Gefahrenwitterung sei­
ne gun entsichert trägt — so geschehen 
im Hoppe Prozeß in Hamburg; entspre­
chende Anträge der Verteidiger, die sich 
um die körperliche Unversehrtheit auch 
der Beamten bemühen, werden zurückge­
wiesen; es ist also nicht ausgeschlossen, daß 
durch das bei Polizeibeamten stark ausge­
prägte Strafbedürfnis des sado-masochis- 
tischen Typs noch einmal ein 7,65 mm 
Projektil im Gesäß des Trägers landet; 
sicher ist das nicht.

In ihrer kurzen Eingangserklärung 
weist Marianne Herzog darauf hin, daß 
Fortsetzung auf Seite 13
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S o z ia lis tis c h e
H o c h s c h u lp o litik

Es erscheint mir notwendig für das 
Hochschulheft, dessen Zeilgruppe wohl in 
der Hauptsache Studienanfänger sein sol­
len, einige allgemeine Bemerkungen zu 
‘linker’, sozialistischer Hochschulpolitik 
zu machen. Ich betrachte nachfolgendes 
nicht als eine Plattform einer bestimmten 
Gruppe, sondern eher als eine allgemeine 
Bestimmung sozialistischer Hochschulpo­
litik.

Der Anspruch, sozialistische Hochschul­
politik zu machen, scheint zunächst ein 
Widerspruch zu sein. Bedeutet doch so­
zialistische Politik die Veränderung der 
Gesellschaft als Ganzes, während die 
Hochschule ja nur einen Teilbereich der 
Gesellschaft darstellt. Einleuchtend wäre 
es also von daher, wenn man jetzt fordern 
würde, Hochschulpolitik in einen gesamt­
gesellschaftlichen Rahmen zu stellen. So 
selbstverständlich dies auch zunächst in 
den Augen vieler zu sein scheint, es bliebe 
dennoch ein subjektiver Akt, wenn nicht 
zunächst die Beziehungen, die zwischen 
Gesellschaft und Hochschule bestehen, 
entwickelt und vermittelt würden.

Man muß sich also zunächst diesen Zu­
sammenhang klarmachen: Die Hochschu­
le ist der Ort, an dem (die) Wissenschaft 
betrieben wird, sowohl als Forschung als 
auch als Lehre. In der bestehenden kapi­
talistischen Gesellschaft ist der Zweck der 
Wissenschaft nun aber nicht die unmittel­
bare Aneignung der Natur durch den Men­
schen. wie sie von Marx gefordert wird, 
sondern sie tritt diesem als Potenz des 
Kapitals entgegen. Die Arbeit des Men­
schen, wie sie vom Kapital benutzt wird, 
ist also bloßes Mittel für einen ihr frem­
den Zweck, die Verwertung des Kapitals.

Da die Allgemeinheit von Wissenschaft 
und Ausbildung im Gegensatz steht zu 
ihrer besonderen und speziellen Anwen­
dung im Produktionsbereich, existieren 
diese Sektoren getrennt vom unmittelba­
ren Produktionsbereich. Doch gerade in­
folge dieser Trennung sind Wissenschaft 
und Ausbildung durch das Kapital be­
stimmt: sie bilden eine notwendige Vor­
aussetzung für die miteinander konkurrie­
renden Einzelkapitale. Man sieht also:
Die Beziehung der Hochschule zur kapita­
listischen Gesellschatt bestimmt sich über 
das Verhältnis von Wissenschaft und 
Kapital.

Die Funktion der Studenten in der

kapitalistischen Gesellschaft ergibt sich 
hieraus: Studenten sind geistige Produ­
zenten; sie werden dazu ausgebildet, die 
Ergebnisse der Wissenschaft, sogar die 
wissenschaftliche Methode selbst in den 
Produktionsprozeß und in die ihm ange­
gliederten Bereiche (Schule, Gesundheits 
wesen, Justiz, Verwaltung, etc.) einzu­
bringen.

Studenten und Intellektuelle bezie­
hen sich also auf die Wirklichkeit weniger 
auf der Basis unmittelbarer Erfahrung 
(sie stehen nicht im unmittelbaren Pro­
duktionsprozeß), sondern vorwiegend 
über die Beschäftigung mit Wissenschaft. 
Natürlich besteht eine Wirklichkeitsbe­
ziehung der Studenten auf einer anderen 
Ebene, die sich durch Sozialisation und 
Berufsbild, etc. ihnen vermittelt.

Es ist also notwendig, sich mit der an 
der Hochschule gelehrten bürgerlichen 
Wissenschaft auseinanderzusetzen. Die 
Auseinandersetzung muß also ein wesent­
licher Bestandteil sozialistischer Hoch­
schulpolitik sein.

Die Trennung von Wissenschaft und 
Produktion führt dazu, daß die Studen­
ten sich der Beziehung zwischen beiden 
nicht mehr bewußt sind. Erst über die 
Rückvermittlung der Wissenschaft auf 
den Produktionsprozeß wird es möglich, 
den Studenten ihre Beziehung zum Kapi­
tal zu vermitteln und klarzumachen.

Diese Vermittlung kann nicht bedeu­
ten, daß man dem in den Köpfen der Stu­
denten vorhandenen Bewußtsein eine 
andere, neue Erklärung entgegenhält, 
ihnen also quasi ein neues Bewußtsein 
überstülpt, denn dann wäre es eine reine 
Sache des Glaubens und hätte mit 
Vermittlung nichts zu tun. Es gilt viel­
mehr aufzuzeigen, wieso es zu einem fäl­
schten Bewußtsein über die Wirklichkeit 
kommt. Auf die Wissenschaft bezogen 
heißt das: Es ist nachzuweisen, daß die 
Widersprüche der bürgerlichen Wissen­
schaft in Form und Inhalt auf die Wider­
sprüche der kapitalistischen Gesellschaft 
selbst zurückzuführen sind.

Wenn wissenschaftliche Auseinander­
setzung mit Form und Inhalt bürgerlicher 
Wissenschaften auch ein zentraler Be­
standteil von sozialistischer Hochschulpo­
litik ist, so kann sie dennoch nicht Selbst--  
zweck sein. Indem die Widersprüche der 
bürgerlichen Gesellschaft zurückweisen 
auf ihren Grund, das Kapitalverhältnis, 
führt die Beschäftigung mit bürgerlicher 
Wissenschaft somit notwendig zur Struk­
tur der kapitalistischen Gesellschaft selbst.

die Notwendigkeit und Möglichkeit einer 
Aufhebung und Veränderung dieser Ge­
sellschaftsform.

Die Erkenntnis, daß Studenten als gei­
stige Produzenten in ihrem späteren Beruf 
sich nur sehr beschränkt auf den Kampf 
des Proletariats beziehen können, soll 
dabei als Zwang empfunden werden, sich 
für die Arbeit im proletarischen Bereich 
zu qualifizieren (anstatt solche zu grün­
den!!). Zentraler Punkt sozialistischer 
Hochschulpolitik ist somit die Qualifi­
kation zur sozialistischen Intelligenz.
Diese Qualifikation ist vor allem dazu 
notwendig, um die heute bestehende 
Wirklichkeit analysieren zu können. Denn 
das Erkennen und Verstehen dieser kapi­
talistischen Gesellschaft ist die Vorausset­
zung für eine Strategie, die auf ihre Ver-Ä^ 
änderung abzielt. Wer dagegen heute das ^  
Primat der Praxis gegenüber der Theorie 
fordert, behauptet damit, bewußtlos re­
volutionär sein zu wollen.

S p a r ta k is te n
im d is k u s -
K o lle k tiv !
Die Ergebnisse der letzten Stupa-Wahlen 
haben neben dem AStA auch im diskus 
zu personellen Veränderungen geführt.
Statt der bisherigen drei Herausgeber, 
sind es nun fünf, von denen je einer vom 
MSB Spartakus und vom SHB ist. In der 
Redaktion ist H. Heseler von M. Boe- 
decker (MSB Spartakus) abgelöst worden. 
Ein Konsens innerhalb des neuen diskus- 
Kollektiv besteht noch nicht. Es ist daher 
nicht verwunderlich, wenn einzelne Arti­
kel in diesem diskus nicht mit der alten 
diskus-Linie übereinstimmen.
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S c h w e rp u n k t
H o c h s c h u le

Wie üblich, so unternimmt auch in 
diesem Jahr das Kollektiv den Versuch, 
einen Hochschulschwerpunkt für Stu­
dienanfänger zu präsentieren. Bisher konn­
te man sich des Eindrucks nicht erweh­
ren, daß Informationspolitik für Studien­
anfänger sich in Selbstdarstellungen der 
einzelnen politischen Gruppen erschöpf­
te. Alle stellten sie Fest, daß die Lage an 

( ■ ^ r  Universität beschissen sei, daß eine 
reaktionäre Clique jegliche sozialistische 
Politik an der Universität verhindere und 
daß sie als Gruppe, als einzig wahre Grup­
pe, nur in der Lage sei, diese Zustände 
schnell (sprich: revolutionär) zu verän­
dern. Von grotesken Vorschlägen wie,
“wir empfehlen das Studium des Kapi­
tals und der Arbeiterbewegung” (Rotz 
Soz, 1972), bis zu Forderungen “Vollver­
sammlungen müssen beibehalten bleiben 
(RotzJur), “Vorwärts im Aufbau des so­
zialistischen Studiums” (KSV, heute KSB) 
oder “Marx an die Uni” (Spartakus) reich­
te das Spektrum an Vorschlägen und Hil­
festellungen für den Studienanfänger. Ob 
er sich in diesem Infosalat zurechtfand 
oder nicht stand nicht auf der Tagesord­

nung. Wie konnte man auch erwarten, 
dtiß ein Anfänger eigene Probleme hat.

In diesem Jahr haben wir es gewagt, 
die revolutionären Kader der Hochschule 
in die Vorbereitungen um diesen Schwer­
punkt nicht mit einzubeziehen. Wir sind 
der Meinung, daß keine Hochschulgruppe 
augenblicklich in der Lage ist, fertige Re­
zepte für den Hochschulkampf zu liefern. 
Vielmehr wollen wir mit diesem Schwer­
punkt auf die Dringlichkeit einer Neu­
orientierung innerhalb der Hochschul­
politik hinweisen. Wir wenden uns nicht 
nur an die Erstsemestler, sondern auch an 
die sogenannten Fortgeschrittenen. Dem­
entsprechend sind die einzelnen Beiträge 
nicht nach Fachbereichen gegliedert. Die 
Themen wurden so gewählt, daß z.B. ein 
Soziologe auch das Problem eines Päda­
gogen erkennen kann. Die Artikel sind 
auf die Diskussionsbeiträge innerhalb der 
Seminare ausgerichtet. In ihnen sollen 
die Schwierigkeiten und Überlegungen, 
die der einzelne antrifft oder antreffen 
kann, erörtert werden. Sie sollen Hilfe­
stellungen und Anregungen für die Dis­
kussionen, z.B. Arbeiter und Arbeiterfa­
milie bei den Pädagogen, innerhalb des 
Studiums liefern.
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Anarchistenhatz 
in Oberhessen.

Am 9. November unternahm die Poli­
zei eine Großfahndung nach anarchisti­
schen Gruppen. Das Ganze begann,damit, 
daß am Vormittag vier Genossen in ihrem 
Auto angehalten wurden. Die Polizei be­
hauptete, sie hätten gerade einen Laden­
einbruch gemacht. Was man bei ihnen 
fand, war ein Buch von Krämer-Badoni: 
“Anarchismus” , erschienen im Molden- 
Verlag. Über diese “heiße Spur” gelang­
ten die Fahnder zu einem Wohnkollek- 
tiv in Oberbiehl bei Wetzlar. Dieses ver­
öffentlicht seit Jahren Schriften über die 
Geschichte der undogmatischen Arbeiter­
bewegung. Bei der Hausdurchsuchung 
wurde die gesamte Verlagskorrespön- 
denz (drei Meter Aktenordner) sicherge­
stellt. Die Festgenommenen wurden dem 
Haftrichter vorgeführt, der sie aber laufen 
ließ. Daraufhin wurden die vier sofort 
wieder festgenommen. Diesmal verdäch­
tigte man sie einer “kriminellen Vereini­
gung” (§ 129 StGB); Die ganze Geschich­
te wurde nun wie ein Staatsgeheimnis be­
handelt und riesig aufgebauscht. Im Lau­
fe des gleichen Tages wurden alle Bewoh­
ner und zufälligen Besucher des Kollektivs 
ebenfalls festgenommen. Auch zwei Ge­
nossen der Roten Hilfe Gießen, die sich 
am Tag darauf auf der Polizeistation ein­
fanden, um die Festgenommenen zu be­
suchen, wanderten erst mal hinter Git­
ter, weil man bei ihnen RAF-Broschüren 
fand. Die herbeigereisten Anwälte hatten 
zum Teil Schwierigkeiten eine Sprecher­

4

laubnis zu erhalten. Man zierte sich gar, 
den Vorwurf des § 129 zu bestätigen, ob­
wohl die Polizei vorsorglich Bundes- und 
Landeskriminalamt schon eingeschaltet 
hatte. Am Abend nach den ersten Fest­
nahmen waren dann alle 17 Genossen, 
die man im Lauf der Zeit nach einander 
eingesperrt hatte, wieder frei.

Die Kriminalpolizei vermutete Verbin­
dungen zur RAF: die Festgenommenen 
hatten den politischen Gefangenen in der 
Isolierhaft wiederholt Briefe ins Gefäng­
nis geschrieben. Sie haben nie aus ihrem 
Intecesse an der RAF einen Hehl gemacht, 
obwohl politisch erhebliche Differenzen 
bestehen, da die RAF als leninistische 
Kaderorganisation empfunden wird und 
dieses Kollektiv jede Form zentralistischer 
Organisation ablehnt, Herrschaft in jeder 
Form abschaffen will. Die Festgenom­
menen haben sich jedoch nicht einschüch­
tern lassen. Das Vorgehen von Polizei und 
Justiz hat das Kollektiv nicht sonderlich 
verwundert. Vom Standpunkt des Rechts­
staatsfanatikers betrachtet wird-Üiese 
Aktion als Mißgriff der Strafverfolgungs­
behörden und Angriff auf die Meinungs­
freiheit gewertet, indem der Verdacht von 
Straftaten zum Vorwand genommen wird, 
einen ganzen politischen Verlag (an- 
archie-verlag, wetzlar) lahmzulegen.

Nachdem die Verteidigung durchsetz­
te, daß die sichergestellten Schriftstücke 
versiegelt wurden, wird der Ermittlungs­
richter wohl für Wochen damit beschäf­
tigt sein zu entscheiden, ob “ der Glaube 
an eine Gesellschaft gleichberechtigter 
Menschen ohne Herrschaft” bei mehreren 
Menschen eine “Kriminelle Vereinigung” 
ist.

Costa Gavras 
Opfer der Zensur.

San Antonio/Texas (ID). Die interna­
tionale Vereinigung von Polizei-Chefs 
hielt Ende September in San Antonio ihre 
achtzigste jährliche Konferenz ab. Ein 
Dutzend der verabschiedeten Resolutio­
nen beschäftigt sich mit Auto-Diebstahl 
und der Autobalmsicherheit, vier weitere 
richten sich an staatliche Behörden eine 
bessere Kontrolle zu garantieren.

Laut “Washington Post” verabschiede­
te die Versammlung von 5.300 Bullen- 
Präsidenten außerdem eine Resolution, £  
die den Gavras-Film “Der unsichtbare 
Aufstand” als “ falsche und böswillige 
Propaganda, mit der versucht wird, den 
Mord an einem Polizisten zu rechtferti­
gen” verurteilt. Der Film beruht auf der 
wahren Begebenheit der Entführung Dan 
Mitriones, des offiziellen Vertreters der 
US—internationalen Entwicklungs-Agen­
tur AID — in Uruguay durch die ‘tupa- 
maros’. Dan Miltrione wurde von den 
Tupamaros angeklagt und zum Tode ver­
urteilt, weil er als Provokateur “beratend” 
uruguaische Polizei reformieren half, wo­
bei er auf umfangreiche Erfahrungen aus 
seiner Tätigkeiten in anderen südamerika­
nischen Ländern wie Brasilien und der 
Dominikanischen Republik zurückblicken 
konnte. Besondere Kenntnisse konnte 
er hinsichtlich der Behandlung von Ge­
fangenen mit Elektroschocks, um sie zu 
Aussagen zu bewegen, vermitteln. (Der 
Film “Der unsichtbare Aufstand” ver- 
schwand bald nach den ersten Auffüh-, 9 )  
rungswochen von der deutschen Lein­
wand. Wo er dend auftauchte, nur 
in gekürzter Form. Ähnlich erging es dem 
Sergio Leone Film “Todesmelodie” .
Nach dem Bombenanschlag der RAF im 
letzten Sommer verschwand der Film 
und wurde erst wieder im Spätherbst ge­
zeigt, zusammengeschnipselt bis zur Un­
kenntlichkeit. Die revolutionäre Argu­
mentation wurde herausgeschnitten und 
es blieb nur noch ein chaotisches Abbild 
von einem Anarchismus, wie ihn sich 
klein Fritzchen vorstellt.)

Zusammenfassend meinten die Polizei- 
Chefs, die ihre Organisation für eine unpo­
litische halten, daß es von großem Nut­
zen nicht zuletzt für amerikanische Poli­
zisten sei, wenn sie sich in der Ausbildung 
von Polizisten anderer Länder verdingen,
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Erklärung
der Roten Hilfen 
Westdeutschlands

Die “KPD/AO” hat in ihrem “Zentral­
organ Rote Fahne” den Aufbau einer 
eigenen “ Roten Hilfe” angekündigt. Die 
schon bestehenden Roten Hilfen erhiel­
ten teilweise Einladungen, und zwar gera­
de zu einem Datum, als diese sich sowie­
so treffen wollten — aber an einem ande­
ren Ort.

In ihrem “Programm’ wird die Arbeit 
der neuen RH/AO als Fortführung der 

iK^beit des westberliner Rote-Hilfe- 
komitees verstanden, welches sich schon 
mehrfach durch Verteilen gedruckten Pa­
piers hervorgetan hat. Knastarbeit und 
die Arbeit mit Gefangenen wird mit einer 
einzigen Ausnahme —Ulli Kranzusch— 
nicht erwähnt. Indem sie Prozeßvorberei­
tungen auf die juristische und materielle 
Ebene beschränken, orientieren sie sich 
am vorgegebenen Rahmen der herrschen­
den Klasse. Aus der Roten Hilfe soll eine 
Parteiorganisation der “KPD” werden.

Die Konferenz der Roten Hilfe erklärt, 
daß die Roten Hilfen unabhängig bleiben 
werden, daß sie sich von keinem ZK die 
Ziele ihrer Arbeit werden diktieren las­
sen. Rote Hilfe ist keine Parteisache!

Den Mißbrauch des Namens der Roten 
Hilfe werden wir nicht durch Parteige­
zänk und Polemik, sondern durch eine 

Äatschlossene Praxis bekämpfen, die sich
Form, Inhalt und Qualität von den 

spalterischen und phraseologischen Ak­
tionen anderer unterscheidet.
RH Kassel, Wetzlar, Marburg, Frankfurt, 
Karlsruhe, Berlin, Bochum, Gießen, 
Würzburg, München, Stuttgart, Bonn, 
Köln, Hamburg, Baden-Baden, Freiburg, 
Darmstadt, Tübingen, Dortmund.

Sacharow:

Lang lebe die 
Junta!

Die französische Schriftstellerin und 
Journalistin Martine Monod stellte in der 
kommunistischen Wochenschrift “Huma- 
nite Dimanche mit Entrüstung fest, daß 
sich Andrej Sacharow kurz vor dem Tode 
Pablo Nerudas respektvoll an die Mör­
der Allendes wandte.

Sacharow hatte an die Junta geschrie­
ben, der Tod des chilenischen Dichters 
und Kommunisten “würde auf lange Zeit 
die Ära der Wiedergeburt und Konsoli­
dierung verdunkeln, die Ihre Regierung 
versprochen hat.”

Martine Monod schreibt: “Hat Sacha­
row, der uns als kühler Streiter für Demo­
kratie und Menschenrechte präsentiert 
wird, etwa die Mörder von Santiago in 
Generalsuniform gebrandmarkt, den 
Putsch verurteilt? Nichts dergleichen!

Indem er jene, an deren Hände das 
Blut des chilenischen Volkes klebt, in den 
Rang der Verfechter von Wiedergeburt 
und Konsolidierung in Chile erhebt, be­
kennt Sacharow eindeutig Farbe.‘Das ist 
schon ein merkwürdiger Fahnenträger der 
Freiheit, ein seltsamer Demokrat, dieser 
Sacharow, dieser offene Anhänger von 
General Pinochet.”
Unsere Zeit

Linke Anwälte 
vor dem Bankrott.

In der BRD und West-Berlin gibt es 
ca. 15 linke Anwälte. Diese 15 Anwälte 
führen sämtliche Prozesse für politische 
Gefangene, die im Knast sitzen. Sie sind 
total überbelastet weil es bei politischen 
Prozessen nichts zu verdienen gibt.

Ein Anwalt einer Berliner Anwaltkol­
lektivs bekam z.B. für ein Jahr laufenden 
politischen Prozeß DM 18.850,— (dage­
gen bekam ein NS-Anwalt bei gleichblei­
benden Unkosten DM 60.000,— .

Allein die laufenden Unkosten im Mo­
nat, für Miete, Gehälter usw. belaufen 
sich auf 11.000,— und Flug- und Reise­
kosten, — da die politischen Gefangenen 
im ganzen Bundesgebiet und West-Verlin 
verstreut sitzen — sind ca. 8.000,— DM im 
Monat. Dazu kommt noch der psychische 
Terror: sie werden kontrolliert, durch­
sucht, die Post beschlagnahmt, man ver­
sucht sie auf jede mögliche Art fertig zu 
machen.

Um überhaupt politische Prozesse 
minimal zu finanzieren, müssen sich die 
Anwälte zahlbare Klienten suchen. Durch 
diese Selbstfinanzierung sind sie nicht in 
der Lage, Genossen, die in kleinere Not­
stände geraten sind, zu helfen.

Die Anwälte brauchen Unterstützung. 
Denkt an Euch, zahlt im voraus! — an 
Rote Hilfe, Konto Nr. 411 6604, Dresde­
ner Bank Frankfurt/M.

Iil

Freiheit für die 
Hausbesetzer!

Am Freitag, dem 19. Oktober sind 
in Hamburg die Urteile gegen sechs der 
Hausbesetzer aus der Ekhofstraße gefällt 
worden. Karl-Heinz Dellwo erhielt eine 
Haftstrafe von einem Jahr. Dieter Meyer 
kriegte 9 Monate und vier weitere Ange­
klagte müssen je einen Monat Jugend­
arrest absitzen und 8 Arbeitsauflagen er­
füllen.

Diese hohen Strafen wurden verhängt, 
obwohl alle wesentlichen Anklagepunkte 
sich während des Prozesses als unhalt­
bar erwiesen hatten. So z.B. die Ankla­
ge wegen Bildung einer kriminellen Ver­
einigung und die Anklage wegen Körper­
verletzung gegen Karl-Heinz Dellwo.
(vgl. dazu auch den Bericht in der Mor­
genpost vom 11.10.73)

Dieser Prozeß ist nur ein Anfang, wei­
tere werden folgen. Insgesamt sind bei der 
polizeilichen Räumung des besetzten 
Hauses Ekhofstraße 39 über 70 Besetzer 
festgenommen worden, sie alle sollen, 
wenn es nach dem Willen des Staates 
geht, verurteilt werden. 5 der Besetzer 
sitzen seit dem Mai im Gefängnis.

Was bezwecken Staat und Justiz mit 
diesen hohen Strafen? Warum wollen 
sie die Hausbesetzer kriminalisieren?

Erinnern wir uns kurz, was damals ge­
schehen ist: die Ekhofstraße 39, in Ho­
henfelde, wurde im April 1973 besetzt, 
weil die Hausbesetzer zeigen wollten, daß 
es notwendig ist, gegen die Pläne der 
Neue-Heimat-Tochter Bewobau Wider­
stand zu leisten. Die Bewobau hatte vor, 
in Hohenfelde insgesamt 111 zum größ­
ten Teil guterhaltene Altbauwohnungen 
abzureißen, um an ihrer Stelle 19-ge- 
schossige Wohntürme mit Eigentums- 
Wohnungen zu bauen. Eine dieser Eigen­
tumswohnungen sollte 600 000 DM ko­
sten. Die Leute, die hier vorher gewohnt 
hatten, konnten soviel Geld natürlich 
nicht aufbringen. Es waren zum größten 
Teil Angestellte, Arbeiter und Rentner, 
die hier gern und billig gewohnt hatten. 
Sie wurden von der “Neuen Heimat” ,
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die der Gewerkschaft gehört, rausge­
schmissen und an den Stadtrand ver­
frachtet. Dazu schrieb eine Werftarbei­
terfrau in der Morgenpost:

“Wir fanden uns in einer Sozialwoh­
nung am Stadtrand wieder, die dreimal 
so teuer ist wie unsere alte. Mitarbeiten 
kann ich nicht, da ich dort keine Kinder­
gartenplätze ftir meine Kinder fand.” 
(Morgenpost vom 14.10.73)

Die Hausbesetzung sollte zeigen, daß 
es nicht notwendig ist, solche Schweine­
reien einfach hinzunehmen, daß es dage­
gen möglich und richtig ist, dagegen Wi­
derstand zu leisten. Es zeigte sich bald, 
daß viele Hohenfelder und Leute aus an­
deren Stadtteilen diese Besetzung verstan­
den haben und sie unterstützen.

Häuserkampf:
“Mieter, seid heiter, der Wohnungskampf 
geht weiter!”

Ein Häuserblock im Frankfurter West­
end ist seit 2 Jahren besetzt. Die politi- , 
sehe Situation, Wohnungsnot, Mietstreiks, 
die Militanz von Hausbesetzern, die Soli­
darität der Bevölkerung hat die Stadt zur 
“Toleranz” gezwungen und Mietverträge 
mit den Eigentümern ausgehandelt.

ln dem Häuserblock wohnen ca. 90 
Leute; Studenten, Lehrlinge, Ausländer, 
Arbeitslose. Sie haben sich in Wohnkol - 
lektiven organisiert, eigene Kindergärten 
eingerichtet. In einem der Häuser befin­
det sich das Mieterzentrum mit dem Rat 
der besetzten und bestreikten Häuser.

Aber die Hausbesitzer — bekannte 
Wohnungsspekulanten in Frankfurt —. 
wollen inzwischen die schönen, groß­
räumigen Altbauhäuser endlich leerkrie­
gen, um an deren Stelle ein viel Profit ver­
sprechendes, 28 stockiges Bürohochhaus 
bauen zu können.

Die Mietverträge wurden seit Frühjahr 
nicht mehr verlängert, im Sommer liefen 
Prozesse gegen die Hausbewohner, die 
die Herausgabe der Wohnungen (siehelD 
Nr.l) durchsetzen sollten. Trotz der Ver­
suche des Häuserrats wurde nicht auf der 
politischen sondern nur auf formaler 
Ebene verhandelt und die endgültige 
Räumungsfrist festgesetzt: 31.10.1973.

Und da sind jetzt 6000 Unterschriften 
von Bürgern, die gegen die Räumung und 
gegen Abriß des Blocks protestieren, da 
ist der Widerstand der Hausbewohner, 
und da sind die Hausbesitzer-Spekulan­
ten, die zu ihrem Geld-Geld-Geld-Geld 
kommen wollen. Die SPD-Führung Frank­
furts ist uneinig, ob diese peinliche Ange- 
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legenheit auf die harte oder auf die wei­
che Tour aus der Welt geschaffen werden 
soll. Wohnraumzerstörung und die Ver­
ödung der Stadt ist schwer zu legitimie­
ren, besonders, wenn dies mit Hilfe von 
Gewalt geschehen soll.

Die Hausbewohner des Block Schu­
mannstraße — Bockenheimer-Landstr. 
arbeiten seit einiger Zeit daran, die Räu­
mung zur Sache Frankfurts zu machen.
Es laufen Diskussionen mit anderen politi­
schen Gruppen, mit Individuen, mit 
Wohngemeinschaften, in kleinen Grup­
pen, in Plenen über die politische Per­
spektive im Wohnungskampf und über 
den praktischen Widerstand gegen die 
Räumung. Juso-Gruppen, Bürgerinitiati­
ven, Kinderläden, Verlage usw. haben die 
Resolution des Blockkollektivs unter­
stützt. Von Stadtteilgruppen wurden In­
formationsstände aufgestellt und Flug­
blattaktionen gemacht. Plakate wurden 
geklebt mit der Einladung zum politi­
schen Fest, mit Beiträgen, Musik und 
einem Film über die Räumung des Ket­
tenhofweg 51 im Frühjahr — und mit 
einem Aufruf zur Demonstration.

Und es war wieder einmal eine Kraft 
und Selbstbewußtsein ausstrahlende De­
monstration mit 3000 Leuten. Man 
brauchte keine abstrakt geleitete Legiti­
mation. Man wußte was man will und 
wie es zu erreichen ist.

An der Kundgebung vor dem besetzten 
Häuserblock wurde bekanntgegeben, daß 
die Genossen die Häuser solange nicht 
freiwillig verlassen werdön, bis sie nicht 
wissen wohin. Sie forderten angemessene 
Ersatzwohnungen, wo ihre Wohnkollek- 
tive weiter existieren können. Die Ver­
handlungen über ein evtl. Angebot der 
Stadt werden die Genossen öffentlich fiih- 
ren.-Sie werden aber dieses Angebot der 
Stadt nur dann annehmen, wenn Arbeits­
emigranten, die in der letzten Zeit Haus­
besetzungen erfolglos durchgeführt ha­
ben (s. ID Nr. 3 und 4), und unter unzu­
mutbaren Verhältnissen weiterleben müs­
sen, als erstes mit Ersatzwohnungen ver­
sorgt werden.

Räumungsnacht -  
alles kracht!

2. November (ID Nr. 1, p) Am Sonn­
tag, dem 28.10. gingen die Vorbereitun­
gen für den Fall der Räumung des Häu­
serblocks Bockenheimer/Schumannstras- 
se weiter. Man versuchte die Diskussion 
auf zwei Gleisen zu führen; einmal die

politische Argumentation, andererseits 
die Fragen der Militanz. Man war darüber 
einig, daß der Kampf nur politisch zu ge­
winnen ist, d.h. man muß die inneren 
Widersprüche des SPD-Stadtrates weiter 
vertiefen und gleichzeitig durch das Kund­
tun der breiten Solidarität der Bevölke­
rung die Falken (Polizeipräsident Müller, 
Rudi Arndt u.a.) zu Zugeständnissen 
zwingen. Was die militanten Aktionen 
betrifft, so ist die erste Aufgabe eine 
Nacht- und Nebelaktion wie beim Ketten 
hofweg zu verhindern. Dazu hatten die 
Stadtteilgruppen ihre Pläne zum Wecken 
der Stadt weiterentwickelt. An diesem ^  
Nachmittag kamen nicht nur organisierte! 
Genossen zum Treffen, viele haben sich 
bisher erst kennengelernt und es bildeten 
sich spontan neue Stadtteilgruppen für 
die Stadtteile, die bisher noch nicht 
erfaßt wurden. Die Gruppen entschlos­
sen sich zu stadtteilspezifischen Informa­
tionen, d.h. mit den Ständen und Flug­
blättern gleich die Probleme der jeweili­
gen Stadtteile mit der Sache der Hausbe­
setzer in Zusammenhang zu bringen.

Am Montag wurde Stadtteilplenum 
gehalten. Man organisierte die Verteilung 
der Flugblätter und den Aufbau der Infor­
mationsstände. Eine Gruppe von Leuten 
aus dem TAT (Theater am Turm) schloß 
sich einer Stadtteilgruppe an, um mit 
ihnen gemeinsam auf die Straße zu ge­
hen. Es bildete sich eine “Projektgruppe 
Barrikaden” .

Dienstag am 30.10. trafen sich die M 
Leute, die in der Räumungsnacht in die 
besetzten Häusern einziehen wollten. Es 
ist notwendig, daß neben den ca. 90 
Hausbesetzern noch mindestens zweimal 
soviel bei der Verteidigung der Wohnräu- 
me in den Häusern mithelfen. Man schaff­
te weiteres Material zum Barrikaden-Bau 
an, dabei wurden vier Genossen festge­
nommen.

Es tauchte am Dienstag ein verwirren­
des juristisches Krims-Krams auf, das un­
gefähr folgendermaßen aussah: Die Stadt 
hatte dem Spekulanten Bubis noch bei 
der Voranfrage Bedingungen gestellt, die 
u.a. die unentgeltliche Überlassung eines 
gegenüberliegenden Hauses in der Schu­
mannstraße zum Inhalt hatte. In dem 
Original erschien aber diese Bedingung 
mit dem Zusatz

“Wenn er dieses Pbjekt erwerben könn­
te” , so sollte er das Haus der Stadt über­
geben. Bubis konnte das Haus nicht “er­
werben” , nicht für zwei, nicht für drei, 
nicht für zuletzt 4 Millionen angebotenen 
DM. Wenn diese Zusatzbedingung in einer
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der Schriften nicht aufgeführt wäre, so 
könnte die Stadt von den Vereinbarungen 
zuriicktreten. Wie dieser Zusatz, der in 
anderen Papieren nicht aufzufinden ist, 
auf das Papier kam; warum der Spekulant 
Bubis krampfhaft versucht hatte für ein ' 
Haus vier Millionen Mark auszugeben, 
das er sowieso an die Stadt weiterver­
schenken müßte — dafür gab es keine 
Antwort — . Man ließ sich aber durch die­
sen juristischen Quatsch nicht ablenken.

Am Mittwoch nachmittag trafen sich • 
noch einmal die Stadtteildeligierten. Es 
traten Schwierigkeiten auf; die 26000 
Flugblätter waren zu wenig. Leute, die 

^ ^ h  zum Verteilen gemeldet haben, gin­
gen in einigen Stadtteilen mit leeren 
Händen aus. Man bereitete sich auf die 
lapge Nacht'vor.

Auf das teach-in um 20.30 Uhr kamen 
über zweitausend Leute. Aus dem über­
füllten Hörsaal wurden die Reden in einen 
gleichfalls vollen Hörsaal übertragen.
Uber zweitausend Leute kamen, um sich 
praktisch mit den Hausbesetzern zu soli­
darisieren. Cohn-Bendit: Die Massenmo­
bilisierung hat gezeigt, daß diejenigen Un­
recht haben, die immer sagten, daß Haus­
besetzung keine Strategie sei... Das ist 
eine Strategie für die konkrete politische 
Situation in Frankfurt, die zum erstenmal 
nicht an Reformismus gebunden ist, son­
dern die Widersprüche so weit voran­
treibt, daß sie sie auilost und den SPD- 
Magistrat zwingt, sich offen für das Kapi-

und gegen die Interessen der Bevöl­
kerung  auszusprechen. Die passive und 

aktive Solidarisierung in der Bevölkerung 
hat es gezeigt, daß der Linksradikalismus, 
d.h. Politik, die nicht gebunden ist an 
traditionellen Institutionen, Massenmobi­
lisierung erreichen kann. Durch die Mas­
senmobilisierung wurde die Isolation der 
Leute in den Häusern durchbrochen; das 
wird ihnen die politische Niederlage, wie 
es in Hamburg der Fall gewesen ist, er­
sparen. Doch da die Emigranten nicht in 
dem Maße an den Aktionen für die Vertei­
digung dieser Häuser wie sonst an dem 
Wohnungskampf teilnehmen, zeigt, daß 
diese Bewegung noch immer ihre Basis 
hauptsächlich unter den Studenten hat. 
Deshalb ist es notwendig, in die Forde­
rungen, hinter denen eine Massenbasis 
steht, auch die Forderungen aufzuneh­
men, d.h. solange keine freiwillige Räu­
mung der Häuser, bis die Arbeitsemigran­
ten nicht menschenwürdige Wohnungen 
zur Verfügung gestellt bekommen. - Die 
Räumung des Westends wird die Karriere 
von Rudi Arndt beenden. Es wird genau-
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so eine politisch-militärische Niederlage 
für die SPD werden, wie es der Ford- 
Streik gewesen ist.

Die Stadtteilgruppen berichten über 
ihre Arbeit und über weitere Aktionen in 
ihren Stadtteilen. Währenddessen ging die 
Sammelbüchse rum. An diesem Abend 
sind über viertausend Mark zusammenge­
kommen. Man schwitzte in dem unerträg­
lich warmen und vollgerauchten Saaf, 
aber hielt durch.

Um halb zwölf in der Nacht erschien 
Berkemeier, der Vorsitzende des Aus­
schusses für Bau und Wohnen. Der Magi­
strat hat die Hose runtergelassen. Wer 
noch Zweifel hatte an der Unfähigkeit 
der Stadt, die Probleme ihrer Bewohner 
zu lösen, konnte das Trauerspiel erleben 
von dem armen Magistrat, der sich von 
Versprechungen an die Spekulanten nicht 
lösen kann, sonst müßte er 10 Millionen 
Entschädigung zahlen “und das können 
sie doch nicht erwarten... usw.” Wieso 
denn eigentlich nicht? Die Stadträte ha­
ben diese Scheiße ausgehandelt — sie sol­
len auch dafür bezahlen — war die Ant­
wort. Aber noch besser — die Häuser sol­
len denen gehören, die sie bewohnen und 
die Spekulanten sollen endlich mal arbei­
ten gehen. Nachdem die drei wehleidigen 
SPD-Stadtratsmitglieder ihren Obulus 
von hundert Mark in die Sammelbüchse 
legten, versicherten sie der Versammlung, 
daß zunächst nicht geräumt wird, und 
man sucht nach einer Lösung, die für bei­
de Seiten akzeptabel ist. Man konnte 
Berkemeiers Worten nicht viel Glauben

schenken, er hatte sich schon beim Ket­
tenhofweg gedacht, solange er verhan­
delt, kommt es nicht zur gewaltsamen 
Räumung, während sein Genosse Müller 
hinter seinem Rücken mit seinen 7000 
Marsmenschen erschien und den Weg für 
die Zerstörungskommandos freimachte.

An die 500 zogen danach in den Fest­
saal des Studentenhauses, um hie’ 
meinsam zu übernachten. Ca. 100 Genos­
sen gingen in die besetzten Häuser, um 
den anderen beizustehen und die Barrika­
den weiterzubauen. Um dem Einsatz von 
Tränengaskörpern zu begegnen, hatte 
man Maschendraht vor die Fenster ge­
spannt. Im AStA wurde eine Sanitäts­
stelle eingerichtet und die Rote Hilfe e.V. 
verteile Flugblätter zum richtigen Verhal­
ten bei Festnahmen und ähnlichem. 
Während der ganzen Nacht liefen im Fest­
saal Filme. Als gerade “Z” lief, hörte man 
die Filmmusik auch im Polizeifunk. Also 
gab es eine Wanze in dem Raum. Man be­
schloß sich gegenseitig zu durchsuchen, 
aber man tat es so verschämt, daß viele 
sich selbst durchsuchten. Es wurde lang­
sam klar, daß in dieser Nacht nicht ge­
räumt wird, doch akzeptierte man, daß es 
eine notwendige “Generalprobe” war und 
blieb zusammen. Es hatten sich Wiesba­
dener Genossen bereit erklärt, das aus­
rücken der Bereitschaftspolizei nach 
Frankfurt zu melden. Auch hätte der 
Häuserrat als erster von dem Bereitschafts­
zustand in den Krankenhäusern erfahren, 
der bei Polizeieinsätzen dieser Größe 
immer vorsorglich angeordnet wird. Bis 
halb sieben morgens saßen noch 3-400 im 
Festsaal bei “Spiel mir das Lied vom 
Tod” . Die Ermüdung kam schon gegen 
drei Uhr, man hatte keine Lust mehr zu 
diskutieren, es herrschte keine besonde­
re Gemeinsamkeit, man genoß die Situa­
tion und wartete.

Für den Ernstfälle wird man Matrat­
zen mitbringen müssen, um nicht unaus­
geschlafen an die Front zu gehen. Wenn 
das Räumungsheer anrückt, wird es von 
mindestens 500 Leuten erwartet, die Ne­
benstraßen werden von Autos vollgeparkt,

die ein Näherrücken der Wasserwerfer un­
möglich machen werden. Und wenn die 
Stadt geweckt ist, wird die Polizei ge­
zwungen sein, ihre verrückte Arbeit vor 
den Augen tausender von Bürgern zu ver­
richten.

Was die Stimmung in der Stadt anbe­
langt: würde sich der Häuserrat heute zu 
kommunalen Wahlen stellen, so wären 
ihm einige Sitze im Stadtrat sicher.
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Der jüngste Krieg im Nahen Osten, 
der sich im öffentlichen Bewußtsein ais­
riesige Materialschlacht zwischen nord­
amerikanischem und sowjetischem Kriegs­
gerät darstellte (militärische Erfolge wur­
den an zerstörten Panzern, Flugzeugen 
etc; gemessen), rückte die Frage nach den 
Interessen der Großmächte in der Drit­
ten Welt erneut in den Mittelpunkt der 
politischen Diskussion. Zugleich beschwö­
ren Meinungsmedien der westlichen In­
dustrieländer das düstere Bild einer Welt­
energiekrise, sprachen gar vom „Verdor­
ren” der sogenannten freien Welt “an 
Energiemangel” und der “Unterernährung 
an Mineralöl.” 1) “Nicht nur Amerika, 
sondern auch Europa und Japan (hat) 
eine schon an Hysterie grenzende Angst 
vor einer Energiekrise erfaßt.” 2)

Die Krise ist nun da. um ihren Hinter­
grund zu erhellen, müssen wir auf einige 
Fakten — Statistiken, Prognosen etc. — 
zurückgreifen. Jederman weiß, daß Erdöl 
für das Funktionieren entwickelter Indu­
striegesellschaften unentbehrlich ist. Es 
ist der bedeutendste Energieträger für die 
Energieproduktion, für das Transportwe­
sen und für die Militärapparate, sowie der 
Rohstoff wichtiger Wachstumsindustrien. 
Der Energiebedarf ist in den vergangenen 
Jahren vor allem in den Industrieländern 
außerordentlich gestiegen. Der Weltölver­
brauch, der sich innerhalb von zehn Jah­
ren von einer Milliarde Tonnen 1960 auf 
zwei Milliarden Tonnen 1970 verdoppelt 
hat, wächst progressiv. Vorsichtigen Schät­
zungen zufolge wird er sich 1980 bereits 
auf 3,5 Milliarden Tonnen betragen.3) 
Allein die USA verbrauchten 1970 160 
Millionen Tonnen Rohöl, 1873 voraus­
sichtlich schon die doppelte Menge. Ex­
pertenschätzungen zufolge wird der US- 
Ölbcdarf 1980 auf 600 Millionen und 
1985 auf 1 Milliarde Tonnen gestiegen 
sein.4) Auch der Erdgasbedarf, der sich 
1970 auf knapp 650 Milliarden Kubikme­
ter belief, wird sich bis 1985 fast verdop­
pelt haben.5) Die USA, die bis 1967 
Selbstversorger waren, mußten bereits 
1970 21 Prozent ihres Ölbedarfs durch 
Import decken, 1980 voraussichtlich 
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sogar 60 Prozent. Im September 1972 
gab das US-State-Department bekannt, 
daß die Ölvorkommen auf den Nordameri­
kanischen Ölfeldern fast erschöpft sind. 
Die Ölförderung in Alaska wird 1985 
nicht mehr als 100 Millionen Tonnen be­
tragen, der Erdölbedarf wird zu diesem 
Zeitpunkt mit 1 Milliarde Tonnen das 
10-fache betragen. Auch die Eigenpro­
duktion an Erdgas wird kaum halb so 
groß sein wie der Bedarf.6) Während die 
USA heute nur wenige Prozent ihres Be­
darfs im Nahen Osten decken, werden sie 
in Zukunft auf das arabische Öl wirklich 
angewiesen sein.

Noch bedrohlicher entwickelt sich die 
Abhängigkeit des westeuropäischen Erd­
ölsektors: “ In Westeuropa steigt der 
Mineralölbedarf fast doppelt so schnell 
wie in den Vereinigten Staaten.”7) Apch. 
das Verhältnis von Verbrauch und Eigen­
produktion wird zunehmend ungünstiger. 
Hier wurden 1960 etwa 200 Millionen 
Tonnen Erdölprodukte verbraucht, wäh-

14 Millionen Tonnen zu Tage kamen. Bis
1969 stieg der westeuropäische Verbrauch 
um 125 Prozent auf 550 Millionen Ton­
nen, die eigene Förderung jedoch erhöhte 
sich auf knapp 17 Millionen Tonnen.8) ▲  
Der Anteil der Eigenproduktion am Ver- ^  
brauch sank von 7 auf 3 Prozent. Für die 
BRD lag die Bedarfsentwicklung an Mine­
ralölerzeugnissen sogar noch weit über 
dem europäischen Durchschnitt. Hier hat 
sich der Mineralölverbrauch von 1960 bis
1970 sogar vervierfacht.9) Bleibt noch 
hinzuzufügen, daß der Anteil Westeuro­
pas an den Weltölreserven lediglich 0,3 
Prozent beträgt. IQ) Die mittelöstlichen 
und nordafrikanischen Ölreserven dage­
gen machen zwei Drittel der Weltreserven 
aus. “In Wirklichkeit jedoch ist die Stel­
lung der arabischen Länder auf dem Öl­
markt eine noch viel stärkere. Das rest­
liche Drittel der Weltreserven entfällt 
zum weitaus größten Teil auf die nord­
amerikanischen und sowjetischen Reser-
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ven, die im wesentlichen der Selbstversor-, 
gung Nordamerikas und des Ostblocks 
dienen... Nach Absetzung der der Selbst­
versorgung dienenden nordamerikanischen 
und sowjetischen Reserven ergibt sich, 

^ p ß  die Ölversorgung des freien Weitmark­
ies zu 90 % auf den mittelöstlich-nord­
afrikanischen Quellen beruht.” 11) Die 
auf dem Territorium der Sowjetunion 
entdeckten Ölfelder jedoch liegen geo­
graphisch so ungünstig, daß sie nur mit 
erheblichem Kostenaufwand der sowjeti­
schen Industrie nutzbar gemacht werden 
können, so daß auch die Sowjetunion 
ihren eigenen Bedarf zunehmend im Na­
hen Osten, vor allem aus dem Irak, dem 
Iran und den Ländern am Persischen'Golf 
deckt.

Die Nutzbarmachung des Erdöls im 
Prozeß der technisch-industriellen Ent­
wicklung hat seit der Jahrhundertwende 
einen Run auf die Ölreservoirs der Drit­
ten Welt ausgelöst. Die ersten Ölexporte 
des Mittleren Ostens kamen aus Persien, 
wo schon 1912 die erste Raffinierien er­

d ich te t wurden. Mit der Ausdehnung der 
^ im onopole von Persien auf den Irak, 

dann auf Saudiarabien, die Scheichtümer 
am Golf und schließlich auf Nordafrika: 
Ägypten, Libyen und Algerien, sind die 
Ölausfuhren von Jahr zu Jahr gestiegen.
Bis zum Zweiten Weltkrieg dominierten 
im Mittleren und Nahen Osten britische 
Ölkonzerne,die bis zu 90 Prozent der da­
maligen ölwirtschaft kontrollierten.
Nach und nach setzte sich jedoch nord­
amerikanischer Einfluß durch, bis US- 
Konzerne schließlich die Führungsrolle 
in diesem Bereich errangen. Nordamerika­
nische Öltrusts ließen sich zuerst im Irak 
nieder, nach dem die Standard Oil Com­
pany 1928 der Deutschen Bank eine Be­
teiligung an der Iraq Petroleum Company 
weggeschnappt hatte. Kurz darauf ergat­
terte der amerikanische Botschafter in 
London und damaliger Mitinhaber der 
Gulf Oil eine 50 prozentige Beteiligung 
seiner Firma an der Kuweit Oil Company, 
ln Saudi-Arabien gingen, obwohl Ibn 
Saud amerikanischen Konzernen schon 
1933 Konzessionen zugesprochen hatte,

die hundertprozentigen Eigentumsrechte 
der Aramco (Standard Oil of N.Y., Stan­
dard Oil of C., Texaco je 30 %, Mobil Oil
10 %) erst im Zweiten Weltkrieg an die 
Amerikaner. 12) Der endgültige Durch­
bruch gelang den USA aber erst 1954 in 
Persien durch einen wesentlich vom CIA 
getragenen Militärputsch gegen Mossa- 
degh, der 1951 die gesamte bis dahin von 
den Briten beherrschte Ölproduktion ver­
staatlicht hatte. Die Beteiligung amerikani­
scher Konzerne an der Bildung des Inter­
nationalen Ölkonsortiums, das die NIOC 
(National Iranian Oil Company) beherr­
schen sollte (BP 40 %, Royal Dutch Shell 
14 %, Compagnie Francais des Petroles
6 % und amerikanische Gesellschaften: 
Standard Oil of N.Y., Standard Oil of C., 
Secony Mobil Oil, Texaco, Gulf Oil,
Iricon Agency Ltd., 40 %), entschied den 
Wettlauf um das nahöstliche öl endgültig 
zugunsten der USA, die nach und nach 
zwei Drittel der nahöstlichen Ölproduk­
tion ihrer Kontrolle unterwarfen: Die 
Tray Petroleum Company teilten sich BP, 
Shell, die Compagnie Francaise des 
Petroles, Secony Mobil Oil und Standard
011 of N.Y. in Saudi-Arabien hielten US- 
Konzerne das Konzessionsmonopol. Die 
Kufweit Oil Company gehört zu gleichen 
Teilen BP und Gulf Oil, die Bahrein Pe­
troleum Company wiederum ist ganz in 
amerikanischem Besitz. 13) In Libyen 
erfolgten bislang 80 Prozent der Erdölpro­
duktion durch amerikanische Konzerne
14), 15) usw. Die fünfziger und sechziger 
Jahre waren die Blütezeit der internatio­
nalen Ölkonzerne, die — zusammenge­
schlossen im Internationalen Erdölkartell 
— die unangefochtene Kontrolle über die 
Erdölförderung hatten. Sie konnten — ge­
stützt auf ihre Bohr- und Förderrechte, 
die sie den jeweiligen Ölländern teils durch 
durch die Drohung direkter militärischer 
Intervention, teils mit ökonomischem und 
diplomatischem Druck aheerungen hat­
ten - sowohl die Preise gegenüber den Er­
zeugerländern als auch den Verbraucher­
ländern diktieren. Kein Wunder, daß die 
Profitraten der Ölkonzerne zu den höch­
sten aller kapitalistischen Untemehmun-

.gen zählen. Dem Kartell gehörten zu­
nächst ein britisches, ein britisch-nieder­
ländisches und fünf nordamerikanische 
Monopole an. Später wurde es um die ja­
panischen und italienischen Außenseiter 
im Ölgeschäft erweitert, die in der Ver­
gangenheit versucht hatten durch separate 
Verträge das Monopol der anglo-amerika- 
nischen Öltrusts zu brechen. Das Interna­
tionale Ölkartell kontrollierte bislang 
mehr als vier Fünftel der Ölvorräte, zwei 
Drittel der Fördening und des Absatzes 
sowie die Hälfte der Erdölverarbeitungs­
betriebe in der kapitalistischen Welt.

‘‘Die schicksalhafte Verkettung mit 
dem arabischen Erdöl” 15) und die Poli­
tik des Internationalen Konsortiums hat­
ten zur Folge, daß die arabischen Länder 
noch 1970 nicht mehr als 3 Prozent ihres 
Erdöls selbst fördern konnten. 16) Erst 
seit Anfang der siebziger Jahre bahnt 
sich ein Wandel in den Beziehungen zwi­
schen den Ölländern und den Mineralöl­
konzernen an. 1960 wurde die OPEC 
(Organisation of Petroleum Exporting 
Countries) gegründet, der 1972 zwölf 
Länder angehören: Abu Dhabi, Iran, Irak, 
Katar, Kuweit, Saudi-Arabien, Algerien, 
Libyen, Indonesien, Nigeria und Venezu­
ela. Ihr Anteil an den Erdölvorräten der 
nicht sozialistischen Welt beträgt 1971 
75 Prozent, ihr Anteil am exportierten 
Erdöl auf dem kapitalistischen Weltmarkt 
mehr als 90 Prozent. Westeuropa und Ja­
pan importieren allein 95 Prozent ihres 
Öls aus den OPEC-Ländern.17) Auch 
Israel, wo seit der Staatsgründung 1948 
mehr als zweihundert Bohrungen vorge­
nommen wurden, ist von Erdolunporten 
abhängig. Hier wurde nur ein einziges Öl­
feld entdeckt, dessen Vorkommen, gemes­
sen am irsaelischen Bedarf, unbedeutend 
sind. Die wichtigste Energiequelle Israels 
sind die Ölfelder von Abu Rhodeis am 
südwestlichen Zipfel der 1967 eroberten 
Halbinsel Sinai. 18)

Der OPEC geht es darum, die Monopol­
stellung des internationalen Ölkartells zu 
brechen, eine nationale Kontrolle der Erd­
ölländer über ihre ölwirtschaft durchzu­
setzen, die staatlichen Einnahmen aus der

9



ben, ist es ihnen jetzt zum ersten Mal für 
jederman sichtbar gelungen, ihre natio­
nalen Interessen gemeinsam gegen das 
Kartell der Imperialisten mit Macht zu 
artikulieren. Für Westeuropa hat sich die 
prozionistische Politik bereits als Bume­
rang erwiesen. Treibstoff wird knapp, 
Benzinpreise steigen, in der Automobil- . 
industrie, der chemischen Industrie sowie 
in vor- und nachgelagerten Bereichen 
droht Arbeitslosigkeit. Die NATO- und 
die Bundeswehr greifen bereits auf zivile 
Bestände zurück, um die “Verteidigungs”- 
bereitschaft zu erhalten. ^

Die Diplomaten der USA und Weste® 
ropas versuchen derzeit, die arabischen 
Regime zur Kooperation in der Erdölfra­
ge zu veranlassen. Erdöl ist ihr Hauptin­
teresse in dieser Region. Seit sich in den 
letzten Jahren eine Zuspitzung des ölkon- 
fliktes abzuzeichnen begann, wurden 
Israel und der Iran mit modernsten Waf­
fen zum Hauptverbündeten aufgerüstet. 
Amerikanische Marines üben den Wüsten­
kampf für den Fall, daß die USA in Ver­
wicklung mit einer Wüstenmacht geraten 
sollten, vor allem in Nordafrika oder im 
östlichen Mittelmeer” . 25) Seit das öl 
zum “nationalen” Interesse der USA er­
klärt wurde, ist “ein militärisches Ein­
greifen nicht ausgeschlossen” 26).
Brigitte Heinrich
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griffskriege der mit westeuropäischen und 
amerikanischen Waffen ausgerüsteten 
israelischen Armeen zur Flucht gezwun­
gen wurden, seit sich Israel nach und 
nach umfangreiche arabische Territorien 
einverleibte. Der Imperialismus im Na­
hen Osten verbirgt sich hinter den ver­
schiedensten Masken. Der CIA-Putsch in 
Persien zur Wiedererlangung der Kontrol­
le über die nationalisierten Ölquellen, die 
Invasion Ägyptens zur Wiedereroberung 
des nationalisierten Suez-Kanals, die bluti- 
blutigen Massaker, die Husseins Truppen 
mit amerikanischen Waffen im Septem­
ber 1970 an der palästinensischen Be­
völkerung verübten, der Putsch 1970 in 
der Türkei zur Erhaltung der Kontrolle 
über mehr als hundert NATO-Stützpunk-
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te unter dem Oberbefehl des Pentagon, 
der Putsch in Marokko im vergangenen 
Jahr zur Zerschlagung nationaler und 
emanzipatorischer Bewegungen sind nur 
einige Beispiele. Die Kollaboration der 
imperialistischen Geheimdienste ermög­
lichten die Abschiebung hunderter von 
Palästinensern aus der BRD, (“das war gut 
so, und wir hoffen, es wird noch mehr ge­
tan” ; Sprecher des israelischen Außen­
ministeriums 24)) ermöglichten auch das 
Blutbad von Beirut (Golda Meir: “ das 
war wunderbar, wirklich ganz wunder­
bar” , Stern).

Obwohl die arabischen Brougeoisien 
im Innern jegliche emanzipatorischen Be­
strebungen, die ihre Herrschaft in Frage 
zu stellen drohten, brutal unterdrückt ha-



Tätigkeit ausländischer Gesellschaften zu 
erhöhen und nationale Erdölindustien 
aufzubauen, um selbst auf dem Welt­
markt in Erscheinung zu treten. Es dauer­
te lange, bis die OPEC ihre Mitglieder auf 
eine halbwegs einheitliche Politik gegen­
über den Mineralölkonzernen festlegen 
konnte, nachdem es bis in die sechziger 
Jahre den Öltrusts immer wieder gelun­
gen war, das OPEC-Bündnis aufzuwei­
chen und einzelnen Ländern separate Ver­
träge abzuhandeln: Als Persien zur Zeit 
Mossadeghs seine Erdölproduktion ver­
staatlichte, organisierten die Ölgesellschaf­
ten einen internationalen Ölboykott. Sie 
waren jedoch aufgrund der in Kuweit ent- 

j j^ c k te n  Reserven in der Lage, die Produk­
tion in diesem Gebiet so rasch zu ent­
wickeln, daß sie den Ausfall des irani­
schen Öls rasch kompensieren konnten.
Als 1958 auch der Irak begann, die Öl­
gesellschaften unter Druck zu setzen, 
waren diese bereits in der Lage, die För­
derung in Persien, in Kuweit und an der 
Vertragsküste am Persischen Golf rasch 
auszudehnen, so daß der Irak fürchten 
mußte, keine Kunden mehr für sein öl zu 
finden. Bagdad verzichtete daraufhin auf 
Verstaatlichungsmaßnahmen und gab sich 
mit kleinen finanziellen Erfolgen zufrie­
den.

Erst 1970 traten die OPEC-Länder den 
Ölkonzernen erstmals geschlossen gegen­
über. Den Beginn dieser Entwicklung, die 
den Ölländern des Mittelmeerraums grös­
sere Durchsetzungskraft bei ihren Forde­

ru n g e n  gegenüber den Industrienationen 
^^erleihen sollte, markierte bereits die 

Schließung des Suez-Kanals. Die Beliefe­
rung Westeuropas mit Öl aus dem Iran 
und den Scheichtümern am Persischen 
Grolf erfolgt seither p^r Tankerfracht 
um das Kap der Guten Hoffnung. Als 
dann im Mai 1970 die Instandsetzung 
der von palästinensichen Kommandogrup­
pen gesprengten TAP-Pipeline von der 
syrischen Regierung verweigert wurde, und 
und als kurz darauf von Libyen drastische 
Förderbeschränkungen verfügt wurden, 
kam es zu erheblichen Engpässen in der 
westeuropäischen Ölversorgung. Die an­
schließende Verlagerung westeuropäischer 
Ölkäufe auf Persien und die Golfländer 
bewirkte eine Überbeanspruchung der 
Tankerkapazitäten, so daß sich die Fracht­
kosten innerhalb kurzer Zeit verdreifach­
ten. Dadurch erhöhten sich die Standort­
vorteile der ans Mittelmeer angrenzenden 
Ölländer noch mehr.

Nach und nach gelang es den Öllän- 
: dern, den internationalen Konzernen

günstigere Verträge abzuhandeln. Auf der 
21. OPEC-Kon^erenz im Dezember 1970 
erhöhten sie ihren Anteil an den Gewin­
nen der Konzessionsgesellschaften von 50 
auf 55 Prozent. Im Frühjahr 1971 wurden 
in den Abkommen von Teheran und 
Tripolis die Referenzpreise (posted prices, 
das sind fiktive Preise für die Berechnung 
der fiskalischen Abgaben) je nach Quali­
tät des Öls und der Lage der Verladehäfen 
erhöht. Bereits im September des glei­
chen Jahres mußten die Verbraucherlän­
der auf der Konferenz in Beirut einen Aus­
gleich der infolge der ersten Dollarabwer­
tung verminderten Einnahmen der Produ­
zentenländer zugestehen. Anfang 1972 
verlangten die Ölländer erstmals eine Be­
teiligung an den internationalen Ölkon­
zernen, die bis dahin die jeweiligen Ölsek­
toren ganz oder teilweise dominierten; 
Saudi-Arabien, Kuweit, Katar und Abu 
Dhabi erhielten das vertragliche Recht, 
an den in ihrem Lande tätigen Förderge­
sellschaften eine 25-prozentige Beteiligung 
zu übernehmen, die Anfang der achtziger 
Jahre auf 51 Prozent gesteigert werden 
soll. Anfang dieses Jahres setzten sie eine 
erneute Preisanpassung im Zusammenhang 
mit der zweiten Dollarabwertung durch 
19). Durch diese Maßnahmen und die 
weitere Intensivierung der Erdölförderung 
erhöhten sich die Einkünfte der OPEC- 
I ander ganz erheblich

Das geschlossene Auftreten der Öllän­
der kommentierte die Neue Zürcher Zei­
tung damals wie folgt: “Die Aussicht, in 
Sonderverhandlungen Erdölexportländer 
gegeneinander auszuspielen, ist auf ein 
Mindestmaß gesunken.” 20) Mehr noch:
Als der Irak die IPC verstaatlichte, wurde 
dieser Beschluß von den übrigen Öllän­
dern dadurch unterstützt, daß sie beschlos­
sen, es den Konzessionsgesellschaften zu 
untersagen, den Verlust des irakischen 
Öls durch höhere Förderung in den übri­
gen OPEC-Ländern zu kompensieren.
1971 schon hatte die Regierung Algeriens 
die Gasindustrie und -Versorgung sowie 
das gesamte Erdölleitungssystem natio­
nalisiert und den französischen Kapital­
anteil im Ölsektor auf 49 Prozent redu­
ziert. Im gleichen Jahr annullierte Libyen 
die Konzessionen der BP und übernahm 
die Anlagen in Staatseigentum. Im Sep­
tember dieses Jahres übernahm Libyen die 
Kontrolle sämtlicher ausländischer Ölge­
sellschaften und erhöhte den Preis pro 
Barrel (164 Liter) von 4 auf 6 Dollar. Be­
reits im März hatte der Iran die Förder­
anlagen der ausländischen Mineralölkon­
zerne nationalisiert, gleichzeitig jedoch die

die zum internationalen Konsortium ge­
hörenden Ölkonzerne zu “Privilegierten 
Kunden” erklärt und langfristige Liefer­
verträge abgeschlossen, so daß das Konsor­
tium über 80 Prozent des iranischen Öls 
verfügen kann, während der Iran selbst 
nur 20 Prozent seiner Förderung ver­
kauft. 20) Als dann Mitte Mai in der Erd­
ölförderung des Irak und in Kuweit Warn­
streiks durchgeführt wurden, beklagte 
Westeuropa die “Tendenzen zur r  L a i­
sierung der Erdölfrage” 21). Bereits zu 
dieser Zeit wurde das arabische ö l als po­
litische Waffe gegen die zionistische Ex­
pansionspolitik erwogen, um Druck gegen 
die Industriestaaten auszuüben, die Israel 
müitärisch, finanziell und propagandi­
stisch unterstützen.

Bei Ausbruch des israelisch-arabischen 
Krieges verstaatlichte der Irak den US- 
ölkonzern Standard Oil of N.Y. Etwa 
eine Woche später beschlossen die OPEC- 
Länder im Nahen Osten ihre Ölförderung 
monatlich um 5 Prozent zu kürzen.
Libyen verfügte einen totalen Lieferstop 
in die USA. Die Staaten am Persischen 
Golf nutzten die Gelegenheit, den Ölpreis 
weiter zu steigern. Dies güt allerdings nur 
für das Öl, über das sie aufgrund ihrer Be­
teiligung an den Konzessionen der inter­
nationalen Konzerne verfügen können, 
d.h. derzeit nur ein Viertel der Förderung 
in ihren Ländern. 22) Anfang November 
wurde schließlich eine 25-prozentige 
Drosselung der Ölproduktion beschlos­
sen.

Alle Welt redete von Erpressung. Doch 
“die Erpresser, die aus der Wüste kamen” 
(BUd) meinten nur: “die Araber wären 
Narren, wenn sie anders handelten” 23)

Tatsächlich waren der Nahe und der 
Mittlere Osten jahrhundertlang der 
Brennpunkt von Auseinandersetzungen 
zwischen den jeweiligen Großmächten.
Das Osmanische Reich, Frankreich, Groß­
britannien, das zaristische Rußland wie 
die UdSSR und schließlich die USA strit­
ten um terrotorialen Besitz, um strategi­
sche Positionen, Stützpunkte, Wasserstras­
sen und schließlich ums Öl. Militärische 
Interventionen, ökonomische und politi­
sche Pressionen, dies alles vollzog sich auf 
dem Rücken der dort ansässigen Bevölke­
rung. Ausbeutung und Unterdrückung der 
Völker des Nahen Ostens begannen nicht 
erst, seit 1948 mit Billigung und Unter­
stützung Westeuropas und der USA der 
Staat Israel gegründet wurde, seit Hun­
derttausende palästinensischer Araber 
durch Mord und Terror der zionistischen 
Geheimdienste und durch mehrere An-
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Der Befreiungskampf
inSüdarabien.

Im Gegensatz zum Palästinakonflikt 
finden die Geschehnisse im südarabischen 
Raum hierzulande kaum Beachtung. Da­
für mag es wegen der mittlerweile tradi­
tionellen Fixiertheit der bürgerlichen 
Presse und angesichts der spektakulären 
palästinensischen Kommandoaktionen 
einleuchtende Gründe geben, bleibt aber 
soweit es Publikationen der Linken be­
trifft, umso unverständlicher als die 
Befreiungskämpfe am Golf (1) schon 
wegen der wachsenden Abhängigkeit der 
westlichen Länder von den Erdölreserven 
Süd- und Ostarabiens an Bedeutung ge­
winnen.

War die Bedeutung der Golfgebiete 
für den Westen, insbesondere für Groß­
britannien, im letzten Jahrhundert noch 
rein strategischer Natur, da es galt, die 
Seewege nach Indien zu sichern, so stieg 
ihr Wert seit der Entdeckung der Erdöl­
vorkommen um die Jahrhundertwende 
ins Unermeßliche: im Nahen Osten la­
gern annähernd zwei Drittel der ge­
schätzten Erdölreserven und etwa 28 % 
der Erdgasvorkommen der gesamten 
Welt. Diese Tatsache bedingte denn auch 
- analog zur wachsenden Bedeutung der 
USA auf dem Weltmarkt -  das verstärkte 
Engagement amerikanischer Firmen. 
Während Großbritannien 1934 noch 94 % 
der Erdölförderung (gegenüber 6 % durch 
Frankreich und die USA) kontrollierte, 
ist der Anteil amerikanischer Gesellschaf­
ten auf ca. 6o % gewachsen (Großbritan­
nien nur noch etwa 29 %). Hinzu kommt, 
daß sich in naher Zukunft, ganz besonders 
für die USA, ein existentielles Interesse am 
am Golföl ergibt. Es steht zu erwarten, 
daß die bislang bekannten Ölreserven in 
den Vereinigten Staaten und Lateiname­
rika bereits in einem Jahrzehnt erschöpft 
sein werden. Schon heute bezieht West­
europa 6o %, Japan sogar 9o % seines Be­
darfs aus den Ländern am Golf. Die eigent­
liche Bedeutung für die Ölkonzerne liegt 
in der außerordentlichen Förderleistung 
der Bohrstellen und den daraus resultie­
renden hohen Gewinnen. Die Erschliesß 
sungskosten betragen pro Barrel (etwa 
16o 1) in Kanada 3 ,10 in den USA 1,73, 
in Venezuela 0,51 gegenüber nur 0,16 
Dollar im Nahen Osten. Es liegt auf der 
Hand, daß die enorme wirtschaftliche 
Bedeutung der arabischen Halbinsel für 
den Weltmarkt besondere Vorkehrungen 
und Maßnahmen gegen Störfaktoren er­
fordert. Die Grundlagen dafür sind in der 
politischen und militärischen Infrastruk­
tur der Emirate angelegt. Die systemati­
sche Zerstücklung der Region in künst- 
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liehe Staatsgebilde mit ihren Marionet­
tenregierungen führte schon im letzten 
Jahrhundert zu einer relativ stabilen Herr­
schaft Großbritanniens. Militärischer Trä­
ger war und ist zum Teil auch heute noch 
eine von Briten, Hindus und Pakistanis 
angeführte Kolonialtruppe. Im weiteren 
Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung 
geriet jedoch Großbritannien zunehmend 
in das Dilemma, einerseits für die militä­
rische Sicherung der Gebiete zu sorgen, 
andererseits den USA weitgehend das 
Feld der Investitionspolitik zu überlassen. 
Der seit den sechziger Jahren sukzessiv 
erfolgte Abzug der britischen Truppen 
machte den Zusammenschluß der bisher 
streng auf ihre “Autonomie” bedachten 
Emirate zu einer Förderation erforderlich, 
welche allerdings wegen expansionistischer 
Bestrebungen einzelner Emire nicht in 
vollem Umfang realisiert werden konnte 
und in sich recht unstabil ist. Die militä­
rische Sicherung wird neben den oben 
erwähnten Rudimenten der britischen 
Kolonialarmee von eigenen Truppen un­
ter Führung vertraglich verpflichteter 
britischer Offiziere wahrgenommen. In 
größerem Rahmen soll der Schutz vor 
Befreiungsbewegungen sowohl durch 
Stützpunkte der britischen und ameri­
kanischen Luftwaffe als auch durch ver­
stärkte Waffenlieferungen an Regime wie 
Saudi-Arabien und Persien gewährleistet 
werden. (2)

Obwohl die südjementische Revolution 
schon in einem sehr frühen Stadium durch 
eine radikale sozialistische Zielsetzung be­
stimmt war, bezog sie dennoch ihren un­
mittelbaren Anlaß aus einer für arabische 
Staaten typischen Bewegung: der Kampf 
republikanischer Militärs gegen den Iman 
des heutigen Nordjemen und das mit ihm 
verbündete Saudi-Arabien. Von Bedeutung 
war diese Befreiungsbewegung nicht wegen 
eines etwaigen Erfolgs — denn dieser blieb 
angesichts der Tatsache, daß nach dem 
Sturz des Iman die alten, feudalen Stam­
messtrukturen unangetastet bleiben, aus — 
sondern weil den südjementischen Kadern 
beispielhaft die Grenzen des in seiner ei­
genen Widersprüchlichkeit gefangenen 
arabischen Pseudosozialismus nasseristi- 
scher Prägung aufgezeigt wurden. Die ur­
sprüngliche Frontstellung des vom pan- 
arabischen Sendungsbewußtsein beseelten 
Nasser zum reaktionären saudi-arabischen 
Regime in diesem Konflikt wurde sehr 
schnell aufgegeben, als sich Möglichkeiten 
ergaben, die finanziellen Potenzen eben 
dieses Saudi-Arabien der ägyptischen Wirt­
schaftsentwicklung und Aufrüstung des

Militärs nutzbar zu machen. Derartige 
Manöver in der Außenpolitik entsprechen 
durchaus der Eigentümlichkeit der arabi­
schen Militärstaaten, die in dem Wider­
spruch stehen, sich vor dem Hintergrund 
der Interessen des zahlenmäßig starken 
Kleinbürgertum um eine Kapitalakkumu­
lation bemühen zu müssen ohne die Inte­
gration in den Weltmarkt zu betreiben, 
d.h. daß immer dann die Massenloyalität 
nicht mehr aufrechterhalten werden kann, 
wenn sie sich für den Kapitalzufluß aus­
ländischer Firmen öffnen, die wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten aber fortbesteher^ 
wenn der eigene antiimperialistische An­
spruch eingelöst werden soll. Aufgrund 
dieser und auch in der Folgezeit gemach­
ten Erfahrungen mit solchen Regimes, 
denen bezeichnenderweise die KPdSU 
eine progressive Funktion in unterent­
wickelten Gesellschaften der postkoloni­
alen Phase zuweist (3), wurden die be­
waffneten Kämpfe in Südjemen und den 
angrenzenden Gebieten, die ursprünglich 
lediglich die Befreiung vom Joch des bri­
tischen Kolonialismus zum Ziel hatten, 
schon sehr bald vom linken Flügel der 
Nationalen Befreiungsfront (FNL) alter­
nativ zu dem gängigen Muster arabischer 
Revolutionen geführt, d.h weder die Inte­
ressen der nationalen Bourgeoisie noch 
des Kleinbürgertum wurden miteinbezogen. 
Die neue QuaUtät der Auseinandersetzung 
bestand darin, daß bereits in der Phase d«j\ 
Kampfes gegen die Engländer die alten ^  
Stammesstrukturen zerstört und Arbeiter­
und Bauernmilizen als Garanten der fort­
schreitenden revolutionären Entwicklung 
nach dem Abzug der Briten — der 
schließlich im November 1967 erfolgte — 
eingesetzt wurden. Konsequenterweise 
mußte die Befreiungsbewegung, vor allem 
nach dem konterrevolutionären Putsch 
vom Frühjahr 1968, auch die bewaffnete 
Auseinandersetzung mit der “Front of 
Liberation of South Yemen” (FLOSY), 
einer von Großgrundbesitzern und Han­
delsbourgeoisie getragenen und von ande­
ren arabischen Regierungen anerkannten 
Organisation, beinhalten. Die Übernahme 
der Regierung durch den linken Flügel der 
FNL im Juni 1969 war mehr als nur ein 
formaler Akt: sie signalisierte sowohl die 
fortgeschrittene Entwicklung der prole­
tarischen Selbstverwaltungsorgane als 
auch radikale Ablehnung aller nationa­
listischen Revolutionsmodelle, wie sie bis­
lang von der FLOSY und der früheren 
rechten Führung der FNL vertreten wur­
den:
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in Sindlingen.
Fortsetzung von Seite 1

“Unsere Revolution kann nur erfolg­
reich sein, wenn sie eindeutig den Weg 
des progressistischen Sozialismus ein­
schlägt; sie muß sich dabei auf die breiten 
Massen der Werktätigen stützen, diese or­
ganisieren, erziehen und auf die Über­
nahme ihrer historischen Verantwortung 
verbereiten; nur so kann die Revolution 
sich entwickeln, fortschreiten und zu 
einer permanenten werden.” (4)

Das bedeuted nicht nur, in einem per­
manenten Revolutionierungsprozeß die 
durch Kolonialismus und Feudalismus 
konservierte Rückständigkeit aufzuheben,

*ndern in der Bildung der Massen das 
ltstehen neuer Machtstrukturen zu ver­

hindern:
“Die einzige praktische Anwendung der 

Volksdemokratie ist die Übergabe jegli­
cher Macht an die Räte der Arbeiter, ar­
men Bauern und Partisanen, angefangen 
von denHäuserblocks bis zur ganzen Re­
publik. Diese Räte müssen alle legislati­
ven Befugnisse, die Kontrolle und die 
Lenkung der gesamten nationalen Wirt­
schaft und der Politik der anderen Klas­
sen, der Militärs und der Staatsadmini­
stration innehaben.“ (5)

Dagegen resultiert aus der Notwendig­
keit, die Erungenschaften der Revolution 
in Südjemen zu verteidigen, nicht nur die 
Überwindung bornierter Etappentheorien, 
wie sie der Programmatik des palästinen­
sischen Widerstandes eigen sind, sondern 
auch — positiv gewendet — die stark aus- 
fcprägte internationalistische Bestimmung 
oes Kampfes , auf deren Grundlage die 
Unterstützung der Befreiungsbewegungen 
in den angrenzenden Gebieten erfolgt: 
der Guerillas von Dhofar, Maskat und 
Oman, die ihrerseits bemüht sind, den 
Kampf bis hin nach Kuweit auszuweiten. 
Mit dem Zusammenschluß zweier tragen­
der Befreiungsorganisationen zur Volks­
front für die Befreiung Omans und des 
arabischen Golfes (PFLOAG) wurde 
nicht nur eine wichtige, sondern ange­
sichts der Bedrohung lebensnotwendige 
organisatorische Stufe der Befreiungsbe­
wegung erreicht. Der Belagerungszustand, 
in dem sich die Demokratische Volksre­
publik und die PFLOAG befinden, ist

Nu komm schon, 
Günther !

deutlich auszumachen: im Westen durch 
das Regime in Äthiopien, im Norden 
durch Saudi-Arabien, durch die Präsenz 
der britischen Luftwaffe in den Sultana­
ten Maskat und Oman, durch die Expan­
sionspolitik des Iran in Verbindung mit 
der starken ideologischen Beeinflussung 
der persischen Arbeitsemigranten in den 
Ölländern und nicht zuletzt durch die 
sogenannten fortschrittlichen arabischen 
Regime, die die Revolution im Süden als 
enormen Störfaktor begreifen müssen.

Daß der Befreiungskampf trotzdem 
Fortschritte zeigt und seine Ergänzung 
in der Subjektwerdung des Proletariats 
in den Zentren der erdölproduzierenden 
Staaten (so etwa die auf einem sehr hohen 
Niveau ausgetragenen Arbeitskämpfe in 
Kuweit, das viele Merkmale der hochka­
pitalisierten Sozialstaaten aufweist), blei­
ben ebenso verborgen wie der massive 
Einsatz der britischen Luftwaffe und der 
vorwiegend mit amerikanischen Waffen 
ausgestatteten Truppen der Emirate. 
Selbst in den Reihen des palästinensischen 
Widerstandes ist man sehr wenig empfäng­
lich für die. Erfahrungen und Postulate 
im Süden der arabischen Halbinsel, denn 
das müßte zwangsläufig zu einer grund­
legenden Revision ihrer Politik führen. 
Dabei wird es für alle Revolutionäre im 
arabischen Raum eine existentielle Frage 
sein, inwieweit der Kampf in der Dimen­
sion geführt wird, daß er sowohl den 
Sturz der arabischen Staaten als auch des 
zionistischen Regimes unter Einbeziehung 
der israelischen Arbeiterklasse beinhaltet 
und zum Aufbau einer sozialistischen Ge­
sellschaft in der gesamten Region beiträgt. 
Freilich bedeutet das selbst für die so 
richtungsweisende Politik Südjemens das 
Aufgeben der Illusion vom Aufbau einer 
entwickelten nationalen, vom weltkapi­
talistischen Markt freien und unabhängi­
gen Wirtschaft. . .  durch die Erlangung 
einer faktischen Unabhängigkeit (6). 
Cather Jarim

1) “ G o lf ’ synonym  für das Territorium der 
Anrainerstaaten des persischen Golfs.
2) “ Das Ö lscheichtum Kuweit — etwa so 
groß wie Schleswig-H olstein mit weniger Ein­
wohnern als Köln -  kauft in den USA Waffen 
für rund 1,4 Milliarden Mark.” (Spiegel 2 3 /7 3 )
3) Bassam Tibi, Militär und Sozialismus in der 
Dritten Welt, Ffm . 1973
4) IV. Kongreß der FNL 1968, zit. nach 
INPREKORR 1 8 -G ruppe Internationale 
Marxisten.
5) Abdul Fattah Ismail (FN L), Der nicht­
kapitalistische Entw icklungsw eg..., Beirut 
1968, in: Bassam Tibi (Hrsg.), Die arabische 
linke, Ffm. 1969, S. 153
6) Abdul F. Ismail, a .a .0 ., S. 138

diese Prozesse, ihre Umstände und ihre 
Funktion nur als militärische Übungen 
zu verstehen sind, vergleichbar mit dem 
Polizei- und Werkschutzterror gegen strei­
kende Fordarbeiter oder Hamburger 
Hausbesetzer.

Astrid Proll holt weit aus, analysiert 
nicht die Prozesse, sondern die pc,:‘:',ci e 
Situation in der sich die Linke bei ndet. 
greift zurück auf marxsche Fragmente 
über die Abschaffung der Arbeit (Grund­
risse S. 592 f) propagiert den bewaffneten 
Kampf und endet mit den Worten: “Die 
rote Armee aufbauen — heute noch!” (Der 
Text dieser Rede, mit der auseinanderzu­
setzen es sich lohnt, soll überarbeitet er­
scheinen)

Der Inhalt der Prozesse ist klar der Be­
deutung angemessen, die BKA und Bun­
dessicherungsgruppe den jeweüigen Per­
sonen in der vermeintlichen Hierarchie der 
RAF zubilligen. Haben Marianne Herzog 
und Rolf Pohle die Routineanklage am 
Hals, § 129 (kriminelle Vereinigung) 
Bankraub, Urkundenfälschung, Vergehen 
gegen das Waffengesetz, alles versichert 
von Zeugen, die nach juristischem Usus 
auf dieselbe Bank gehören wie die Ange­
klagten, bestätigt von solch windigen Exis­
tenzen wie Karl Heinz Ruhland, Beate 
Sturm und Ulrich Scholtz und anderen 
präparierten Zeugen der Bundessicherung­
gruppe, so muß für Astrid Proll, die dem 
vermuteten “harten Kern” angehört ha­
ben soll, gleich ein anderes Kaliber der 
Anklage her. Sie wird beschuldigt auf der, 
Frankfurter Studenten leidlich bekannten, 
Bockenheimer Landstraße das Feuer auf 
zwei dazu noch angeblich unbewaffnete 
Zivilfahnder der Bundessicherungsgruppe 
eröffnet zu haben. Damit nicht genug:
Wer schießt ohne zu treffen, macht sich 
damit eines bloßen Vergehens gegen das 
Waffengesetz strafbar. Bei geringeren Fäl­
len — etwa wenn ein Staatsanwalt wildert 
— pflegt Geldstrafe die juristische Kom­
pensation zu sein. Anders hier: Nicht nur 
geschossen haben soll Astrid Proll — es 
gibt keine Einschüsse und nur ein Projek­
til, das Kratzer aufweist, aber keine Züge, 
also nicht abgeschossen wurde, nicht nur 
das, sondern dazu soll sie noch gesagt 
haben: “Komm näher, du Bulle, damit 
ich Dich umlegen kann” -  so wird aus ei­
nem Vergehen gegen das Waffengesetz, an­
geblich im belebten Frankfurter Westend 
begangen, ein Mordversuch. Wer an diesem 
Ort ein Interesse hat, eine Schießerei anzu­
fangen, darf geraten werden und was un- 
bewaffnete Zivilfahnder der Bundessiche­
rungsgruppe betrifft, so sind die Schüsse
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auf Georg von Rauch, auf Petra Schelm 
und Thomas Weißbecker vermutlich aus 
einer Wasserpistole gekommen, die eine 
Herzschwäche auslöste.

Einschätzend kann man sagen, daßdie 
angebliche Zugehörigkeit zum “harten 
Kern” eben reicht, damit einer des Mord­
versuchs angeklagt wird, anders sind 
sonst die vorher schon bestimmten Straf­
höhen vön 15 Jahren bis lebenslänglich 
nicht zu begründen. Die Aburteilung des 
Genossen Mahler hat das ja klar für jeder­
mann bestätigt. 2)

Juristisch gesehen waren die Aussagen 
der ersten Verhandlungswochen nicht 
übermäßig belastend für die Angeklagten; 
ja einer der Zivilfahnder verneinte die Ab­
sicht Astrid Prolls ihn zu töten und Ruh- 
land zeigte, daß die Bundessicherungs­
gruppe in Bezug auf Zeugenpräparierung 
immer noch Pfuscher und Dilletanten 
sind ; für Optimismus ist dennoch kein 
Raum; wer protestiert schon gegen diese 
Prozesse, gegen diese Urteile, diese Um­
stände? Solange die Linke in Frankfurt 
und anderswo nicht sieht, daß hier nicht 
Individuen, sondern Widerstand zerbro­
chen werden soll, solange kann das 
schmutzige Geschäft weitergehen. 
Lawrence C. Barnes

/
1) Arnold Gehlen, Über die Geburt der Frei­
heit aus der Entfremdung, in: Studien zur 
A nthropologie und Soziologie, Neuw ied 1963  
S. 245
2) Schily/Ströbele, Plädoyers einer politischen  
Verteidigung, Berlin 1973  
M erve-Arbcitspapiere No. 11 DM 5 , -

Die Prozesse gehen weiter. Unter mini­
maler Beteiligung der Frankfurter Genos­
sen. Es scheint, als ob in Frankfurt ver­
drängt würde, was in Sindlingen abläuft. 
Verdrängt wird, daß eine Genossin der 
RAF unter Mordverdacht steht, eine ande­
re wegen Mitgliedschaft in einer “krimi­
nellen Vereinigung” vorgeführt wird. Der 
Kampf gegen den Imperialismus kann 
nicht getrennt werden vom Kampf in 
Stadtteilen und Betrieben, vom Kampf 
um besetzte Häuser und neue, gemein­
same Lebensformen. Die Frankfurter Be­
wegung ist erst dann stark, wenn ebenso 
viele Genossen bereit sind, gegen die 
Justiz und gegen die Verurteilung der Ge­
nossinnen zu kämpfen wie gegen die 
Stadtoligarchie und die Räumung der 
Häuser in der Bockenheimer Landstraße 
und der Schumannstraße. Die Genossen 
haben noch immer nicht den Zusammen­

hang zwischen den Prozessen und den 
Häusern kapiert.

Der Kampf um die besetzten Häuser 
ist die Folge von Mietstreiks, Hausbeset­
zungen usw. Wer diesen Freiraum inner­
halb des kapitalistischen Systems erhal­
ten will, stellt unweigerlich die Eigen­
tumsfrage, d.h. die Frage danach, ob die 
Produzenten auch über die Produktions­
mittel und ihre eigenen Reproduktions­
mittel verfügen. Mit dieser Frage trifft 
er den Kern des kapitalistischen Systems, 
die Verfügung über Eigentum, sobald nun 
im Kampf gegen das System die Möglich­
keit aufscheint, die ökonomischen und die 
Machtstrukturen zu sprengen, ganz kon­
kret: Wenn der Kampf nicht beim Barri­
kadenbau stehenbleibt, dann reagiert der 
Staat als Garant der ökonomischen Sicher­
heit der Privateigentümer mit brutaler 
Gewalt, Gefangennahme, Folter und Ter­
rorurteilen.

Es sieht so aus, als ob die Genossen 
diese Perspektiven verdrängen würden, aus 
Angst vor den Konsequenzen ihres mili­
tanten Kampfes. Aber gerade dadurch ver­
hindern sie auch ihre Solidarisierung mit 
den gefangenen Genossen.

Warum wird Astrid Proll ein Mordver­
such angehängt? — Zwei Leute sitzen im 
Frankfurter “Cafe Westend” . Sie werden 
observiert, weil sie unter dem Verdacht 
stehen, der RAF anzugehören. Eine Hetz­
jagd beginnt. Quer durch das Frankfurter 
Westend. Die Jäger sind: Observierungs- 
fahrzeuge, BFV-Bullen, Fahnder der Bun­
dessicherungsgruppe, der Sonderkommis­
sion Baader-Meinhof, LFV-ßullen, BKA- 
Bullen, LKA-Bullen, das einheimische 18.
K. (Politische Polizei) und die üblichen 
Streifenwagen. Die beiden Genossen wer- : 
den gejagt. Sie werden beschossen: Vier 
Schüsse allein hat der Exekutivfahnder 
der SOKO, Michael Simons, nach eigener 
Aussage abgegeben, aus nächster Nähe.
Die Genossen stblpern, fallen — und ent­
kommen. Sie entkommen der ganzen Ma­
schinerie, die so stark, so gut ausgebildet 
ist und die Hosen geschissen voll hat vor 
Angst.

Soweit bekannt, hat Simons bis jetzt 
viermal zu diesem Vorfall ausgesagt: in 
seiner Erklärung vom 12.2.71 (zwei Tage 
nach dem Vorfall), in angefügten Ergän­
zungen ein halbes Jahr später, vor drei 
Monaten im Prozeß gegen die sechs Genos- 
Genossen in Berlin, in Stuttgart im Pro­
zeß gegen den Genossen Pohl und jetzt 
in Frankfurt. Jede seiner Aussagen wider­
spricht sich in wesentlichen Punkten. Sie

widerspricht auch der Aussage von Mi­
chael Grünhagen, Regierungsamtmann 
und V-Mann des LFV-Berlin, der auch 
am 10.2. in Frankfurt mit dabei war. An­
dere Zeugen gibt es “ angeblich” nicht, 
obwohl sie massenweise herumstanden.

Ein Schußwechsel hat überhaupt nicht 
stattgefunden. Die Bullen haben geballert, 
sonst niemand, und weil die beiden Genos­
sen ihnen entwischt sind, weil es eine Nie­
derlage dieser ganzen versammelten Staats­
gewalt und ihrer Hintermänner war, des­
wegen diese Räuberpistole und die 
“Mordversuche” . Die Niederlage mußte 
erklärt werden: “die beiden Personen 
konnten nur entkommen, weil sie ge- |  
schossen haben.” Noch in derselben Nachi 
wird der Einsatzleiter Köhn abgesetzt, 
und Küttner tritt an seine Stelle. Die 
Angst vor der RAF steckt dem Apparat 
noch heute in den Knochen.

Warum gibt es nur zwei Zeugen, wo es 
doch so viele Augenzeugen gab, Bullen 
und Bürger? Bei dem kleinsten Verkehrs­
unfall rückt die Polizei eine Zeugensuch­
anzeige in die Zeitung. Haben sich hier 
keine gemeldet? Einer soll sich, laut Grün­
hagen zu Boden geworfen haben, wo ist 
er?

Grünhagen und Simons sagen nicht als 
Zeugen aus in dem Sinne, daß sie als sol­
che berichten, die dabei gewesen sind. Sie 
sagen aus als Angehörige einer sog. Dienst­
behörde. Ihre Dienststellen schreiben vor, 
was sie sagen sollen und was sie nicht sa­
gen sollen. Beide haben eine beschränkte 
Aussagegenehmigung von ihrer Behörde. 0/ 
“Sie wissen über den Zusammenhang, der 
vor Gericht erörtert werden soll viel mehr 
als sie sagen, als sie verraten dürfen. Ihre 
Fiktion übergreift zwei verschiedene Ar­
ten von Lücken: das, was sie nicht mehr 
wissen, und das was sie nicht sagen dür­
fen.” (FAZ, 1.11.73)

Diese selben Dienststellen bestimmen, 
welche Akten dem Prozeß zur Verfügung 
gestellt werden und welche nicht. Noch 
nicht einmal die Staatsanwaltschaft kennt 
alles. Und die Richter, die drehen sich 
und wenden sich und nennen sich deutsche 
Richter! Die Prozesse sind kein Problem 
für die Justiz. Die verurteilt, egal wie, hin­
ter ihr stehen Panzerdivisionen, Raketen 
und Atombomben.

“Ob dies ein ‘fairer’ Prozeß ist, ob die 
anderen künftigen Angeklagten einen 
‘fairen’ Prozeß erwarten können, scheint 
im Augenblick nicht oder nicht nur in der 
Möglichkeit der Justiz zu liegen” . (FAZ 
1.11.73)
Rote HUfe
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Germanistik.
Die 'frühere Basisgruppe Germanistik 

am Seminar “Deutsche Philologie“ hat 
eine ihrer Kampfschriften mit dem Satz 
enden lassen: Wir können nur dem zum 
Studium der Germanistik raten, der be­
reit ist, es zu verändern.

Man wird sich hüten, diesen Satz heu­
te zu wiederholen. Unter den zahlreichen 
Veränderungen im Studium der Germa­
nistik ist nichts wahrhaft umgestaltet 
worden. Das Elend des Studiums des 
Faches ist das gleiche wie vor einigen 
Jahren. Die Proklamation, es gelte die 
Germanistik zu verändern, kommt aber 
nach den Erfahrungen der Niederlagen 
ergangener Jahre niemandem mehr leicht 
ber die Lippen.

Im Ordinarius verkörperte sich die 
pfäffische Kamarilla der alten Universität 
-  und tendenziell auch das Ich -  Ideal 
der Studenten. Wenn aber dies „ich will 
werden wie Er” blaß wurde, trat die di­
stanzierende Seite der akademischen A u­
torität und Würde an -  greifbar hervor. 
Dies brachte die gekoppelte Kritik von 
Lehrmeinung und A m t hervor. Wir wur­
den Zeuge, wie die, welche gegen die 
Etikette und das Zeremoniell des Lehr­
stuhls verstießen, verjagt wurden -  oder 
Assistent. A u f studentische Massenmiß­
achtung des Respekts reagierten die Lehr­
stuhlinhaber meist mit der Polizei.

Im Fachbereich 10 gehört dieser Zu­
stand (bald) der Vergangenheit an Es ' 
gibt mehr Lehrveranstaltungen und HS- 

^R ehrer, die Übungen sind kleiner gewor- 
len. Die Institution tritt weniger herr­

schaftlich auf.
Aber in den intimeren Veranstaltun­

gen scheitert die Diskussion und Koope­
ration wie früher: Distanz, Mißtrauen 
und Blamageangst sind geblieben, viele 
Studenten betreten vermutlich das Semi­
nar selten, werden zu Hause lesen und ar­
beiten, nur dort.

Bereits von der Schule her wird die kol­
lektive Arbeit durch den Numerus Clausus 
bis zur absehbaren, vollständigen Zerstö­
rung zugrundegerichtet. Durch den NC 
ist jedem der Nächste der erbitterte 
Konkurrent, so daß eine solidarische Lem- 
form keine Überlebenschance hat. An der 
Uni steckt einem die Unsicherheit, ob man 
den Examenszug verpaßt, dauernd in 
den Knochen. Er ist die wichtigste Ver­
bindung, die man erreichen muß. Wenn 
aber die Universität einer Bahnhofshalle 
ähnlich sieht (mit Schnellküche, Dös- 

; ecken und Wartesaal), so weckt sie oft­
mals den geheimen Wunsch nach einem 
strafferen Reglement.

Die Zwangsinstitution Hochschule: an 
der Ordinarienuniversität konnte man 
offenbar -  auf fragwürdige Weise --„hei­
mischer” sein als in der pseudodemökra- 
tisierten Universität. Die Studenten der 
Revolte hatten IHRE Universität gewollt. 
Sie haben Reformen ’ veranlaßt. Das Ordi­
nariat wurde abgeschafft, Studenten an der 
Selbstverwaltung beteiligt. Sie haben aber 
-  konnten aber? -  die Errungenschaften 
nicht in Besitz genommen. Daß sich ihnen 
gegenüber eine fremde Zwangsinstitution 
entfaltet', auf Kosten ihrer Selbstbestim­
mung und Selbstätigkeit, lassen sie achsel­
zuckend zu: -  es ist ja nur eine Durch­
gangsstation, hier wird man nicht alt.

Nachlässige Studentenpolitik und Stim­
menmehrheit der Hochschullehrer haben 
Eigeninitiative und Ehrgeiz nach Selbst­
bestimmung in der Fachbereichskonferenz 
(FbK) nie aufkommen lassen. Teils abweh­
rend, teils erfüllend reagiert das Gremium 
auf Erlasse aus Wiesbaden, auf Vorschrif­
ten, abschlägige Bescheide und Rechtsgut­
achten aus der Präsidialabteilung. Stellen­
besetzungen /  Haushaltsmittelverteilung /  
Resolutionen gegen die*Einführung des 
NC /  Raumbeschaffung -  das ist der tägli­
che Kram der FbK. Sie hat sich zu einer 
eingreifenden Maßnahme bisher noch nie 
aufgeworfen: die Binnenstrukturierung 
des Fachbereichs zu beraten, eine Prü­
fungskommission einzurichten, die be­
stehenden Prüfungsordnungen zu revidi- 
ren.

Immer noch haben Fachwissenschaft 
und Fachdidaktik wenig miteinander zu 
tun; die Vereinheitlichung der Lehreraus 
bildung wird in der Hochschule nicht orga­
nisiert. Vermutlich werden die beiden 
Prüfungsämter durch ein Dekret von Wies­
baden Zusammenkommen, nicht durch die 
Entscheidung der FbK.

1966 konnte H.M.Enzensberger mit 
Günther Wallraffs Reportagen, Bahman 
Nirumands Persienbuch, Georg Alsheimers 
„Bericht aus Vietnam” und Ulrike Mein­
hofs Kolumnen ein Quartett der Texte der

Neuen Linken zusammenstellen, mitten 
im Untergang der Literatur’. Im Ton der 
Ironie, welche die Entfernung von der Be­
wegung dem intellektuellen Beobachter 
verleiht, konnte er gleich die ‘pompes 
funebres’ der Literatur registrieren: ,Jetzt 
höre ich es also wieder läuten, das Ster- 
beglöcklein für die Literatur. Kleine sorg­
fältige Blechkränze werden ihr gewunden. 
Einladungen hagelt es zur Grablc c. .4 . Oie 
Leichenschmäuse sind, wie es heißt, sehr 
gut besucht: ein Messeschlager. Unter den 
Trauergästen scheint wenig Schwermut zu 
herrschen. Eher macht sich eine manische 
Ausgelassenheit bereit, eine angeheiterte 
Wut.” (1)

Diese gelassen heitere Trauerbotschaft 
vom Tod der Literatur läßt sich immer 
dann vernehmen, wenn die ideologische 
Krise der herrschenden Klasse bereits 
ihren Ausdruck in der Zerstörung von 
Massenloyalität von Teilen des Volkes ge­
funden hat — wenn auch nur unter der 
Parole der Emanzipation, in der Empö­
rung gegen den Terrorismus der Alltäglich­
keit, die formalisierten Verkehrsformen 
des Alltagslebens.

Weil die Revolte ihren Ausgang vom 
Aufstand im Raum des Denkens nahm, 
hat sie zuerst einen Umbau der marxi­
stischen Architektur von Basis und 
Überbau versucht. Die SDS-Gruppe 
“Kultur und Revolution“ schreibt in 
Berlin 1968: “Gemessen an der speziel­
len Form der Unterdrückung, die heute 
praktiziert wird, muß das traditionelle 
Revolutionsmodell: von der Basis zum 
Überbau, verlagert werden. Erst mit 
einer Veränderung des Bewußtseins, zum 
Bewußtsein der Unterdrückung, lassen 
sich die Ursachen der Unterdrückung be­
seitigen,“ Diesen Äußerungen folgten 
bald die vatermörderischen Bilderstürmer 
von Literatur und Kunst. Unter dem 
Einfluß von Herbert Marcuse schien es, 
wie wenn das Kunstwerk sich nicht von 
dem Verdacht seiner ‘affirmativen Ein­
stellung4 reinigen könne. Keine Kunst 
wollen -  das war die Ideologie der Aske-

wollen -  das war die Ideologie der “As­
kese der revolutionären Praxis“ . Aus 
dieser Tradition leitet sich noch heute 
die vulgärmarxistische Parteiästhetik 
von KPD und KSV her (3), die nur das 
als Kunstwerk gelten lassen wollen, was 
sein Werk als “Rädchen und Schräub­
chen“ im Dienst der revolutionären Tages­
aufgabe tut. Daß ein Kunstwerk “auto­
nom, aber nicht autark“ ist (4), werden 
die Scholastiker der Parteiästhetik solange
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als “ reaktionär“ oder “revolutionistisch“ 
in Verruf bringen wollen, bis jemand er­
klärt, daß die Behauptung von Brecht 
stammt. — Hinter der bilderstürmenden 
These vom Ende der Kunst leuchtet je­
doch auch immer das Bild von der be­
freiten Gesellschaft auf, die keine Kunst 
mehr kennt. Nicht mehr als Betätigung 
einer sektoralen Fähigkeit des Menschen, 
sondern als Gebrauchswert, in einer Zeit, 
da sich alle Kräfte und Vermögen des 
Menschen frei äußern können.

Frühlingsdonner 
der Revolution 
im  Bildungswesen.

‘Das Echo vom “Frühlingsdonner der 
proletarischen Revolution im Bildungs­
wesen“ aus China vom Mai 1966 war bis 
nach Europa gedrungen, an den Hoch­
schulen zu vernehmen, an den Schulen 
und in den Zeitungen der Kulturprodu­
zenten.

Der Kampf an den Hochschulen hat 
seine Kraft zuerst aus der Empörung über 
den Skandal der Formen des Lehrens ge­
zogen, den Vorlesungen, der säkularisier­
ten Form der Predigt:

“Denk ich an die philologischen Vor­
lesungen, so erinnere ich kaum anderes 
als die Professoren, die m it geradezu un­
glaublicher Stupidität sich Selbst offerier­
ten, auch wenn sie über Goethe, Büchner 
Brecht sprachen. Ich hatte immer den 
Eindruck, sie bemächtigen sich ihrer 
Gegenstände zu keinem anderen Zweck 
als zu dem ihrer eigenen Propaganda, wo­
bei ihnen die trübe, unerfüllte und 
schwülstige Geilheit jener Mädchen ent­
gegenbrandete, die die Mehrheit in den 
philologischen, besonders germanistischen 
Vorlesungen ausmachte. . . .  Nur meine 
ich, daß es kein Mensch aus Fleisch und 
Blut längere Zeit in diesen Seminaren aus­
hält ohne Schaden zu nehmen an Denk­
vermögen und Wirklichkeitssinn . .  . und 
nichts ist so ehrlich und so menschlich 
wie der revolutionäre A k t des Aufstands 
und des Widerstandes.“ (5)

Aus den Vorlesungen haben die Stu­
denten rasch begriffen, daß die Wissen­
schaftskritik ohne die Kritik der Zwangs­
institution kraftlos bleibt, daß ‘emanzipa- 
tive Wissenschaft4 und ‘Demokratisierung 
der Universität4 untrennbar sind. Gegen 
diese Verödung der Verkehrsformen des 
wissenschaftlichen Arbeitens haben die 
Lernenden eine Verkehrsform der Soli­
darität entwickelt, im kollektiven Aneig- 
nungs- und Produktionsprozeß von Wis­
senschaft. Die Regression auf die “ Linien­
kämpfe“ und die Regression der Solidari­
tät auf die Solidarität mit den Genossen 
der “ Linie“ hat ihren Ausdruck in der 
Rückbildung im Umgang des Lernens und 
Kämpfens gefunden: gegenseitige Isola­
tion und allseitige Abhängigkeit. Man hat 
Grund, heute zu glauben, daß das Klima 
der Unbotmäßigkeit erst durch die Pub­
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likumsbeschimpfung durch Lehrende er­
zeugt werden muß.

Der “Frühlingsdonner der proletari­
schen Revolution im Bildungswesen“ hat 
in den Literaturwissenschaften der deut­
schen Literatur einen guten Resonanzbo­
den gefunden, doch nicht als ökonomisch­
politische Emanzipation, als Emanzipa­
tion der Klasse. In der Germanistik hatte 
sich das gebildete Bürgertum in der Hypo­
stase eines autonomen Geistbezirks und 
in dessen nationaler Geschichtskontinui­
tät das Ideengehäuse seines nationalen 
Handlungsraumes geschaffen. So mußte 
Conrady und andere Protagonisten dieser 
vaterländischen Wissenschaft wie ein Akt 
des Besinnens und des Einhaltens wirken. 
Tatsächlich hatte die nationale Wissen­
schaft jedoch ebenso abzudanken wie der 
Mythos der Nation. Sie machten der ideo­
logischen Neuorientierung an der “west­
lichen Freiheit“ , der “freiheitlich-demo­
kratischen Grundordnung“ Platz. Es sind 
dies die “westliche Freiheit“ und die 
“freiheitlich-demokratische Grundord­
nung“ der NATO, der EWG und der EG.

Viel realistischer als die Studenten der 
Revolte, wennn auch wie Agenten der 
Marktplanung ihres Faches, konnten die 
Ordinarien des linken Flügels der Germa­
nistik 1966 einen Germanistentag einbe­
rufen, der den Vorsatz faßte, das Stück 
nationaler Ideologie zu erforschen, das 
“verdeckt und unbeachtet bis in die Ge­
genwart die schädlichsten Wirkungen auf 
die Praxis des Faches ausübt und ohne 
dessen Eliminierung die Germanistik zu 
einer vernünftigen und nützlichen Wissen­
schaft nicht werden kann. “Vom staats- 
männischen Standpunkt aus hatten 
schon Ende der fünfziger Jahre Deutsch­
richtlinien von der Aufgabe des Deutsch­
unterrichts gesprochen, er solle “auf die 
enge Verflochten der nationalen Kultu­
ren Europas hinweisen und eine Verstän­
digung innerhalb der Völker anregen.“ 
Dieser Konzeption merkt man bereits den 
Auftrag an, den Mythos der Nation zu 
ruinieren und ein neues Identifikations-^ 
bild zu organisieren.

Mit der studehtischen Kritik an der 
nationalen Borniertheit der Germanistik 
hebt bereits die “blinde Kooperation“ 
von studentischer Revolte und staatlicher 
Planung im Fach an (6); diese “blinde 
Kooperation“ hat den Gang der Kämpfe 
so verrätselt, dal^die Besiegten ihre Nie­
derlagen immer wieder für Siege hielten.

Politisierung 
der G erm anistik-
wo?

Politisierung der Wissenschaft heißt be­
reits, sie auf das Ziel der gesellschaftlichen 
Nutzung hin zu befragen, denn jedes Den­
ken ist praktisch; diese Praxis ist der bür­
gerlichen Gesellschaft eine Hilfe zum 
Überleben oder eine Hilfe zum Zugrunde­
gehen. Wissen ist Macht, für die Herr­
schenden wie für die Beherrschten.

Der Mystifikation, daß „die blaue Blu­
me errötet” (eine Parole der Berliner 
Germanisten hieß, 1968, „Schlagt die 
Germanistik tot, macht die blaue Blume 
rot”), sind die Germanisten erlegen, als 
sie 1968 auf einer Delegiertenversamm­
lung der Basisgruppen ihres Faches in 
Frankfurt eine Resolution verabschie­
deten, nach der, „gemessen am Renta­
bilitätsprinzip des Kapitalismus,... die 
wissenschaftliche Produktion der Ger­
manistik überwiegend zu den toten 
Kosten des Kapitalismus” zählt. Wie 
um sich von dem Verdacht zu reinigen, 
sich zu Anwälten der Kapitalverwertung 
machen zu wollen, schrieben sie später: 
‘„Das Massenfach Germanistik produziert 
... das Interesse an der Literatur als das 
Desinteresse an der Gesellschaft”(7).

Tatsächlich sollen die Lehrerstudenten 
der Germanistik in ihrem Fach für die 
Denkformen der Warengesellschaft in 
Dienst genommen werden, für den Be­
griff der Rationalität der Agenturen'des 
Kapitals und des Effektivitätsprinzipstin 
seiner „Binnenlogik”. Deswegen ging die 
Basisgruppe des Walter-Benjamin—  ̂
Instituts (d.i. das Seminar zu Zeiten seiner 
Besetzung) vom Postulat der Kritik des 
Scheins aus, „die Umwelt liege als Ge­
brauchswert dem unmittelbaren privaten 
Zugriff offen”(8). Die Basisgruppe machte 
gegen den schönen Schein der Kunstware 
die Warenform des Gesamtprozesses der 
Literaturproduktion geltend:der Produ­
zent ein Lohnarbeiter (oder, frei von Lohn­
arbeit, unter dem Druck der Kapitalfor­
derung, daß „die Ware sich auszahlen 
muß”), der Prozeß der Vermittlung durch 
die Zirkulationsagenten als Teil der Wa­
renzirkulation und schließlich der Leser 
als Kunde, Journalisten und Professoren 
als Propagandisten. Nicht zuletzt ging es 
darum, den Schleier vom gesellschaft­
lichen Gründ der Produktion von Kunst 
und Literatur zu ziehen: die Wertvor­
stellungen sollten nach Maßgabe der Ka- . 
pitalordnung Zutritt in die Innerlichkeit * 
der Subjekte erhalten; als seien es ihre 
eigenen. Vom Standpunkt sozialistischer 
Intellektueller aus war es damals richtig, 
nicht in die Proklamation vom ‘Ende der 
Kunst’ einzustimmen, nicht die Verpup­
pung in unmittelbare Produzenten im 
Betrieb zu vollziehen und von der Begeg­
nung mit dem Proletariat in der Fabrik 
eine gleichsam antäische Berührung zu er­
warten, sondern in der Enthüllung und 
Kritik der Umstände des Lebens, Arbei­
tens und Kämpfens sozialistischer Intel­
lektueller die Trennung von geistiger und 
körperlicher Arbeit zum Denkgegenstand 
und Gegenstand der Kritik zu machen,
„in der der sozialistische Intellektuelle 
in der Lage wäre, nicht nur den Autono­
mieanspruch der Sphäre ‘Geist4 selbst im 
Prozeß der arbeitsteiligen Gesellschaft zu 
erklären und in politischer Praxis aufzu­
heben” (9).

Walter Benjamin hatten wir im Ver­
teidigungskampf gegen die „Frankfurti- 
sten” , das Institut der Kritischen Theorie,



zu ’unserem’ Theoretiker des Materialis­
mus in der Literaturwissenschaft erhoben. 
Die linken Hörsäle in Frankfurt waren 
damals bis an den Rand mit Anerkennung 
der kritischen Theorie der „Frankfurti- 
sten” gefüllt, die nach dem Krieg ihr 
Institut von Hollywood wieder nach 
Frankfurt verbracht Hatten. An seiner 
Spitze stand Theodor Wiesengrund Ador­
no, in tiefer materialistischer Anschauung 
des Kunstschönen, ein “uneigennütziger 
Bewunderer der Idee des Materialismus” 
(lo). Noch im Texteingriff in Benjamins 
Schriften (11) und in der Interpretation 
versuchten die ” Frankfurtisten” die 
kommunistische Kunsttheorie Benjamins 
in die Kontinuität der materialistischen 
Kontemplation umzubiegen, diese zu ret­
ten. In Adorno und Benjamin trafen die 
Auffassung der ’Dialektit als Werden’ und 
der Dialektik als „das Zusammenfallen 
des Änderns der Umstände und der 
menschlichen Tätigkeit als umwälzende 
Praxis” (in der Bedeutung der „revolutio­
nären”, der „praktisch -kritischen” Tätig­
keit) (12). Die Machbarkeit der Geschichte 
wird durch die Kritik der Politischen Öko­
nomie konstituiert. Die Grundlage für das 
'Einfrieren’ der materialistischen Dialektik 
bei Adorno muß in seiner Aneignung der 
Kritik der Politischen Ökonomie gesucht 
werden, die sich offenbar überwiegend 
über Pollock vollzogen hat (12 b).

Bei Adorno bewahrt die Kunst die 
Würde ihrer Autonomie gerade in ihren 
Wissen um die gesellschaftliche Ohnmacht 
und den Ausschluß der Massen von ihrer 
Rezeption: „Die Reinheit der bürgerli­
chen Kunst, die sich als Reich der Frei­
heit im Gegensatz zur materiellen Praxis 
hypostasierte, war von Anfang an mit dem 
Ausschuß der Unterklasse erkauft, deren 
Sache, der richtigen Allgemeinheit, die 
Kunst gerade durch die Freiheit von den 
Zwecken der falschen Allgemeinheit die 
Treue hält. Ernste Kunst hat sich jenen 
verweigert, denen Not und Druck des 
Daseins den Ernst zum Hohn macht, und 
die froh sein müssen, wenn sie die Zeit, 
die sie nicht am Triebrad stehen, dazu be­
nutzen können, sich treiben zu lassen” 
(13). Und weiter unten: „Leichte Kunst, 
die autonome begleitet, ist das schlechte 
Gewissen dieser” ;man ist versucht, im 
Duktus der 'philosophischen Fragmente’ 
der „Frankfurtisten” fortzufahren: die 
Arbeiterklasse ist das schlechte Gewissen 
der aufgeklärten Bourgeoisie, deren kriti­
sche Moral das Gewissen unter dem Ban­
ner des Altruismus ist. Aus diesem Habi­
tus heraus und im Angriff gegen den kriti­
schen, parteilosen Objektivismus Ador­
nos sind seine von Brecht überlieferten 
Bemerkungen wenn nicht wahr, so doch 
gut erfunden: 'Marx ist nicht interessiert 
an den dingen, nur an den beziehungen 
zwischen den menschen, die den dingen 
verdinglicht sind.’ Lustig auch so was: 
‘robert walser ist sehr bedeutend, da er 
den verfall der bürgerlichen gesellschaft 
widerspiegelt.* schade nur, daß dieses bür- 
gertum dann in Panzerdivisionen und ss- 
verbände zerfällt” (14)

Gegen Adornos Ausschluß der Massen 
von der Kunst wird in der Theorie Ben­
jamins für die Kunst der Kollektiv-Rezep­
tion der Zugang eröffnet. Diese wird so­
gar ein Konstitutionselement von Kunst:
“ . .  . die Bedeutung der Rezeption . . .  
legt nahe, über der Inspiration, die am 
Werden des Kunstwerkes teilhat, die Fak­
tur nicht zu übersehen, die allein ihr ge­
stattet, fruchtbar zu werden“ (15) Autor 
und Kunstwerk erfahren einen Kraftzu­
wachs, nichtvvenn sie aus den Massen 

* gehen, sondern wenn sie in die Massen 
hineingehen.

Im Methodenstreit der materialisti­
schen Literaturtheorie hat Benjamin da­
rauf aufmerksam gemacht, daß man sich 
vor einer “Überschätzung des bewußten 
Moments in der Ideologiebildung“ hüten 
muß (16). Er weist darauf hin, daß “die 
Kunstform der Allegorie und die Waren­
form der Produkte (einander) korrespon­
dieren“ (17), denn die Allegorie ist eine 
‘zweite Natur* wie der Gebrauchswert im 
Tausch eine nature morte. Mit diesem __ 
prismatischen Blick verweist Benjamin 
auf die mikroskopische Apparatur der 
Kritik der Politischen Ökonomie Sohn- ■ 
Rethels (und der Kunstkritik, die man aus 
dieser politisch-ökonomischen Theorie 
ziehen kann).

Die Überbautheorethiker betreten nicht 
gern den Boden der realen Basis, sondern 
behalten sich vor, die Widersprüche auf 
dem Grunde ihrer ideellen Verhimmelung 
auszufechten. Deshalb ist es nützlich ge­
wesen, daß sie Benjamin daran erinnert 
hat, “daß der revolutionäre Kampf. . . .  
sich nicht zwischen dem Kapitalismus und 
dem Geiste (abspielt), sondern zwischen 
dem Kapitalismus und dem Proletariat“.
(18)

Die letzte Szene aus der Nachgeschich­
te des theoretischen, des politischen 
Streits zwischen Adorno und Benjamin: 
die “Frankfurtisten“ (Adorno und Tide­
mann), akkompagniert von S. Unseld, 
fordern von der “Alternative“ für den 
dokumentarischen Nachdruck ihrer Arti­
kel ein Honorar von 150,—, “weil die 
Polemik von der ‘Alternative* ohne 
jede Sachkenntnis, allein aus Publizitäts- 

. und Geschäftsinteresse geführt wird“.
(19)

D ie P raxis der 
G erm anistik ist 
eine Schulpraxis.
“Im Wintersemester 1968/69 fand an der 
FU Berlin eine permanente Massendiskus­
sion über die Beziehung zwischen Studium 
und revolutionärer Berufspraxis innerhalb 
der luxurierenden Wissenschaften statt“
(20) . Die Frage nach der Praxis ist von 
der Praxis selbst gestellt werden: 
sozialistische Studenten wollten ihre 
Berufserwartungen klären. Die wissen- 
schaftskritik hat damit konsequent 
ihre Hochschulgrenzen überschritten; 
die revolutionäre Kritik reaktionärer

Wissenschaft hat ihr Zentrum dort, wo 
diese ihre reaktionäre Praxis hat(21).
Die revolutionäre Kritik nahm den Vor­
satz der Umgestaltung der Berufspraxis 
auf. Die Parolen des Winters BEREITET 
IM STUDIUM DIE REVOL UTIONÄRE 
BERUFSPRAXIS VOR und ERLERNT  
EUREN KLASSENKAMPF. Damit war 
zugleich die organisierte Eröffnung einer 
neuen Front gemeint, in den Institutionen 
und Berufen. Die Erwartungen der Paro­
len des Winters 68/69 sind enttäuscht 
worden; die Studenten sahen sich veran­
laßt, sie zu revidieren. Die “revolutionäre 
Berufspraxis“ ist als eine Organisations­
frage für Revolutionäre begriffen worden. 
Solange diese nicht gelöst ist, beschieden 
wir uns damit, von “antikapitalistischer 
Berufspraxis” zu sprechen.

Die Diskussion um Berufspraxis hat 
die Wissenschaftstheorie der Germanistik 
ins Herz getroffen. Die Ausbildung der 
Studenten zur Schulpraxis ist nie der Ehr­
geiz der elfenbeintürmernen Ordinarien 
des Faches gewesen, die Germanisten 
sollten stets im luftarmen Raum eines 
Praxisvakuums atmen und lernen. Darum 
haben sie zunächst ratlos die Universität 
nach dem Examen verlassen. In die Schu­
len gingen sie einzeln, isoliert und mit der 
Fackel der Aufklärung und verbrannten 
doch nur denen, die am nächsten standen, 
den Bart. Ihf Begriff der Aufklärung war 
der Feuerbacbs: Wissen in einem Kopf 
ist Theorie, in vielen: Praxis. Erst die 
Schulerfahrungen mit proletarischen Kin­
dern haben den Lehrern eine Lehre erteilt 
über die klassenmäßige Beschränktheit 
über die klassenmäßige Beschränktheit 
der Bewegung und darüber, daß „prakti­
sche Intervention, Praxis... ein unent­
behrliches Glied materialistischer Erkennt­
nisprozesse” 22) ist.

Das 3-Rote-Banner-Papier (diskus 
4/69) bestimmt Lehrer als “Agenten des 
Subjekts, das sie selber nicht sind“. Als 
realistische Auslegung der unrealistischen 
Parole “revolutionäre Berufspraxis“ er­
wies sich: das Vertrauen der Arbeiterklas­
se in ihrer Organisationsfähigkeit und 
Kampfkraft bestärken, die autonome 
Identitätssuche des Proletariats fördern.
Es zeigte sich, daß wir uns im Studium 
nicht hinreichend mit Kenntnissen ausge­
rüstet hatten, welche spezifische Möglich­
keiten sich aus unserer spezifischen Fach­
ausbildung uns aus unseren spezifischen 
Berufen ergeben,.um zum Sturz des Herr­
schaftssystems beizutragen.

Mit Staunen nahmen wir später wahr, 
daß das Konzept der Gesamtschule und 
die Rahmenrichtlinien (RR) wie eine 
Antwort der SPD auf die Bildungskon­
zeption des Bundes Deutscher Arbeitge­
berverbände konstruiert waren (die 
Sprachwissenschaft wird in der Gesamt­
schule und nach den RR ein wichtiges 
Element des Qualifikationserwerbs sein): 
“allzu frühe Differenzierung und damit 
Spezialisierung der schulischen Bildungs­
gänge im sekundären und tertiären Sektor 
sind einerseits ebenso gefährlich wie sich
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andererseits die breit angelegte betrieb­
liche Bildung als notwendig erweist“ (23) 
- (Winfried Schlaffke, Bildungsprecher 
des BDA). Wie eine Antwort darau best 
sich K. Marx in den “Grundrissen“ :
“ . . . innerhalb der bürgerlichen, auf dem 
TAUSCHWERT beruhenden Gesellschaft, 
erzeugen sich sowohl Verkehrs- als Pro­
duktionsverhältnisse, die ebenso viel Mi­
nen sind, um sie zu sprengen“ (24). Die 
Arbeitskraft soll in der Schule auf das 
Niveau der modernen Maschinerie ge­
bracht werden; es ist die Aufgabe der re­
volutionären Lehrer, herauszufinden, wie 
dieses Wissen als subversives Wissen der 
Insubordination an die Schule und an die 
Schüler gebracht wird, im Aufbau der re­
volutionären “Produktivkraft Bewußt­
sein“. ■

Es ist “aus der Mode gekommen4, die 
Wissenschaft kritisierend, Partei zu ergrei­
fen. Die Wissenschaftskritiker an der Uni­
versität sprechen nicht als gesellschaft­
lich Handelnde. Die Praktiker in der ge­
sellschaftlichen Praxis müssen sich ent­
scheiden -  die Illusion der ‘Entscheidungs­
freiheit4 zu brutal von der Praxis geschla­
gen. Klaus Katarski und Thomas Beyerle 
haben als Lehrer in Dietzenbach offen 
für die Arbeiterklasse Partei ergriffen. Ihre 
Absicht war die praktische Kritik der 
Unterdrückungswissenschaft, ihre Propa­
ganda: 4. . . von der revolutionären Tak­
tik zu den Massen, nicht, wie die Oppor­
tunisten schwatzen, von den Massen zur 
revolutionären Taktik” (25). Diese Taktik 
hat das Kultusministerium mit Entlassung 
und Berufsverbot heimgezahlt, die Oppor­
tunisten mit Isolierung. Katarski und 
Beyerle mußten der Bild-Zeitung Stoff 
für Ihre reaktionären Schlagzeilen abge­
ben, die im Volk wieder die Erwartung 
dressierter Lehrer wachrufen sollten, die 
aus den Schülern ein Bildnis ihrer eigenen 
Dressur formen.

Als die Studenten die Universität auf­
sässig verließen und nicht mehr bereit 
waren, in ihrem Beruf ihre Arbeit als 
“Weißwäscher, Ausredner und Kopflan­
ger“ (Brecht) der Geldleute zu tun, genüg­
te es dem Staat nicht mehr, mit Polizei­
knüppeln auf der Straße Ordnung zu stif­
ten, sondern es sollte auch Ordnung in 
den Köpfen gestiftet werden.

Das besondere öffentliche Gewaltver­
hältnis, in dem Staatsbeamte stehen, ist 
im Disziplinarrecht ausgedrückt. Das 
Disziplinarrecht dient der Erziehung zur 
Botmäßigkeit, “der Reinhaltung und Er­
ziehung der Beamtenschaft zu beamten­
mäßigen Verhalten“ (Disziplinarsenat des
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OVG f. Nordrhein-Westfalen vom 28.11. 
1964). Ulrich K. Preuß nennt das Berufs­
verbot eine stattliche Maßnahme der Ent­
eignung, die Ausgebildeten sollen “um 
ihr Eigentum, nämlich die Qualifikation 
der wissenschaftlichen Ausbildung . . .  ge­
bracht werden“. Das Elend der Ausbil­
dung an den Schulen in diesem Staat ist 
schon jetzt bestürzend. Es wird sich mit 
den Jahren noch vergrößern, weil der Staat 
“ den Geist seiner Beamten niederknutet. 
Damit hält er die Besten vom Staatsdienst 
ab“ (27).

Es darf jedoch keine der Maßnahmen 
des Staates schweigend hingenommen 
werde. Je mehr sich der Staat das Ansehen 
einer Kolonialverwaltung gegenüber “sei­
nem“ Volk gibt, desto breiter und phanta­
sievoller muß die Bewegung der Restistan- 
ce werden (28). Für die Universität gilt 
noch immer, daß die linken Studenten 
einer gründlichen Analyse und Kritik 
ihres Berufsbereiches, besonders ihrer Be­
rufsfunktion, und der Zulieferungsfunk­
tion der Ausbildung der Ausbildung benö­
tigen.

D ie W issenschaft­
nützlich für wen?

1968 haben wir proklamiert:SCHAFFT 
DIE GERMANISTIK AB! 1973 antwortet 
der Wissenschaftsrat bedächtig, ernst und 
mit Nachdruck: WIR SCHAFFEN DIE 
GERMANISTIK AB.

1968 ist die Germanistik, gegen die 
sich ein Klima der Unbotmäßigkeit unter 
den Studenten ausbreitete, eine Ideologie­
wissenschaft ‘altväterlichen Typs4 gewe­
sen. In dieser Destruktivwissenschaft der 
Produktivkräfte der Kulturindustrie über­
nimmt in den siebziger Jahren eine Tech­
nologie sprachlicher Kommunikation das 
Reglement. Sie erhält den Auftrag der 
Produktion von ‘Produktionswissen4, im 
Dienst von white-collar-workers. Die 
Germanistik als Verfahren der Literatur­
interpretation wird unter dem Zeichen des 
Effektivitätsprinzips unter der Herrschaft 
toter Arbeit über lebendige Arbeit mehr 
und mehr abdanken müssen. Die Germa­
nistik scheint den Auftrag, Lehrerstuden­
ten in die Denkform der Warengesellschaft 
in Dienst zu nehmen, ganz an Presse, 
Rundfunk und Fernsehen abzugeben..
Die Umgestaltung der Germanistik gibt 
einen Reflex der Strukturveränderung 
der Kulturwissenschaften, in denen die 
bisher “allein mit Ideologienproduktion 
befaßten Facher in technische Disziplinen

(umgewandelt werden) und damit die be­
treffenden Wissenschaftler aus den ange­
maßten Höhen alles überschauender Welt­
interpretation die Niederungen eines so­
zialtechnischen Ingenieurdaseins (stürzen)“ 
(Wolfgang Lefävre). An den Bundeswehr­
hochschulen wird “Informatorik“ gelehrt; 
vielleicht wird diese “Schule der Nation“ ■ 
der Linguistik, Kommunikationswissen­
schaft, Texttheorie und anderen Fächern 
aus dem Bereich der sprachlichen Techno­
logie den Weg weisen und dem luxuriösen 
Selbstverständnis der Kulturwissenschaften 
eine Idee der Nützlichkeit beibiegen.

1968 haben wir ein Defizit von Praxis 
in der Germanistik zur Sprache gebracht. 
1973 kann man einen Überhang von Pra­
xis der Sprachwissenschaft ausmachen. 
Praktisch soll sie für die Produktion und 
die Zirkulation von Waren werden.

1968 haben wir die Germanistik als 
‘Luxuswissenschaft4 für wenige und für 
eine Klasse denunziert. Zu diesen Zeiten 
konnte auf Germanistentagen ein Vor­
trag über “Goethes Wolkenlehre“ gehal­
ten werden, als bedürfte es noch eines Be­
weises für die Verhimmelung der realen 
Basis mit dem Instrumentarium des Fa­
ches. In den siebziger Jahren findet vom 
Klassenstandpunkt des Kapitals aus eine 
‘Vermassung4 der Elitewissenschaft in 
eine Wissenschaft der sprachlichen Kom­
munikation und deren technische Nut­
zung statt. Hans Glinz zieht es vor, einen 
Germanisten “Fachmann für Kommuni­
kation in deutscher Sprache“ zu nennen. 
“Sprachkompetenz“ und “ literarisches t) 
Kommunikationsvermögen“ sollen in die 
Fähigkeit der Auszubildenden eingehen. 
Literaturwissenschaft mit dem Auftrag 
der Ideologiebildung wird schon jetzt von 
der Sprachwissenschaft als Qualifikations­
fach an die Wand gedrückt.

Wie im Wettstreit um die Verachtung 
der Dialektik mit der stalinistischen Legi­
timationsästhetik (“Primat des Inhaltes“) 
meldet sich die bürgerliche Wissenschaft 
(“Primat der Form“): “Alles Geschriebe­
ne kann und soll Gegenstand der Analy­
se werden, auch und gerade die zum als­
baldigen Verbrauch bestimmten Erzeug­
nisse der Presse und Wohnindustrie. Bei 
solcher Analyse kann es sich freilich ganz 
und gar nicht um Untersuchung von In­
halten handeln, Wert und Unwert, Wahr­
heit oder Irrtum eines Hirtenbriefes, eines 
Gesetzes oder einer Parlamentsrede zu 
beurteilen, hieße Theologien, Juristen oder 
Politologen ins Handwerk pfuschen und 
einem hemmungslosen Dilletantismus Tür 
und Tor öffnen. Ziel einer solchen Analy-



se kann vielmehr eine literarische Formen­
lehre sein, die Untersuchung von Aufbau­
schemata, Argumentationsmodellen, rhe­
torischen Formen“ (29). Gegen einen 
derartigen formalistischen Reduktionis­
mus hat die Studentenrevolte die Germa­
nistik als Gesellschaftswissenschaft zu 
konstituieren. In Brecht hatte sie, nicht 
von der Analyse, sondern von der Produk­
tion von Texten aus, einen guten Kron- 
zeugen:“(Die Form) ist nichts Äußeres, 
etwas, was der Künstler dem Inhalt ver­
leiht, sie gehört so sehr zum Inhalt, daß 
sie dem Künstler oft selbst als Inhalt vor­
kommt” . Der Konservatismus von Regel- 
technikern wie H. Singer ist bei Habermas 
in “Theorie und Praxis” erklärt: “ Der 
Konservatismus überlebt.. .  in einer dy­
namischen Gesellschaft wie der unsrigen 
gerade als elastische Anpassung an den im 
Gefolge technischer Neuerungen institu­
tionalisierten ‘Fortschritt4 “(30).

Die Forderungen der Studenten der Re­
volte sind alle ins Ziel gelaufen, wenn auch 
unter den Fahnen der Bourgeoisie. Es hat 
unterwegs einen Fahnenwechsel gegeben, 
von vielen unbemerkt. Sprach- und be­
griffslos und wortreich werfen sich die 
Fahnenträger der alten Germanistik zu 
den Verteidigern der Kultur und ihrer 
Wissenschaft auf, wo nicht mehr das ‘En­
de der Literatur4 propagiert wird, sonder 
das Ende der Literaturwissenschaft voll­
zogen. Benno von Wiese, ein Kirchenvater 
der phänomenologischen Methode, erhebt 
sich wie zu ihrer Rettung mit einer pfäf- 

‘■fcfischen, kraftlosen Rede zur Verteidigung 
der Immanenz und mit einer emphati­
schen Beschwörung des vollen, satten Le­
bens der Literaturwissenschaft, die er ton­
los und ohne Hoffnung ausspricht (31). 
Diese Vertreter der alten Germanistik, die 
zag und donquichotteresk gegen die Wind­
mühlenflügel der Subsumierung der Lite­
raturwissenschaft unter die Kapitalverwer­
tung gallopieren, werden nicht einmal 
mehr die Kampffront der Verteidiger des 
materialistischen Verfahrens in der Inter­
pretation sein.

Linke Assitenten in Marburg und Dort­
mund empfehlen, “Literatur bewußt als 
Mittel zur Veränderung des Bewußtseins 
der Schüler“ einzusetzen (32), unbescha­
det der Umgestaltung des Literaturunter­
richts zum Sprachunterricht, wie wenn 
nicht die Rahmenrichtlinien aus der Lite­
raturwissenschaft einen ‘Hinterbänkler’ 
gemacht hätten und zur Analyse von Ge­
brauchstexten raten. Die Erzieher geben 
kein praktikables, handhabbares Wissen 
weiter und lasse die Lehrerstudenten

blind in die Fpllen laufen, die schon lan­
ge aufgestellt sind. DER BEWEGUNG 
WERDEN SOLANGE DOGMA TISMUS 
UND REFORMISTISCHE HA LBHEITEN 
ANHAFTEN, WIE SIE SICH NICHT RE­
CHENSCHAFT ÜBER DIE GESCHICH­
TE DER REVOLTE ABGELEGT HA T 
Solche Rechenschaften wurden bisher 
nur mit dem erhobenen Zeigefinder des 
Parteistandpunkts veröffentlicht.

Der Emanzipationskampf der Germa­
nistik war immer von der Hoffnung ge­
tragen, der Bourgeoisie das Reglement für 
die Dressur der Dresseure, die Ausbildung 
der Ausbilder zu entreißen. Das Ringen 
fand solange auf dem Feld der Ausbildung 
statt, bis wir begriffen haben, daß die 
kritischen Bemühungen der linken Germa­
nistik die Luxuswissenschaft den Unter­
nehmern brauchbar gemacht hat. VOM 
STANDPUNKT DER UNTERNEHMER 
A US IST ETWAS ANDERES L UXURIÖS 
ALS VOM STANDPUNKT DER UNTER­
NOMMENEN AUS. Der Wert der sprach­
lichen Produkte liegt für das Kapital in 
ihrer Verwertung. So hat ein Strip-tease 
der humanistischen Bildungsideale der 
Bourgeoisie stattgefunden. Jetzt stehen 
sie ganz nackt da und bieten keinen , 
schönen Anblick.

Die Studenten der Rebellion stehen vor 
den abscheulichen, mißwüchsigen Krea­
turen, bei deren Geburt sie ahnungslps 
beteiligt waren, unschlüssig, ob sie resig­
nieren sollen. Noch die Abdankung der 
neuen Sensibilität, aller kulturrevolutio­
nären Anstrengungen und der Ausweg in 
die stalinistische Legitünationsästhetik 
bei KSV und KPD (Berlin), die Verklä­
rung der proletarisch-revolutionären 
Literatur der zwanziger Jahre ist ein 
Fluchtweg. Diese Genossen tragen zu 
große, abgetragene Kleider aus der Revo­
lutionsgeschichte und schlurfen in zu wei­
ten Schuhen. Noch in dem revolutionä­
ren Pathos ihrer alten, erkalteten Sprache 
aus den Klassenkämpfen der Weimarer 
Republik glauben die Genossen eine In- 
dentifikationshoffnung erfüllt zu sehen.

Der linke Radikalismus der Parole 
“Schafft die Germanistik ab” hat gegen­
über allen Reformillusionen Recht be­
halten. Die Ausweitung vom Stoff der 
Analyse in den Raum der „niederen 
sprachlichen Produktion” von der Tri­
vialliteratur bus zum Werbetext, die 
Entdeckung der Sprache von Schichten 
und Klassen konnte der Germanistik 
nicht die Aura folgenlosen Denkens neh­
men. Sie hat aber eine Aufwertung er­
halten als tauglich für den Gebrauch in

der Produktion und Zirkulation von Wa­
ren. Die Entdeckung der schichtenspezi­
fischen Sprache erlaubt es dem Werbe­
agenten, dem Käufer aus dem Proleta­
riat und aus den Zwischenschichten in 
seiner eigenen Sprache zu erklären, mit 
welcher Ware er sein Glück machen kann. 
Die alte Germanistik der Brüder Grimm 
hat sich für den Gebrauch des Kapitals 
verjüngt, als ihr unter den Schlägen der 
Rebellion Glieder abgeschlagen und neue 
angefügt wurden.

Den rebellischen Studenten der Re­
volte galt das aufsässige Denken als einer 
der “großen Genüsse” (Brecht). Heute 
ist das Denken an der Universität ein 
mürrisches und lustloses Pflichtstück des 
Studienkanons geworden; und wenn es 
sich noch einmal zu einer kämpferischen 
Auseinandersetzung aufschwingt, dann 
im geschlossenen Gehege einer Partei­
zeitung und in der-hölzernen Gangart 
der Parteien. — Im Anblick der Refor­
men der Germanistik, die auf die Züge 
der Bourgeoisie aufgesprungen sind und 
nicht auf die Züge der Emanzipation, im 
Anblick der -  noch lebensmutigen — Re- 
formülusionen, als Illusion der Umgestal­
tung, tut man gut daran, sich des “Lieds 
vom Ausweg” aus “Die Mutter” von 
Brecht zu erinnern, als Mascha der Mut­
ter Pelagea Wlassowa sagt, wie man um 
einen Teller Suppe kämpft:

“Du mußt den ganzen Staat
von unten nach oben umkehren
bis du deine Suppe hast.
Dann bist du dein eigener Gast. ”

Die Frage nach der Umgestaltung der 
Germanistik vom folgenlosen zum ein­
greifenden Denken wird auf der Schule 
und Hochschule gestellt, aber dort nicht 
letzten Endes ausgefochten. Genscher 
will die Verfassung zur Richtschnur der 
Wissenschaft machen, das Bundesamt 
für Verfassungsschutz wird sich wieder 
zum Schiedsrichter über die Grenzen 
wissenschaftlicher Legalität aufwerten 
wollen. Dabei wird es, beim Genossen 
Brückner oder anderen, nach dem Vor­
satz prozedieren “FOLGELOSIGKEIT 
IST DER PASSEPARTOUT FÜR DEN 
‘GEIST’” (33).
Peter Mosler

Der Artikel wird — trotz seines Um­
fangs — im nächsten “diskus” fortge­
setzt (Berufsverbot, Mehtodenpositivis- 
mus: der Staat nutzt die Entmischung 
der Bewegung zu einem Roll back — 
KPD, KSV: die Schwalbe der antiauto­
ritären Bewegung macht noch keinen
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Sommer befreiter Verkehrs- und Denk­
formen — Die materialistische Literatur- 
und Sprachwissenschaft muß das Selbst­
verständnis der Bourgeoisie mit der Säu­
re des Geschichtsmaterialismus zerfres­
sen und die Interessenten die Interessen 
bloßlegen — Den Status quo der Intellek­
tuellen politisieren)

*

1) H.M. Enzensberger, Gem einplätze, die 
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15 /1 9 6 8 , S. 187
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4) B. Brecht, Arbeitsjournal, S. 157 /158
5) Gerhard Zwerenz, K opf und Bauch, Frank­
furt 1973 (Fischer Taschenbücher 1360)S. 110
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Jügelstrafte 1 besorgen wir)
(Studentenhaus)
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S tu d ie n re fo rm d is k u s s io n  b e i d e n  J u ris te n : 
B e d in g u n g e n  fü r e in fo r ts c h r it t lic h e s  

s o z ia lw is s e n s c h a ftlic h e s G ru n d s tu d iu m .

Am juristischen Fachbereich wird zur 
Zeit ein Studienreformmodell diskutiert, 
das sich im wesentlichen durch ein sozial­
wissenschaftliches Grundstudium von bis­
herigen Reformansätzen unterscheidet.
Für Viele reicht dieses Etikett allein schon 
aus, um dieses sog. ‘Wiesbadener Modell’ 
für eine sensationelle Erneuerung der Ju­
ristenausbildung zu halten. Wie weit es 
damit jedoch in Wirklichkeit her ist, wird 
erst dann deutlich, wenn man sicli mit 
der Funktion eines solchen Grundstudiums 
grundsätzlich auseinandersetzt, daraus 
Forderungen entwickelt, und an diesen 
Forderungen das vorliegende Modell mißt.

ln diesem Artikel sollen daher die 
Grundbedingungen Für ein fortschrittli­
ches sozialwissenschaftliches Grundstu­
dium diskutiert werden.

Das Studium darf weder als elitärer 
Selbstzweck noch als Freiraum für pseudo­
revolutionäre Sandkastenspiele betrach­
tet werden. Die entscheidende Funktion 
des Studiums ist die Vorbereitung auf 
die spätere Berufstätigkeit. Dieser Aspekt 
muß daher bei der Diskussion über Stu­
dienreform Vorrang haben. Dabei ist 
‘Berufstätigkeit’ kein pragmatisch-neutra­
ler Begriff; er muß selbstverständlich im 
Zusammenhang mit der gesellschaftlichen 
Realität gesehen werden — der kapitali­
stischen Klassengesellschaft.

Wie sieht diese Berufstätigkeit für die 
Juristen unter den heutigen Bedingun­
gen aus?

Die allgemeine Zentralisierungstendenz 
in Staat und Wirtschaft hat sich auch auf 
die juristischen Berufe ausgewirkt. Die 
Polarisierung in eine relativ kleine Herr­
schaftselite und anwachsende Masse von 
dequalifizierten, sozial ungesicherten 
‘Subalternen’ zeichnet sich in den mei­
sten juristischen Berufen ab. Um nur die 
gravierendsten Beispiele zu nennen:

1/3 aller Rechtsanwälte arbeiten in­
zwischen in lohnabhängiger Stellung in 
großen Anwaltbüros, von den übrigen 
‘freiberuflichen’ müssen 10 % mit einem 
Einkommen auskommen, das an der Gren­
ze des Existensminimums liegt, — wäh­
rend die sog. Staranwälte sich um ihre 
Millionen keine Sorge zu machen brau­
chen. 1)

In Wirtschaft und Verwaltung ver­
schärft sich die Kluft zwischen den pri­
vilegierten Führungskräften in Vorstands­
etagen und Ministerialbürokratie und der 
Masse der ‘Sachbearbeiter’ mit reduzier­
ter Qualifikation. Letztere sind inzwi­
schen zu dem konjunkturabhängigsten 
Beruf geworden: Bei Rezessionen läßt

man am schnellsten den juristischen Was­
serkopf zur Ader.

Die Qualifikation durch Studium für 
die spätere Berufstätigkeit ist im juristi­
schen Bereich so unzulänglich geworden, 
daß für viele erst durch eine Spezialaus­
bildung nach Studium und Referendarzeit 
die eigentliche Vorbereitung für den Be­
ruf beginnt. (z.B. für die meisten Verwal­
tungsjuristen) Denn immer noch werden 
Juristen ausschließlich auf den Beruf des 
Richters gedrillt, obwohl nur 1/3 tatsäch­
lich später in die Justiz geht. Solche Fehl­
investitionen kann sich ein moderner mo­
nopolkapitalistischer Staat nicht leisten, 
daher ist inzwischen wohl auch der letzte 
Reaktionär bei den Juristen für eine Re­
form der Ausbildung. Zu dieser kapita­
listischen Modernität gehört jedoch vor 
allem eine stärkere Orientierung an mög­
lichst rationeller Verwertung des notwen­
digen Juristenmaterials. Das bedeutet 
konkret: Breitere Qualifikation — gerade 
auch in Sozialwissenschaften — für die 
kleine Herrschaftselite, denn das Beherr­
schen der Schaltstellen der kapitalisti­
schen Machtausübung will gelernt sein.
Für die Masse der Studenten soll es jedoch 
bei einer Schmalspurausbildung bleiben, 
da sie als reduzierte Spezialisten nur für 
kurzfristige Verwertung von Interesse 
sind.

Diese Trennung in Heloten- und Elite­
studium ist als allgemeine Tendenz in der 
gesamten Juristenausbildung abzulesen.
Wo eine qualifizierte Einphasenausbil­
dung geplant ist, wird sie beschränkt durch 
durch einen NC, der Rest macht im alten 
Trott weiter. Studienreform bedeutet für 
sie nur Komprimierung und Entrümpe­
lung des Stoffs, und verschärfter Lei­
stungsdruck. 2)

Da das geplante Einphasenmodell, das 
am juristischen Fachbereich diskutiert 
wird, von vornherein den NC mit einplant 
und auch nur in Frankfurt praktiziert 
werden soll, müssen wir dagegen unsere 
Forderung richten:

Keine Trennung in Heloten- und Elite­
ausbildung, für alle gleiche Qualifizierungs­
chancen. Keine Beschränkung einer quali­
fizierten Ausbildung durch NC!

Nach der Darstellung der ökonomi­
schen Aspekte der juristischen Berufs­
tätigkeit nun zu ihrer gesellschaftlichen 
Aufgabenstellung, und den entsprechen­
den Schlußfolgerungen für die Studienre­
form.

Im Rahmen der sich verschärfenden 
Klassengegensätze tritt der politische 
Charakter der Berufstätigkeit der Juristen

immer deutlicher zu Tage. Der Schein der 
Wertneutralität läßt sich immer schwerer 
aufrechterhalten. Der Richter, der über 
Berufsverbote urteilen soll, der Verwal­
tungsjurist, der die Eigentumsinteressen 
der Bodenspekulanten gegen die Bedürf­
nisse der arbeitenden Bevölkerung durch­
setzen soll, der Wirtschaftsjurist, der die 
Schließung einer Fabrik vorbereiten soll, 
die tausenden von Arbeitern den Arbeits­
platz kostet — sie alle stehen im Brenn­
punkt der gegenwärtigen Klassenausein­
andersetzungen und werden zur Partei­
nahme gezwungen. Diese Parteinahme 
darf dabei nicht nur als Akt der indivi­
duellen Entscheidung gesehen werden.
Sie ist vielmehr abhängig vom gesellschaft­
lichen Kräfteverhältnis. Nicht das Indivi­
duum “Jurist” entscheidet endgültig über 
Berufsverbote. Stadtzerstörung und Mas­
senentlassungen, sondern die Stärke und 
der Einfluß der demokratischen Massen- 
und Arbeiterbewegung. Daher ist es auch 
ein großer Irrtum, wenn jetzt einige En­
gagierte in Sachen Studienreform meinen, 
ein aufgeklärter, rational denkender Jurist 
mit ausgeprägtem Gerechtigkeitsdenken 
könne diese Probleme in demokratischem 
Sinne bewältigen.3) Denn Klassenkampf 
wird nicht durch bessere Erziehung über­
flüssig, sondern ist ein harter Kampf um 
Machtpositionen.

Daher können demokratische Lehrin­
halte im Studium nur dann etwas bewir­
ken, wenn sie als Vorbereitung für eine 
demokratische Berufspraxis verstanden 
werden.

Die wesentlichen Inhalte dieser demo­
kratischen Berufspraxis — es gibt, wohlge­
merkt, auch für subjektive und organisier­
te Sozialisten keine objektiv sozialistische 
Berufstätigkeit im Kapitalismus! — müs­
sen sein: Aktiver und spezifisch berufli­
cher Beitrag zur Demokratisierung der Ge­
sellschaft, berufliche Tätigkeit zum Nut­
zen der arbeitenden Bevölkerung. Unter­
stützung ihres Kampfes um demokrati­
sche und soziale Rechte, aktive Unter­
stützung der Friedenssicherun’g und Soli­
darität mit der antiimperialistischen Be­
freiungsbewegung. Dazu gehört auch die 
eigene gewerkschaftliche Organisiertheit 
und die Unterstützung des kollektiven 
Kampfs der Arbeitskollegen zur Verbes­
serung der materiellen Lebensbedingun­
gen und zur Erringung von echten Mit­
bestimmungspositionen. Damit Studenten 
gemäß dieser Zielsetzung ihre spätere 
Berufstätigkeit gestalten können, müssen 
sie gründliche Kenntnisse über die gesell­
schaftlichen Voraussetzungen und Wir-
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kungsweisen ihres Studienfaches und 
damit ihres späteren Berufsfeldes vermit­
telt bekommen.

Die Einsicht in diese Grundlagen wird 
durch den gegenwärtigen Studiengang 
systematisch versperrt. Schon die orga­
nisatorische Durchführung des Studiums 
schiebt hier einen Riegel vor: Die fach­
bornierte Trennung der Einzelwissen- 
schaften schafft ihnen eine Scheinautono­
mie, die die Erkenntnis ihrer Abhängigkeit 
von den Strukturen der Gesellschaftsord­
nung zerstört. Ein Beispiel dazu aus dem 
Gebiet der Rechtswissenschaft: Wer er­
klärt, daß in einer Klassengesellschaft 
Rechtsnormen und -anwendung entschei­
dend von den Interessen der jeweils herr­
schenden Klasse bestimmt werden, wird 
zum Ketzer erklärt, und (wie einige Fälle 
schon gezeigt haben) sogar mit Berufsver­
bot bedroht. Die politologischen Unter­
suchungen über das Gesetzgebungsverfah­
ren und die soziologischen Untersuchun­
gen über das richterliche Handeln haben 
diesen Tatbestand jedoch längst bewie­
sen. Ein Grund für die Juristen, Kennt­
nisse solcher Art aus diesen Bereichen 
tunlichst von ihren Studenten fernzuhal­
ten. Selbst wenn man sich in den Einzel­
wissenschaften unter partieller zu llilie- 
nahme anderer Wissenschaften dazu 
durchringen würde, den Studenten zu Be­
ginn des Studiums einen Einblick in die 
gesellschaftlichen Grundlagen zu vermit­
teln, würde die Verzerrung der Realität 
durch Fachborniertheit nicht aufgehoben, 
wenn dies weiterhin nur gefärbt durch die 
Brille des Juristen, des Wirtschaftswissen­
schaftlers oder Psychologen geschieht.
Die Einsicht in die Gesellschaftliche To­
talität wird zerstört, wenn sie von vorn­
herein für die Einzelwissenschaften zu­
rech tgeschnitten wird. An der Situation 
würde sich ebenfalls nichts ändern, wür­
de man das Bemühen um die Einsicht in 
die gesellschaftlichen Zusammenhänge 
und Abhängigkeiten auf den Studienbe­
ginn verbannen, und danach im alten, 
isolierten Trott Weiterarbeiten.

Daraus ergeben sich zwei Forderungen 
für das Sozialwissenschaftliche Grund­
studium:

1. Alle Sozialwissenschaften müssen 
gemeinsam dieses Grundstudium gestal­
ten und durchführen. Auch wenn dies 
durch die gegenwärtige Universitätsstruk­
tur organisatorische Schwierigkeiten mit 
sich bringt, muß diese Forderung anzu­
strebendes Ziel bleiben, soll das Grund­
studium nicht eines wesentlichen Effekts 
beraubt werden.

2. Die in diesem Grundstudium erlern­
ten sozial wissenschaftlichen Methoden 
und Kenntnisse müssen auch im weiteren 
Fortgang des Studiums Grundlagen für 
die Arbeit sowohl in theoretischen als 
auch praktischen Gebieten bleiben und 
entsprechend erweitert werden.

Nun zur inhaltlichen Ausgestaltung 
des Grundstudiums. Zunächst muß klar­
gestellt werden: Die herkömmlichen, 
von bürgerlichen Ideologien geprägten So­
zialwissenschaften dienen zur Stabilisie­
rung des monopolkapitalistischen Systems 
und sollen die Studenten zu Konfliktlö­
sern in diesem Sinne, zur Integration von 
Widerstand und antikapitalistischer Al­
ternative ausbilden. Daher nimmt es nicht 
Wunder wenn auch reaktionäre Bildungs­
reformer zuweilen bessere sozialwissen­
schaftliche Grundlagenkenntnisse fordern. 
Im juristischen Bereich führte dies zur 
Brechung des Juristenmonopols: Wer in 
der Bürokratie und bei Konzernen etwas 
werden will, muß über sozialwissenschaft­
liche Kenntnisse verfügen — denn er soll 
ja Streiks abwürgen, Protestdemonstratio­
nen unterlaufen und Mitbestimmung in 
harmlose Mitwirkung umfunktionieren 
können. Und dazu braucht man heute 
eben feinere Methoden als Paragraphen 
oder nackte Gewalt.

Sozialwissenschaften für eine demo­
kratische Berufsperspektive müssen also 
genau das Gegenteil beinhalten: Statt Ver­
schleierung der kapitalistischen Herr­
schaftsverhältnisse ihre Aufdeckung, statt 
Resignation oder Integration von Wider­
stand gegen Ausbeutung und Unterdrük- 
kung seine Ermutigung, statt geschichts­
losem Fatalismus und Zementierung des 
Status quo das Aufweisen der Perspekti­
ve der revolutionären Veränderbarkeit.

Das soll aber nun nicht heißen, man 
solle‘sich nur mit marxistischen Sozial­
wissenschaften beschäftigen, weil diese 
am besten den oben genannten Anspruch 
erfüllen können. Das wäre eine fatale Ver­
kennung der gesellschaftlichen Wirklich­
keit, die gerade von diesen bürgerlichen 
Ideologien beherrscht wird, denen man 
dann gänzlich das Feld überlassen würde, 
Im Gegenteil: die Überlegenheit der 
marxistischen Theorie erweist sich ja ge­
rade in der Auseinandersetzung mit der 
bürgerlichen Theorie und erfordert daher 
auch deren genaue Kenntnis. Zudem darf 
nicht vergessen werden, daß die bürger­
liche Theorie kein monolithischer Block 
ist, daß es dort reaktionäre und forscliritt- 
liche Richtungen gibt, und daß diese auch 
in der Lage ist, wichtige wissenschaftliche

Teilergebnisse zu erarbeiten, die von 
Marxisten aufgenommen und verarbeitet 
werden müssen. 5)Ziel des sozialwissen­
schaftlichen Grundstudiums sollte sein, 
den Studenten einen Zugang zur Erkennt­
nis der objektiven gesellschaftlichen Reali­
tät zu vermitteln. Dazu gehören folgende 
Schwerpunkte:

1. Darstellung der historischen Ent­
wicklung der Gesellschaft. Die politischen 
Herrschaftssysteme müssen auf die Ursa­
chen ihrer Wandlung wärend verschiede­
ner Geschichtsepochen untersucht wer­
den. Dabei muß insbesondere die Bezie­
hung von gesellschaftlicher Produktion 
und der Eigentumsverhältnisse und ihre 
Auswirkung auf die politischen 
Herrschaftsstrukturen berücksichtigt wer­
den.

2. Darstellung der Wirkungsweisen und 
wechselseitigen Abhängigkeiten der gesell­
schaftlichen Bereiche der Produktion, Re­
produktion und politischen Herrschafts­
verhältnis. Die Auswirkung, die das jewei­
lige Produktionsverhältnis ^Entwick­
lungsstand der Produktivkräfte, Eigen­
tumsverhältnisse, Distribution und Orga­
nisation der Arbeit) auf alle übrigen ge­
sellschaftlichen Bereiche hat, muß unter­
sucht werden, um daraus Schlußfolgerun­
gen auf die Gesetzmäßigkeit der gesell­
schaftlichen Entwicklung zu ziehen.

3. Darstellung der Stellung des Indivi­
duums in der Gesellschaft. Die Auswir­
kung seiner Stellung in dem System der 
gesellschaftlichen Produktion auf seine 
Klassenzugehörigkeit und damit auf sei­
nen Einfluß auf die gesellschaftliche Ent­
wicklung muß erklärt werden. Dabei ist 
auf die Frage der Bewußtseinsentwick­
lung des Individuums über seine Stellung 
in der Gesellschaft einzugehen, und die 
Rolle des Einflusses der gesellschaftlich 
herrschenden Ideologie auf diese Ent­
wicklung.

Bei der Untersuchung dieser Schwer­
punkte wird sich erweisen, in welchem 
Maße viele bürgerliche gesellschaftswis­
senschaftliche Theorien nicht mehr in 
der Lage sind, die objektive gesellschaftli­
che Realität auch nur annähernd zu erken­
nen und darzustellen. Aus Furcht vor den 
sich daraus ergebenden Konsequenzen 
müssen sie sich darauf beschränken, Ein­
zelfakten isoliert darzustellen oder sich 
in nichtssagenden Allgemeinplätzen über 
‘das menschliche Wesen an sich’zu erge­
hen, deren platte Ideologiewirkung als 
Rechtfertigung des gesellschaftlichen 
Status quo offenkundig ist.

Nach dem Studium dieser allgemei­
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nen Grundlagen der Gesellschaft muß 
darauf hingewirkt werden, daß bei der 
nun einsetzenden Spezialisierung auf spe­
zifische Fachgebiete — der konkreten Vor­
bereitung auf die-spätere Berufstätigkeit 
— das Gelernte weiterhin angewandt wird. 
E)enn die genaue Kenntnis der gesell­
schaftlichen Auswirkungen auch der fach­
spezifischen Tätigkeit ist Voraussetzung 
für ein demokratisches Handeln im späte­
ren Beruf.

Es wäre eine Illusion, zu glauben, man 
könnte ein durch die marxistische Me­
thode geprägtes Studium isoliert an der 
Hochschule erkämpfen. Das würde verges- 

^ g n  machen, daß der Marxismus mehr ist 
™ s irgendeine Wissenschaftstheorie, daß er 

die wissenschaftliche Weltanschauung der 
Arbeiterklasse ist, die ihr den Weg aufzeigt 
zur Überwindung des Kapitalismus und 
damit zur Befreiung von Ausbeutung und 
Unterdrückung.

Daher wird das Fußfassen des Marxis­
mus an den Hochschulen von den Nutz­
nießern dieses Kapitalismus mit allen Mit­
teln bekämpft. Es wird daher von der 
Stärke der Gesamtheit der demokrati­
schen Bewegung abhängen, ob und wie­
weit man diese Forderungen an der Hoch­
schule durchsetzen kann. Dazu ist das 
Bündnis von fortschrittlichen Hochschul­
angehörigen und Arbeiterklasse Voraus­
setzung und muß daher in all unseren Ak­
tionen — auch und gerade in Bezug auf 
die Studienreform — vorangetrieben wer­
den. Das stellt uns konkret vor die Auf- 

^fcbe, Diskussionen um die Studienreform 
nicht wie bisher, isoliert an der Uni, zu 
führen, sondern dazu Vertreter der arbei­
tenden Bevölkerung einzuladen, und an 
die gewerkschaftlichen Aktivitäten in 
dieser Frage anzuknüpfen. Ein erster Er­
folg in dieser Richtung sind die Kongres­
se der GEW, BdWi und VDS, die in die­
sem Jahr begonnen haben, und die ihre 
Bemühungen um die Einbeziehung auch 
der Industriegewerkschaften in diese 
Diskussion intensiviert haben. 4)

Aber auch die Kontakte zu demokra­
tischen und gewerkschaftlich organisier­
ten Vertretern unserer eigenen Berufe 
sollten verstärkt werden, um der Gefahr 
zu entgehen, realitätsferne Studienreform­
vorstellungen zu entwicklen, die die not­
wendige Verbindung mit der Praxis ver­
nachlässigen.

Jede demokratische Studienreform 
steht und fällt mit dem Charakter der 
Hochschulreform. Die Gefahr, daß fort­
schrittliche Studienreformkonzeptionen 
durch eine reaktionäre Hochschul Verfas­

sung unterlaufe« werden, besteht real in 
der Gestalt des HRG. Durch die Regel­
studienzeit des HRG können kritische 
Lehrinhalte eliminiert werden, eine wirk­
liche Mitbestimmung der Studenten wird 
unmöglich gemacht. Wer es also ernst 
meint, mit der Studienreform, muß sich 
am Kampf gegen das HRG beteiligen. 
Entscheidend ist, daß wir schon jetzt be­
ginnen, uns für die Verwirklichung ein­
zelner Inhalte der Studienreform in den 
Lehrveranstaltungen einzusetzen.

Wenn wir uns dort Kampfpositionen 
schaffen, wird es nicht so leicht sein, die­
se Präjudizien durch eine Reform von 
Oben zu beseitigen.In allen Lehrveranstal­
tungen müssen wir Diskussionen über die 
Notwendigkeit einer solchen Studienre­
form anregen, und unsere Kräfte dafür 
einsetzen, wenigstens in einigen Semina­
ren und Tutorien Lehrprogramme mit 
entsprechenden Inhalten durchzusetzen.

Die Zusammenarbeit der Studenten 
der Fachbereiche, für die dieses Grund­
studium in Frage kommt, muß intensi­
viert werden. Dieser Appell gilt insbeson­
dere den Fachschaften: sie sollten Ar­
beitskreise über Studienreformen durch­
führen, und diese mit anderen Fachschaf­
ten koordinieren. Ein wichtiger Aspekt 
hierbei ist das Bündnis mit fortschrittli­
chen Teilen des Lehrkörpers, die in diese 
Diskussionen aktiv mit einbezogen wer­
den müssen. Dabei muß ein verstärktes 
Augenmerk auf die Berufungen gerichtet 
werden. Durch eine geschickte Berufungs­
politik; zu ihren Gunsten schaffen, die

Sie finden bei uns Literatur 
folgender Fachgebiete:

Philosophie, Soziologie, Psycho­
logie, Pädagogik, Geschichte, 
Politische Wissenschaft.

Allgemeine Sprach- 
und Literaturwissenschaft, 
Germanistik, Romanistik, 
Anglistik, Altphilologie.

Volkswirschaftslehre
Betriebswirtschaftslehre
Rechtswissenschaft

nicht mehr revidierbar sind. Wie wichtig 
diese Frage ist, zeigen die Bemühungen 
der Uni-Bürokratie, die Berufung von 
Sozialwissenschaftlern bei Juristen zu ver­
hindern (z.B. die Berufung des Politolo­
gen Narr) um auf diesem Weg ein sozial­
wissenschaftliches Grundstudium an ‘or­
ganisatorischen Möglichkeiten’ scheitern 
zu lassen.

Ebenfalls wichtig ist die überrc_ 
Zusammenarbeit der einzelnen Fa;. iuerer 
che. So können reaktionäre Tendenzen 
von Studienreformprojekten an einigen 
Universitäten mit ‘ruhigem Klima’ als 
Versuchsballon gestartet werden, frühzei­
tiger und somit wirksamer bekämpft wer­
den. Eine gute Arbeit in dieser Richtung 
hat der VDS geleistet, der für die mei­
sten Studienfächer Projektbereiche orga­
nisiert hat, in denen die Vertreter der Uni­
versitäten ihre Erfahrungen austauschen 
können, um gemeinsame Strategien und 
Konzeptionen zu entwickeln. Last but 
not least ist jedoch der persönliche Ein­
satz jedes Einzelnen entscheidend, der 
nicht vor den unzulänglichen Studienbe­
dingungen resigniert, sondern bereit ist 
— auch für künftige Studentengeneratio­
nen — ihre Veränderung zu erkämpfen. 
Sabine Wendt
1) Materialien des VDS-PB Jura über die Klas­

senlage der Juristen
3) So in der Einführung zum Wiesbadener Mo­

dell zur Juristenausbildung
3) Hochschulaktionsprogramm des MSB, S.42
4) Facit Nr. 30: Paul Schäfer, Probleme und 

Perspektiven der Studentenbewegung
5 ) Facit Nr. 30, K.H. Heinemann, Marxismus 

kontra bürgerliche Ideologie

Wissenschaftliche 
Buchhandlung 
Theo Hector

Frankfurt am Main 
Gräfstraße 77, an der Universität 
Telefon 777303 und 779683
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D e n  R a h m e n  
b e s tim m e n  

d ie  P r o f it ­
in te re s s e n .

Ohne die massive Kritik der demokra­
tischen Verbände anläßlich des Hearings 
am 24.7. wirklich zu berücksichtigen, 
konnte Bundesminister von Dohnanyi sei­
nen Entwurf eines Hochschulrahmenge­
setzes (HRG) am 30.8. im Bundeskabi­
nett nahezu unverändert durchbringen. 
Am 19. Oktober soll der Bundesrat den 
Entwurf im ersten Durchgang behandeln, 
noch vor der parlamentarischen Sommer­
pause 1974 soll das Gesetz durch den 
Bundestag verabschiedet sein. Die CDU/ 
CSU wird dem Fahrplan wohl keinen 
Stein in den Weg legen, auch wenn nun 
ihre eigene Kasernenordnung in der 
Schublade verschwindet; zu gut ist das 
Gesetz gelungen, der Beifall von BDI und 
BDA sind Beweis.

In den Jahren nach dem 2. Weltkrieg 
kam es der Monopolbourgeoisie zunächst 
einmal darauf an, ihre Macht zu restau­
rieren. Durch Aktionen wie der Gewäh­
rung amerikanischer Kredite (die aller­
dings die amerikanischen Monopole in 
der deutschen Wirtschaft stärkten), Pro­
fitumverteilungen innerhalb der Unter­
nehmen zugunsten der Schwer- und 
Energieindustrie, Lastenausgleichsfonds 
und einer Währungsreform, welche die 
Bevölkerung um ihre Ersparnisse brach­
te, die Sachvermögen jedoch unangeta­
stet ließ, gelang dies so gut, daß die Apo­
logeten der „freien Marktwirtschaft” von 
einem Wirtschaftswunder sprechen konn­
ten. Erst die in den 60er Jahren einset­
zende wissenschaftlich-technische Revo­
lution stellte das Monopolkapital im Bil­
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dungsbereich vor Probleme, welche die 
noch in den Kategorien kurzfristiger Pro­
fitmaximierung denkenden CDU-Führer 
mit Maßnahmen zu bewältigen suchten, 
die den Widerstand aller demokratischen 
Kräfte im Ausbildungssektor vervorrufen 
mußte, im übrigen aber die Wünsche der 
Monopole nicht befriedigen konnte.

Die Ausgaben für das Bildungswesen 
und den Forschungsbereich sind für die 
kapitalistische Produktion unproduktive 
Kosten; außerdem können die Einzelka­
pitalien den ungeheuren Kapitalaufwand 
verbunden mit hohen Verlustrisiken 
allein nicht tragen, die Kosten werden 
daher vom Staat übernommen. Nur der 
Staat kann zwischen den konkurrieren­
den Einzelinteressen der Monopole ver­
mitteln und deren Gesamtinteresse durch­
setzen, das hier im Bildungsbereich im 
wesentlichen durch den Zwang bestimmt 
wird, den Anforderungen der wissen­
schaftlich-technischen Revolution nach­
zukommen. Dieser Zwang und die Aus­
einandersetzung mit dem Sozialismus 
machen es erforderlich, einen Lenkungs­
mechanismus aufzubauen, der sowohl die 
Forschungs- und Entwicklungsprojekte in 
profitable Bahnen leitet und den Studen­
ten den Konstellationen des „Arbeits­
marktes” entsprechend ihre Ausbildungs­
plätze zuweist als auch sicherstellt, daß 
die in der Hochschule herangebildete In­
telligenz die Forschungs- und Entwick­
lungsergebnisse in der Produktion Umset­
zen kann.

Die Widersprüchlichkeiten dieses Kon­
zeptes sind offensichtlich. Mehr und bes­
ser ausgebildete Werktätige werden zu­
nehmend den Ausbeutungsprozeß .durch­
schauen, zunehmende Qualifizierung wird 
neue Bedürfnisse wecken und Forderun­
gen nach Demokratisierung aller Lebens­
bereiche sprunghaft ansteigen lassen. Die 
Bildungspläne der SPD als auch letztlich 
des HRG sind Ausdruck dieser Wider­
sprüche, die begründet sind im Antagonis­
mus des kapitalistischen Systems.

So wird im HRG die demokratische 
Forderung nach integrierten Gesamt­
hochschulen durchaus übernommen — 
horizontale und vertikale Durchlässigkeit 
der Studiengänge, Vereinigung von Fach­
hochschulen usw. und Universitäten, in­
terdisziplinäre Zusammenarbeit — jedoch 
sind genügend Möglichkeiten eingebaut, 
im Sinne der Monopole zu integrieren. 
„Durch die Zusammenfassung von Hoch­
schulen unterschiedlicher Aufgabenstel­
lung oder durch die Erweiterung der Auf­
gabenstellung einer Hochschule” (§5,a)

wird ein Gesamthochschulsystem ermög­
licht, das die Hoch- und Fachhochschu­
len zwar organisatorisch vereint, aber 
die Undurchlässigkeit der Studiengänge 
beibehält und diese durch Einführung der 
Regelstudienzeit” (§11,2) und „Aufbau­
studiengänge” (§ 11,5) in ein Elite- und 
ein Schmalspurstudium spaltet. Weiter­
hin wird die Möglichkeit eröffnet, daß 
Privathochschulen, Führungsakademien 
der Konzerne und Militärhochschulen 
„die Eigenschaft einer staatlichen aner­
kannten Hochschule erhalten” (§74,1), 
daß dort somit eine Wissenschaft betrie­
ben werden kann, die unmittelbar im 
Dienst der herrschenden Klasse steht, der 
öffentlichen Kontrolle jedoch entzogen 
ist.

Der demokratischen Kontrolle entzo­
gen ist auch der Forschungsbereich, da 
ein großer Teil der laufenden Projekte 
staatlichen und halbstaatlichen wissen­
schaftlichen Einrichtungen außerhalb der 
Hochschulen zugeteilt ist. Jedoch kann 
der geistige Teil der Arbeit nur bis zu 
einem gewissen Grad von der Produktion 
getrennt werden, die vollständige Heraus­
lösung der Forschung aus dem Hochschul­
bereich würde eine Lücke in den Lerbe- 
reich reißen, welche sich beim Einsatz der 
Hochschulabsolventen in der Produktion 
zeigen würde. Vor allzuviel demokrati­
scher Kontrolle der (allerdings mehrheit­
lich von Hochschullehrern beherrschten) 
Organe schützt das HRG diesen F o p  

schungsbereich durch eine „Koordina­
tion der Forschung” (§24), welche die & 
Hochschulen in eine „überregionale For­
schungsplanung” (§24,1) zwingt und an 
die Vorhaben der „wissenschaftlichen 
Einrichtungen außerhalb des Hochschul­
bereichs” (§24,1) koppelt. Die Gesamt­
planung ist somit der demokratischen 
Kontrolle entzogen,eine demokratische 
Mitbestimmung über die Forschung an 
den einzelnen Hochschulen durch die pro­
fessorale Übermacht eine Farce. Eine de­
mokratisch kontrollierte Forschungspoli­
tik würde allerdings nicht länger hinneh­
men, daß die Wissenschaft im Dienst der 
Profitmaximierung gegen die Interessen 
der arbeitenden Bevölkerung gerichtet 
ist, daß Naturwissenschaftler an der Ent­
wicklung weiterer Vernichtungswaffen 
arbeiten, und Sozialwissenschaftler im­
mer raffiniertere Wege ersinnen, die Werk­
tätigen weiter auszubeuten. Eine demo­
kratisch kontrollierte Forschung liegt 
daher nicht im Interesse der Monopole.

Die Qualifikationsstruktur der Werk­
tätigen kann nur dann optimal im tfinne



des Großkapitals sein, wenn diese im Be­
darf der künftigen „Arbeitsmarkts” ent­
spricht. Die wissenschaftlich-technische . 
Revolution hat tiefgreifende Auswirkun­
gen auf die Struktur der Arbeiterklasse, 
durch eine Gewichtsverschiebung zwi­
schen Industrie, Landwirtschaft und 
Dienstleistungsbereich ändert sich die 
Anzahl der jeweils dort arbeitenden Men­
schen, durch Verschiebungen in dem Wirt­
schaftsbereich selbst ändern sich die ge­
forderten Qualifikationen.Die rasche Ent­
wertung von Fähigkeiten, die geforderte 
„Mobilität” , machen die Arbeitsplätze 
zunehmend unsicher. Die Produktivität 
wird weiter anwachsen, der Anteil der le­

bend igen  Arbeit sich verringern, dies frei­
lich um den Preis des Ansteigens der gei­
stigen Arbeit. Der Prozeß verläuft alles 
andere als reibungsfrei. Zum einen wider­
spricht die schöpferische Arbeit der Tech­
niker und Ingenieure ihrer tatsächlichen 
Situation als Lohnarbeiter, welche nicht 
die gleichen Interessen haben wie die 
Monopole, zum andern werden von den 
Werktätigen Verantwortungsbewußtsein 
für die Millionenwerte der Produktionsan­
lagen gefordert. Mitbestimmungsrechte 
über die Produktionsleitung jedoch abge­
lehnt. Die beschriebenen Verschiebun­
gen zwingen das Kapital zu der Forderung 
nach einer erhöhten Anzahl von Studien­
abschlüssen mit eingeschränkter Qualifi­
kationsmöglichkeit und einer geringen 
Anzahl mit erweiterter sowie der Lenkung 
der Studentenströme in die profitträchti- 

Äften Wissenschaftszweige. Der Wert der 
A rbeitskraft kann dadurch niedrig gehal­

ten werden; eine möglichst billige Ausbil­
dung durch „spezifische Qualifizierung” 
kann die Werktätigen ansonsten dumm 
halten und so deren Wert „preiswert” 
machen.

In der Tat hat der Numerus Clausus 
(NC) die Aufgabe, die Studenten ent­
sprechend den Plänen der Herrschenden 
zu lenken und durch eine Verfestigung 
des Bildungsprivilegs auch die gesellschaft­
lichen Strukturen in der BRD zu verfesti­
gen. Abgesichert ist er im Staatsvertrag 
der Länder vom 20.10.72, jedoch wurde 
der NC eine gewisse Zeit wohl zum 
„Übergangsinstrument” verklärt. Das 
HRG ist da ehrlicher. Es werden keine 
Auslaufzeiten angegeben, dem NC wird 
ein eigener Paragraphenkomplex gewid­
met, „Zulassungsbeschränkungen” (§30) 
werden also institutionalisiert.

Natürlich muß Kapazitätssteuerung im 
Sinne der Monopole die Studienfächer 
im Interesse einer Profitmaximierung zu

gewichten suchen. Die selten profitbrin­
gende medizinische Wissenschaft unter­
liegt folgerichtig trotz des sprunghaft an­
steigenden Bedarfs auf nicht absehbare 
Zeit weiter dem NC — die Verschlechte­
rung der Gesundheitsversorgung der ar­
beitenden Menschen ist eingeplant; ähn­
lich sieht es in dem Studienfach Psycholo­
gie aus. Auch in bestimmten, heute noch 
zugänglichen Fächern ist eine Beschrän­
kung absehbar: Soziologen und Politolo­
gen sind aufgrund ihres Forschungsobjek­
tes „Gesellschaft” dem Kapital von jeher 
suspekt, ein NC hätte hier vielfältige 
wohltuende Folgen. Zum einen könnte 
eine reduzierte Studentenschaft durch 
Auswahl druck und Regelstu dienstress ge­
zwungen werden, sich mit einem positi­
vistischen Anspruch zu begnügen, dank­
bare Ideologen unserer freiheintlich- 
demokratischen Grundordnung wären uns 
sicher. Zum andern könnten hier Fach­
leute für Spezialabteilungen des Werktäti­
genbetrugs herangezüchtet werden, also 
für Werbe- und Rationalisierungsbüros. 
Der Katalog der NC-bedrohten Fächer 
kann noch beliebig erweitert werden.

Der Lenkungsmechanismus des NC er­
füllt eine doppelte Aufgabe und hat ein­
geplante Auswirkungen auf die Situation 
der Studenten. Mit der Lenkung der Stu­
dentenströme wird der Profit der Konzer­
ne sichergestellt und kein Geld für „ge­
samtgesellschaftlich uninteressante” Stu­
diengänge verplempert. Der Selektions­
mechanismus hat als entscheidendes Aus­
wahlkriterium die in der Abiturnote zur 
Zahl geronnene „Leistung” , eine Anpas­
sungsleistung. Erfolgreiche Unterwerfung 
wird honoriert. Weiter sind Kinder aus 
der Arbeiterklasse durch das für die Mit­
telschicht zugeschnittene Bildungssystem 
benachteiligt, das Bildungsprivileg wird 
festgeschrieben. Der NC ist ein relativ 
grobes Instrument und wird daher zuneh­
mend demokratischen Widerstand hervor- 
rufen. Ein Mechanismus, der reibungs­
freier zu arbeiten in der Lage ist, wird 
also in absehbarer Zeit eingesetzt werden 
müssen; denkbar wäre ein Zentralabitur, 
Eingangsprüfungen zu den Hochschulen 
ergänzt durch ein funktionsfähiges Be­
ratungssystem der „Bundesanstalt für 
Arbeit” .

Zur Absicherung der Hochschulfor- - 
mierung sind Mitbestimmungsregelungen 
notwendig, die Reibungsverluste durch 
Einspruchmöglichkeiten der demokrati­
schen Kräfte verhindern. Die Legitima­
tion zum Abbau erkämpfter demokrati­
scher Rechte und Freiheiten gab am 29.5.

1973 das Bundesverfassungsgericht, eine 
Institution, die durch ihre mystische Ent­
rückung in die Höhen richterlicher Un­
parteilichkeit relativ unangreifbar gewor­
den ist. Die Karlsruher Urteile haben bei 
geschicktem Timing die Funktion, bei 
wichtigen Entscheidungen die fortschritt­
lichen Kräfte im Parlament auszuschalten, 
um die Gegenvorstellungen der demokra­
tischen gewerkschaftlichen und p 
liehen JCräfte zu unterlaufen. Die Sprü­
che des Verfassungsgerichts sind im üb­
rigen kaum revidierbar: Bei Entscheidun­
gen, welche unmittelbar die Lehre betref­
fen, müssen die Hochschullehrer über die 
Hälfte der Stimmen verfügen. Bei Ent­
scheidungen, die unmittelbar Fragen der 
Forschung oder die Berufung der Hoch­
schullehrer betreffen, muß der Gruppe 
der Hochschullehrer ein weitergehender, 
ausschlaggebender Einfluß Vorbehalten 
bleiben. Bei allen Entscheidungen über 
Fragen von Forschung und Lehre ist eine 
Undifferenzierte Beteiligung der nicht­
wissenschaftlichen Bediensteten auszu­
schließen.

Der HRG-Entwurf richtet sich nach 
diesen Bestimmungen. In den zentralen 
Kollegialorganen und in den Fachberei­
chen darf keine Gruppe (Professoren 
und Assistenzprofessoren bilden hier je 
eine Gruppe) „mehr als die Hälfte der ge­
wählten Mitglieder stellen” (§41,3), je­
doch „in Gremien mit Entscheidungsbe­
fugnissen in Angelegenheiten, die For­
schung, künstlerische Entwicklungsvor­
haben, Lehre und die Einstellung von 
Hochschullehrern unmittelbar berühren, 
müssen die Gruppen der Hochschulleh­
rer (Abs. 2) zusammen über die Mehrheit 
der Stimmen verfügen” (§41,4). Damit 
soll gewährleistet werden, daß der demo­
kratische Widerstand an den Universitä­
ten gegen das „Vordringen von Kapital­
interessen unter Ausnutzung des überleb­
ten Wissenschaftsbegriffes verschiedener 
Hochschullehrer erstickt werden kann.

Der Kampf gegen diese reaktionären 
und undemokratischen Gesetze muß von 
allen fortschrittlichen demokratischen 
Gruppen gemeinsam aufgenommen wer­
den. Gemeinsam müssen sie ihre Forde­
rungen stellen, diese in die Öffentlichkeit 
tragen und mit den Gewerkschaften und 
den anderen demokratischen Organisatio­
nen außerhalb der Hochschulen durchset­
zen.
Kampf dem Abbau demokratischer 
Rechte!
Werner Steppat
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“Arbeiter? “ “Das sine jene die unten 
stehen.“ “Sie sind austauschbar und ent­
behrlich.” (H. Rolff) Ihr dichotomisches 
Bewußtseinsbild spiegelt die Hoffnungs­
losigkeit und Resignation des verfestigten 
Kollektivbewußtsein aller wider. Ihr So­
zialcharakter ist “durch das Arbeiterbe­
wußtsein, die Abwertung von Aufstiegs­
wünschen, das Fehlen von individuellem 
Leistungsstreben und dem Mangel an Zu­
kunftsplanung gekennzeichnet.“ (Rolff, 
Huch u.a.) Geprägt sind sie durch seine 
Erfahrung am Arbeitsplatz. “Konstitutive 
Bestandteile des ‘Arbeiterbewußtseins4 
sind: das Bewußtsein einer spezifisch ge­
gen andere Arten abgrenzbaren Leistung, 
das Bewußtsein der Zugehörigkeit zu 
einem Kollektiv, das Bewußtsein einer 
eigenen Geschichte, einer Klassengeschich­
te!“ (E. Brechstein)

Dem Arbeiter fehlt jeglicher Indivi­
dualismus. Er und seine Familie leben in 
Isolation und Kontaktarmut. Eigentum 
für die Ausübung einer “besseren“ Tätig­
keit ist nicht vorhanden. Er lebt in einem 
Arbeiterviertel. Seine häusliche Umge­
bung ist durch die “schlechte materielle 
Lage geprägt. Zuviele Menschen sind auf 
engem Raum zusammengepfercht, die 
hygienischen Einrichtungen sind oft un­
zureichend, die Wohnungseinrichtung ist 
monoton und wenig^stimulierend.“
(E. Brechstein)

Innerhalb der Familie besteht eine 
strenge, nach Geschlecht geordnete Ar­
beitsteilung. Die Verhaltensmuster sind 
autoritär, sexualfeindlich und formell 
orientiert. Agression und Regression 
werden ungehindert ausgelebt, Er verhält 
sich kinderfeindlich. Seine Kinder werden 
streng nach Geschlecht und Alter, sie wer­
den passivistisch, familistisch und gegen­
wartsorientiert erzogen. Körperliche 
Züchtigung ersetzt jede andere Erziehungs­
methode. Peer-groups ersetzen ihnen das 
Elternaus, usw. Er ist Repräsentant der 
Unterschicht, des Proletariats.

Entsprechend dieser Kategorien, Nor­
men und Werte, sind die Repräsentanten 
der Mittelschicht die Angestellten, Beam­
ten usw. Für sie existieren Mobilität, In­
dividualität und Bildungsprivilegien. Ihre 
Normen und Werte sind “richtig.“

Uber die Oberschicht wird sich ausge­
schwiegen. Diese Schwarz-Weiß-Malerei 
ist das Ergebnis einer Annahme, daß nur 
eine kausale Verbindung zwischen der 
Stellung der Eltern im Produktionspro­
zess und ihrem Reproduktionsbereich be­
steht. Kurzum ein dialektisches Verhält­
nis zwischen Produktions- und Repro­
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duktionssphäre kann nicht existieren. In 
diesem abgesteckten Rahmen bewegen 
sich alle Überlegungen der progressiven 
(vielleicht auch proletarischen) Pädago­
gen. Es gibt nur ein Oben und ein Unten. 
Das Oben kaum, das Unten nur mangel­
haft und plagiat beschrieben. Die Abhän­
gigkeit der Eltern vom Produktionspro­
zess erscheint als Produkt eines einzigen 
Prozesses. Das Kapital bekommt die Rolle 
aR fremde Faktizität und Macht, die dem 
Arbeiter als selbständige gegenübersteht, 
zugeteilt. Arbeiter, Angestellter und Ka­
pitalist werden als Objekte beobachtet 
und beschrieben. Ihre Beziehungen als 
Regelkreise dargestellt. Der Pädagoge wird 
zu einer Person, die sich außerhalb des 
Regelkreises befindet. Der Anspruch, das 
System als Gewordenens, als menschliches 
Produkt zu analysieren, kann in diesem 
Stadium der Analyse nicht mehr einge­
löst werden. Die Verbindung von Theorie 
und Praxis ist in die Hosen gegangen. Der 
Arbeiter wird zur blauen Blume des Päda­
gogen. Die Untersuchenden befinden sich 
in einem geschichtslosen Zustand. Die 
Beziehungen untereinander sind verding­
licht und entfremdet.

Unbestritten ist, daß man im ökono­
mischen Produktionsprozeß die bewegen­
de Grundkraft der Geschichte sehen muß. 
Verändern die Menschen ihre ökonomi­
schen Grundlagen, (ökonomischen Pro­
duktionsbedingungen), so wandeln sich 
auch ihre Gesellschaftsformen, Institu­
tionen, Philosophie oder Kunst. In diesen 
ideologischen Formen wird der Wider­
spruch von Produktivkraft und vorhan­
denen Produktionsverhältnissen anerkannt 
und als Konflikt ausgetragen. “Die Unter­
bau-Überbau-Beziehung darf jedoch 
nicht so verstanden werden, als ob der 
ökonomische Unterbau den Überbau ein­
seitig determiniert. (Gottschalch) Gesell- f 
schaft muß als dialektischer Prozess auf­
gefaßt werden. Dementsprechend ist Ge­
sellschaft das Produkt des Subjekts 
“Mensch“ . Seine Ideen, Vorstellungen 
sind mit den materiellen Tätigkeiten ver­
flochten. Sie können einerseits die öko­
nomische Grundlage verändern, sind aber 
andererseits von ihnen abhängig. Es besteht 
also ein dialektisches Verhältnis zwischen 
dem Produktions- wie Reproduktionsbe­
reich. Demzufolge ist es falsch, wenn man 
behauptet, die Stellung der Eltern im Pro­
duktionsprozeß, ihre Erfahrungen im Be­
trieb würden kausaler

trieb würden in kausaler Beziehungen zu 
ihren Erfahrungen im Produktionsbereich 
stehen. Sowohl die Erfahrungen im Be­
trieb, Büro usw., wie auch die Erfahrun­
gen in der Familie, Fußballverein, Schule 
usw. prägen die Person, bestimmen das ^ 
Bewußtsein. Es gibt also kein Wissen, 
keine Beziehung etc. die als reines von 
seinem sozialen Kontext isolierbar wäre 
und umgekehrt. Alles ist reviedier- und 
überprüfbar.

Wäre man von solchen Grundüberle­
gungen ausgegangen, so hätte man wahr­
scheinlich in den heutigen Analysen auch 
die Weiterentwicklung des kapitalisti­
schen Systems in der BRD nicht über­
sehen. So hätte man feststellen müssen, 
daß die reinen Arbeiterviertel, der reine 
Stadtteil der Jahrhundertwende nicht 
mehr existiert. So wäre man dahinterge­
kommen, daß das Proletariat heute nicht 
mehr nur aus Arbeitern besteht, sondern 
auch registriert, daß Angestellte, Klein­
beamte zum Proletariat gehören. So hätte 
man bestimmt festgestellt, daß es keine 
prinzipiell anderen Verkehrsverhältnisse 
für den Kapitalisten, sofern es ihn als hi­
storische Figur noch gibt“ (Reiche) für 
den Kleinangestellten, Ingenieur oder Ar­
beiter gibt. Trotzdem, das muß im glei­



chen Atemzug gesagt werden, es bestehen 
innerhalb der Gruppen immer noch ver­
schiedene Kommunikationsformen, Me­
chanismen, Bedürfnisse zu befriedigen 
und Ideologien.

Um diese Differenzen in einem päda­
gogischen Konzept (proletarische Erzie­
hung) verarbeiten zu können, besteht die 
Notwendigkeit, das spätkapitalistische 
System zu untersuchen. Mann kann nicht 
amerikanische Untersuchungsergebnisse 
auf bundesrepublikanische Verhältnisse 
übertragen. Es besteht auch die Notwen­
digkeit, über die Ansätze und Analysen 
von 0. Rühle und E. Hoernle hinaus, neue 

^nsätze zu suchen und zu praktizieren. 
Watten z.B. Gottschalch, Huch, Brech­
stein, Rolff und das Berliner Autoren­
kollektiv diese Überlegungen angestellt, 
so wäre die jetzt vorhandene Dogmatik 
innerhalb der Pädagogik aufgehoben. So 
hätte es für Studenten

hätte es für den Studenten keinen “Fen­
sterplatz“ außerhalb der “Gesellschaft“ 
gegeben. Die Verbindung von Theorie 
und Praxis verpflichtet den Pädagogen, 
sich in die Arbeit und Untersuchungen 
als Subjekt mit einzubeziehen.

Vor allem für die Entwicklung der 
BRD ist es notwendig, nicht nur die zwan­
ziger Jahre sondern auch die Zeit des 
Faschismus und seit der Neugründhng 
der BRD zum Gegenstand der Analyse 
zu machen. Man kann zum Beispiel nicht 
von einer kontinuierlichen Entwicklung

Arbeiterbewegung in der BRD spre- 
cnen. Vielmehr ist das Fehlen marxisti­
scher Interpretationsraster festzustellen. 
(Kern/Schuhmann) Den Veränderungen 
im Produktionsbereich, wie auch im Re­
produktionsbereich muß Rechnung ge­
tragen werden. Zu keiner Zeit hat es so 
viele Veränderungen gegeben wie im Spät­
kapitalismus. Hauptmerkmale im Produk­
tionsbereich sind Mechanisierung und 
Automatisierung der Produktion, die An­
wendung der elektronischen Datenverar­

beitung, die Chemisierung der Wirtschaft, 
die Nutzung der Atomenergie als neue 
Energiequelle.

Durch den technischen Wandel, durch 
die wachsende arbeitsteilige Spezialisie­
rung verringern sich die Aufstiegsmöglich­
keiten der Angestellten. Die Beziehungen 
zum Management bürokratisieren sich zu­
nehmend. (S. Sales) Großraumbüros, Ton­
bänder und Jobvermittlungen lassen auch 
die Angestellten die Erfahrung machen, 
daß sie austauschbar sind, daß ihre Arbeit 
entfremdet ist.

Hauptmerkmale im Reproduktionsbe­
reich sind Veränderungen im Bildungs­
wesen. Neue Institutionen (Vorschule, 
Gesamtschule, Gesamthochschule, Be­
triebsfachschulen etc.) vermitteln funktio­
nales, “brauchbares“ Wissen (“Abbau der 
althumanistischen zugunsten der techno­
logisch-naturwissenschaftlichen Ausbil­
dung“) (K. Ehlich u.a.). Technologische 
Produkte wie Massenmedien und Autos, 
Trabantenstädte (z.B. Nordweststadt) 
lösen die traditionellen Stadtviertel mit 
ihren Kommunikationsstrukturen auf, 
und bestimmen den Lebensrhytmus.

Die Art der Erfahrungsbildung und 
Wissensvermittlung, dauernder Leistungs­
druck (selbst im Bett) garantieren, daß 
man gelernt hat, sich im Konkurrenz­
kampf gegen die anderen zu behaupten. 
Dieser Konkurrenzkampf findet nicht nur 
im Betrieb oder Büro statt, sondern wird 
auch innerhalb der Familie, Haus- und 
Wohngemeinschaft, Schule etc. ausgetra­
gen. Die Arbeiterklasse als homogene 
Gruppe (Gottschlaeh, Huch u.a.) scheint 
nicht mehr zu existieren. Das Konkurrenz- 
verhalten untereinander verhindert echtes 
solidarisches Verhalten. In den Peer-groups 
erfährt das Arbeiterkind nicht Solidarität 
aus Freundschaft zu anderen,sondern ver­
sucht sich innerhalb der vorhandenen Hier­
archie zu behaupten. Solidarisches Verhal­
ten als Hauptmerkmal für Arbeiterkinder in 
Peer-groups ist ein Wunschbild. “Die Stras­
se verliert, ebenso wie Familie und Schule, 
ihren kollektiv erziehenden Charakter.“ 
(L.v.Werder) Von dieser Entwicklung sind 
aber nicht nur die Arbeiter betroffen. Bei 
näherem Hinsehen zerfällt auch der homo­
gene Charakter der Mittelschicht. Nur we­
nig ist von Sachrationalität, Zukunfts­
orientierung, Selbstverantwortlichkeit 
und selbständigem Denken (Oevermann, 
Huch, Gottschalch) er erkennen. Fach­
idiotismus und irrationale Ideologien de­
terminieren das Verhalten untereinander 
und beeinflussen die Erziehungsmetho­
den. Schläge als Bestrafung scheint nicht 
mehr “Privileg“ der Arbeiterkinder zu 
sein.

Eine Trennung zwischen Unter- und 
Mittelschicht, wie sie Raspe, Gottschalch 
u. a. vornehmen, kann für eine emanzipa- 
torische (proletarische) Erziehungsmetho­
de nicht dienlich sein. Ein Begriff von 
proletarischer Erziehung im Spätkapitalis­
mus kann nicht aus der Theorie und Pra­
xis der kommunistischen Kinder- und 
Jugendarbeit der zwanziger Jahre oder 
der chinesischen Kulturrevolution gewon­
nen werden. (L.v.Werder)

Es besteht die Notwendigkeit, auf 
Grund einer neuen Analyse den ge­
schichtslosen Zustand, der ständig nur 
die Überlegungen und Probleme der 
zwanziger Jahre reproduziert, zu über­
winden. Es ist erforderlich, die eigene 
Person in diesen Prozess mit einzube­
ziehen, sich ständig als Pädagoge in Fra­
ge zu stellen und nicht die Rolle des aus- 
senstehenden Analytikers und Avantgar­
disten zu übernehmen.

Gelingt uns dieser Schritt nicht, so 
sind wir jene, die “damit beschäftigt 
scheinen, sich und die Dinge umzuwälzen, 
noch nie dagewesenes zu schaffen. Gera­
de in solchen Epochen revolutionärer Kri­
sen beschwören sie ängstlich die Geister 
der Vergangenheit zu ihrem Dienst he­
rauf, entnehmen ihnen Namen, Schlacht­
parolen und Kostüme, um in dieser alt­
ehrwürdigen Verkleidung und mit dieser 
geborgten Sprache die neue Weltge­
schichtsszene aufzuführen.“ (K. Marx) 
Eva Braun
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S p o n ta n e  S t  r ß lllS
u n d  s ta a tlic h e r  
M a c h ta p p a ra t.

Ein herausragendes Zeichen der Welle 
spontaner Streiks der letzten Monate war 
das Zusanmienspiel von Kapitalinteressen 
und staatlichem Machtapparat, der Poli­
zei. Mit einer Selbstverständlichkeit, die 
nur jene besitzen, die die Macht haben 
und ihre Macht gefährdet sehen, ließen 
die Herren der Konzerne und Fabriken 
Polizeipräsidenten antanzen und verflig-
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ten über Hundertschaften von lohnabhän­
gigen Polizisten, als ob sie ihren Werk­
schutz befehligten. Die Ausführenden 
knüppelten Arbeiter und Arbeiterinnen 
nieder, verhafteten solche, die ihnen als 
„Aufrührer und Störenfriede” denunziert 
wurden und solche, die sich durch bewaff­
nete Büttel nicht einschüchtern ließen.
Sie sorgten für Ordnung in den Betrieben,

tür die Ordnung, die die Preise steigen 
läßt und die Löhne niedrig hält, die aus­
ländische Arbeitnehmer in Niedrigstlohn- 
gruppen einstuft und sie die schmutzigste 
und schwerste Arbeit machen läßt und 
deren Vermieter fett werden läßt. Die 
Ordnung wurde aufrecht erhalten. Total 
war der Erfolg in den Betrieben, in denen 
es gelungen war, die Solidarität der Ar-



beiter zu schwächen. Dies wurde erreicht 
durch Hetze und bewußte Fehlinforma­
tion der bürgerlichen Presse (Bild war 
zwar dabei, aber bei Gott nicht als einzig­
stes Schmierblatt), durch Aufspaltung ins­
besondere in deutsche und ausländische 
Arbeitnehmer mittels finanzieller Zuge­
ständnisse an die ersteren, durch die Iso­
lation der Streikenden und nicht zuletzt 
auch durch Fehlverhalten von Teilen der 
Vertrauensleute und Betriebsräte. In den 
Betrieben, in denen die Spaltungsversu­
che sich nicht verfingen, wurde auch trotz 
Polizeieinsatzes die Solidarität der Arbei­
ter nicht erschüttert. Der Streik wurde ein 

Ä folg.
Bei Ford Köln standen ca. 1.000 be­

waffnete Ordnungshüter bereit und Hub-' 
schrauber kreisten über dem Werksgelän­
de. Mindestens 25 Personen, unter ihnen 
die Streikleitung, wurden verhaftet. Mei­
ster, Angestellte und sogar Betriebsräte 
helfen bei Festnahme und Identifikation, 
so daß Ford-Boß Bergmann nicht nur 
seine Polizisten sondern auch seine Be­
triebsräte für ihren „vorbildlichen körper­
lichen Einsatz ” loben muß. Bei Krupp 
Essen werden streikende Arbeiter von der 
Polizei auseinandergetrieben.

Bei Opel Bochum bildet die Polizei 
Greiftrupps und verhaftet aktiv am Streik 
Beteiligte. Unter die Arbeiter mischen 
sich 120 Zivilpolizisten die nach „Rädels­
führern” und „Aufrührern” suchen. Pro­
teste der Arbeiter sind erfolglos.

Bei Pierburg Neuss versuchen Polizi- 
n aktive Gewerkschafter zu verhaften, 

was-mißlingt. Beamte schlagen streikende 
Arbeiter und Arbeiterinnen. Als das Fern­
sehen auftaucht, hören sie auf. Öffent­
lichkeit ist nicht gefragt.

Bei Küppersbusch in Gelsenkirchen 
steht ein großes Polizeiaufgebot in Be­
reitschaft, kommt aber nicht zum Ein­
satz. Hierfür ist wohl der solidarische 
Streikverlauf verantwortlich.

Bei Rheinstahl Brackwede ziehen über 
100 Ordnungshüter auf und verhaften 12 
Kollegen. Als der Streik zusammengebro- , 
chen ist, droht die Betriebsleitung, die 
immer noch Streikenden durch Polizei 
vom Werksgelände vertreiben zu lassen.

Bei Hella Lippstadt prügelt die Polizei 
auf dem Betriebsgelände. Sie hatte auch 
Hunde mitgebracht. Es gibt einige Verletz­
te. Zivile Hüter der Ordnung fotografie­
ren aktive Kollegen.

Auf diesem Hintergrund werden Vor­
gänge deutlich, die sich besonders in 
Nordrehin-Westfalen seit geraumer Zeit 
abspielen. In der bürgerlichen Presse die­

ses Landes findefi sie verständlicherweise 
nicht die notwendige Würdigung. Unter 
dem Motto: „Mahler, Meinhof, Baader, 
das sind unsere Kader” rüstet das von 
SPD/FDP regierte Land auf. Der ordent­
liche Etat, der nicht zu knapp bemessen 
ist, muß für die personelle Vergrößerung 
der Polizei herhalten. Mitte des Jahres 
stellte der Landtag seinem Innenminister 
Weyer weitere 17,5 Mio DM zur Verfü­
gung. Diese Mittel dienen der „schlag­
kräftigen Bekämpfung von Aufrührern 
und Terrorbanden”. Wofür die Mittel 
wirklich gedacht sind, merkt man, wenn 
man sich einige Posten dieses „Sofortpro­
grammes” ansieht. Da werden Fernseh­
ausrüstungen (100.000 DM/Stück) auf­
geführt, die auch in Hubschrauber einge­
baut werden. Bei Ford Köln bauen unsere 
Kollegen 120 Spezial-LKWs mit doppel­
ten Ausstiegstüren, Gesamtpreis ca. 2,3 
Mio. Gegen den Terror werden 3000 
Kunststoffschilder angeschafft (ges. ca.
300.000 DM). Für 130.000 DM werden 
extrem lange Schlagstöcke eingekauft. 
Sollten sich die Aufrührer und Terroristen 
weinen, so treten sie künftig gegen Knie­
beinschoner (3,80 DM das Stück), mit 
denen alle 30.000 Ordnungshüter ausge­
rüstet werden. Rund 700.000 DM sind 
für eine besondere Anschaffung einge­
plant. 6 „Gruppenwagen” , die aussehen 
wie ein Panzer ohne Panzerturm, werden 
die Kollegen in NRW bestimmt noch zu 
Gesicht bekommen. Jedes dieser Fahr­
zeuge bietet 10 Mann platz und hat auf 
dem Dach zwei Schießluken. Schon am 
Anfang des Jahres beklagte der Vorsitzen­
de der Polizeigewerkschaft, W. Kuhlmann 
die wachsende Militarisierung der Poli­
zei. Er wandte sich gegen Bestrebungen, 
um, wie er sagte, „einen auf Befehl blind­
reagierenden Einzelkämpfer bei der Poli­
zei heranzubilden”. Bis heute sind aber 
von Seiten der Polizeigewerkschaften 
keine Stellungnahmen bekannt, die den 
Einsatz von Polizei bei Streiks verurtei­
len. Aber nicht nur die Polizei in NRW 
rüstet sich für den Ernstfall, auch die 
Bundeswehr probt für den Streikfall. Der 
Ubungsfall war: Zerschlagung eines 
Streiks in den Henschel-Werken. Man 
sprach von einem „inneren Feind” und 
von „politischen Gruppen” , die den 
Streik angezettelt hätten. Außerdem 
sollte eine Demonstration aufgelöste wer­
den und schließlich ging man noch davon 
aus, daß die Unruhen auf die Soldaten 
übergegriffen hätten und dieser „Unruhe­
herd” beseitigt werden müsse. So gesche­
hen in der nordhessischen Gemeinde

K O M M U M IS T F N S C H W riN p /)

Treysa, Ende Mai 1973. Durch die Not­
standsgesetze gedeckt finden laufend 
Übungen ähnlichem Charakters statt. In 
NRW wurde jetzt eine sogenannte „Hei­
matschutztruppe” gebüdet, deren Aufga­
be es ist, gegen „Banden” zu kämpfen 
und „bestimmte Räume und Objekte zu 
schützen”.
Klaus Becke
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Zur ökonomisch-politischen Ungleich­
heit industrieller Gesellschaften

Im folgenden sollen einige Aspekte 
ökonomisch-politischer Ungleichhei 
diskutiert werden, wobei sowohl Klassen­
aspekte im traditionellen Sinne als auch 
die neuen Organisationellen Umwälzungen 
angesprochen werden.

Ökonomisch-politische Ungleichheit 
innerhalb heutiger industriell-kapita­
listischer Gesellschaften spielt sich auf 
zwei unterschiedlichen Ebenen ab:

Einerseits auf einer Ebene von Invi- 
duen, im Sinne des traditionellen Klassen­
aspekts andererseits auf einer Ebene von 
Organisationen (wobei Organisationen 
nichts anderes als sozio-technologische 
Strukturen zur Kontrolle von Waren und 
Menschen sind). Schon seit Beginn war 
der Kapitalismus dadurch gekennzeichnet, 
daß eine bestimmte Klasse, die Unterneh­
merklasse, Organisationen als Mittel zur 
Akkumulation benützte. In diesem Sinne 
ist die bisherige Geschichte des Kapitalis­
mus die Geschichte des Ausbau und Kon­
trolle organisationeller Strukturen durch 
eine bestimmte Klasse. Die neuste Ent­
wicklung des Kapitalismus ist jedoch zu­
nehmend dadurch gekennzeichnet, daß 
organisationell-technologische Strukturen 
eine Art Eigendynamik entwickelten und 
beginnen das traditionelleAKlassensystem 
zunehmend umzuformen und zu über­
schichten.

Vermögens- und Einkommensunterschiede
In der BRD stieg die Zahl der abhängig 

Beschäftigten von 1960 bis Juni 1970 von
77.2 % auf 86 %. Von 27.1 Mio. Erwerbs­
tätigen waren 22.3 Mio. Arbeiter, Ange­
stellte und Beamte. Die interne Gliederung 
der lohnabhängigen Klasse auf verschiede­
ne Schichten verteilte sich auf: 57 % Ar­
beiter, 34 % Angestellte und 9 % Beamte. 
Relevant ist in diesem Zusammenhang 
auch die Aufgliederung nach Wirtschafts­
sektoren, da sie Auskunft über die schnel­
le strukturelle Entwicklung und ihre Aus­
wirkung auf die Klassenstruktur gibt: Von 
1960 bis 1970 nahm im Primärsektor 
(Land- und Forstwirtschaft) die Zahl der 
abhängig Arbeitenden von 13.7 auf 8.8 % 
ab. Dagegen stieg sie im Sekündärsektor 
(industrielle Produktion) von 47.9 % auf 
48.7 % und vor allem im Tertiärsektor 
(Dienstleistungen, Verteilung-Verkauf 
u.a.) von 38.4 auf 42.5 %. Die Zahl der 
Arbeiter, zu der neben den Fabrikarbei­
tern auch die Landarbeiter, Handwerksge­
sellen und andere kleinere Gruppen ge­
rechnet werden, betrug in der BRD 1950
11.2 Mio. und 1967 12,2, Mio. Personen.
In der gleichen Zeit nahm allerdings der 
relative Anteil der Arbeiter an der lohnab­
hängigen Klasse aufgrund von industriel­
len Rationalisierungen und Umstruktu­
rierungen von 50.9 % auf 47.4 % ab. Stark 
gewachsen dagegen ist der Anteil der An­
gestellten von 1950 16 % auf 28 % (1967).
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Mit der Ausnahme der leitenden Angestell­
ten im Top-Management sind sie von Be­
sitzverhältnis und ihrer Rolle im Arbeits­
prozeß her gesehen, prinzipiell der gleichen 
ökonomischen Klasse zuzurechnen wie die 
Arbeiter, wenn auch innerhalb der Ange­
stelltenschaft traditionelle mittelständische 
Vorstellungen noch stark vorhanden sind 
und sie sich von der Arbeiterschaft abzu­
setzen versuchen. Sie haben jedoch keinen 
(oder kaum nennenswerten) Besitz an Pro­
duktionsmittel und sind gehaltsabhängig.
Ein immer grösserer Teil der Angestellten 
besitzt auch nicht mehr in dem Masse wie 
früher Kontroll- und Leistungsfähigkeit.

Der Anteil der lohn- und gehaltsabhän­
gigen Beschäftigten an der Gesamtbevöl- 
kerung hat also in den letzten Jahren stän­
dig zugenommen. Dagegen sank der An­
teil der Selbstständigen von 14.7 %, also
3.2 Mio. im Jahre 1950 auf 11.4 % oder 
2.9 Mio. im Jahre 1967. (Als selbststän­
dig tätig gelten Personen dann, wenn sie 
ausserhalb eines Arbeitsvertrages oder 
Dienstverhältnisse stehen und formal über 
ihre Arbeitsbedingungen -  und -funktionen 
selbst bestimmen können, dazu werden 
die Upternehmer, selbständige Handwer­
ker, Händler sowie die freien Berufe ge­
zählt.) Während also der Anteil der Un­
selbstständigen stieg, war dies bei der 
Lohnquote umgekehrt. Im allgemeinen ist 
die Unselbstständigenquote schneller ge­
stiegen als die Lohnquote. Dies ist nicht 
nur für die BRD zu bemerken, sondern 
noch weit mehr für die Schweiz. Dort 
stieg der Anteil der Arbeitgeber am Na­
tionalprodukt von 30 % (1950) auf etwa 
36 % (1970). Aufgrund des extremen An­
stieges der Profite sowohl in der Schweiz 
als in der BRD ist kaum mit einer kurz­
fristigen Änderung dieses Trends zuguns­
ten einer gerechteren Einkommensvertei­
lung zu rechnen. Bei den 2.9 Mio. Selbst­
ständigen handelt es sich allerdings meist 
um kleine Bauern, Händler und Handwer­
ker deren Einkommen nicht allzu hoch ist. 
Es ergibt sich dann auch ein falsches 
Bild, wenn das Durchschnittseinkommen 
der registrierten Selbstständigen 1970 mit 
21.248 DM pro Jahr (also monatlich 
3541 DM) beziffert wird. Eine Einkom­
mensfeststellung für die 1.774 Mio. nicht 
in der Landwirtschaft tätigen “Selbststän­
digen” erbrachte ein interessantes Resul­
tat: 75 % verfügten nur über ein Montsein­
kommen bis zu 1.800,—DM, darunter
15.4 % unter 6 0 0 ,-  DM, 14.5 % 600 - 
8 0 0 ,-  DM, 25.6 % 800 -  1 .200,- DM.
55.5 % hatten demnach ein Montseinkom­
men unter DM 1.200,—, 14,5 %ein Einkom­

men von 1.200 — 1.800,— DM. Werden 
die in der Landwirtschaft selbständigen 
Tätigen in diese Rechnung einbezogen, 
erhöht sich der Anteil niedriger Einkom­
men noch ganz beträchtlich. Dagegen gab 
es schon 1966 15.404 Eigentumsmillio­
näre, also 3.3 % der Produktionsmittelbe­
sitzer (einschließlich der Kleinaktionäre) 
mit einem Vermögen von fast 50 Milliar­
den DM. Schon 1965 hatten 2380 west­
deutsche Unternehmen und Kapitaleigner 
ein durchschnittliches Monatseinkommen 
von je 190.000 DM, während ein Drittel 
der Lohnabhängigen zu dieser Zeit nur 
ca. DM 500,— verdienten. Ein Arbeiter be­
kam demnach in zwölf Monaten soviel j  
wie ein Millionär in 23 Stunden. 1968 be­
zogen die 34 reichsten Männer der BRD 
aus ihrem Besitz Einkommen von jeweils 
mehr als 10 Mio. DM. 34 Personen Ver­
diensten also soviel wie die 29000 Arbei­
ter und Angestellten (als eigentliche Pro­
duzenten des Reichtums) der Thyssen- 
Hütte Ag in Duisburg-Hamborn.

Aus bundesamtlichen offiziellen Sta­
tistiken über das Nettoeinkommen der er­
werbstätigen Männer im Jahre 1969 ist 
ausserdem ersichtlich, daß in der höchs­
ten Einkommensgruppe über 1.800 DM 
kein Arbeiter zu finden ist, nur 1 % der 
Arbeiter erreicht die Gruppe von DM
1.200 — 1.800. Nur ein Viertel aller Ar­
beiter verdiente DM 800 — 1.200. 74 % 
von ihnen erhielten weniger als DM 800, 
inklusive aller versteuerten Nebeneinkünf­
te. Die Einkommensverteilung der Ange­
stellten zeigt eine immer noch starke Pri-^ 
vilegierung gegenüber den Arbeitern:

8 % der Angestellen erhielten mehr als 
1.800 DM. Dazu rechnen auch die hoch- 
dotierten Top-Manager, was das Bild et­
was verfälscht. 42 % der Angestellten ge­
hören zur Gruppe die zwischen 800 -
1.200 DM einnehmen (Zum Vergleich: 
bei den Arbeitern gehören nur ein Viertel 
zu dieser Gruppe). Jeder Dritte Angestell­
te (und dabei in erster Linie die diskrimi­
nierten Frauen) bekommt weniger als 
800 DM im Monat. Bei den Beamten ist 
die Verteilung ähnlich wie bei den Ange­
stellten. Allerdings ist bezeichnenderweise 
die Gruppe der Spitzenverdiener um 2 % 
stärker als bei den Angestellten.

Vergleichsweise Zahlen aus dem Kan­
ton Zürich in der Schweiz weisen auf eine 
ähnliche ungleiche Verteilung der Einkom­
men hin. So versteuerten 1967 20.3 % der 
Personen 51.6 % des gesamten Einkom­
mens. (Die reichsten 2.2 % allein 18.9 %)

Obwohl das Einkommen der Abhängi­
gen in den Nachkriegsjahren zugenommen



nat, hat sich der Gegensatz zwischen Ar­
beit und Kapital eher noch vergrössert.
(In diesem Zusammenhang ist zu berück­
sichtigen, daß in einem Haushalt oft mehr 
als eine Person berufstätig ist, es ist so 
nicht selten, daß, wo früher eine Person 
die Familien “ernähren” konnte, die Auf­
rechterhaltung des heute gesellschaftlich 
notwendigen Standards nur bei Arbeit von 
Mann und Frau gleichzeitig gewahrt wer­
den kann.) Ungefähr 26 % der Selbststän­
digen und der Abhängigen — unter ihnen 
viele Mehrpersonenhaushalte — hatten 
1970 eine Nettoeinkommen unter DM 
900,—. Angesichts der steigenden Mieten

« nd Lebenskosten eine Summe, die oft 
icht zum Notwendigsten reicht. Auch 

bei besser verdienenden Haushalten der 
abhängigen Arbeitenden handelt es sich 
häufig um grosse Familien, die ihr Ein­
kommen durch mehrere Lohn- und Ge­
haltsbezieher beziehen und in der Regel 
einen weitaus geringeren Lebensstandard 
haben als kleinere Familien. Das Einkom­
men pro Haushaltsangehörigen nimmt al­
so nochmals — vom 1-Personen- bis zum 
4-Personenhaushalt — um mehr als die 
Hälfte ab. Es ist eine unbestreitbare Tat­
sache, daß in der BRD noch mindestens 
20 % der Bevölkerung in eigentlicher Ar­
mut leben. Das DIVO-Institut für Wirt­
schafts- und Sozialforschung stellte in 
einer neueren Untersuchung fest, daß heu­
te 21 % aller westdeutschen Haushalte — 
unabhängig von ihrer Klassenlage — monat­
lich ein Nettoeinkommen von weniger als 

^ 0 0  DM zur Verfügung haben (eine Sum­
me, die das Lebensexistenzminimum si­
cherlich unterschreitet). 18 % Haushalte 
haben 600-800 DM, 20 % 800-1.200 DM. 
Insgesamt verfügt mehr als die Hälfte der 
etwa 22 Mio. Haushalte über weniger als
1.000 DM pro Monat. Nur etwa jeder 
vierte Haushalt, also 25.6 % hat 1.000 — 
1.500 DM zur Verfügung. Neun von hun­
dert Haushalten erarbeiten über 1.500 -
2.000 DM. Und nur 5.6 % nehmen mehr 
als 2.000 DM ein. Noch weitaus krasser 
ist die Ungleichheit bei den Vermögen 
(die ja bekanntlich die Kontrolle über die 
Produktionsmittel bedeuten):

Das wirtschafts-und sozialwissenschaft­
liche Institut der Gewerkschaften errech- 
nete unlängst, daß rund 74 % des Pro­
duktivvermögens nur 1.7 % Haushalte ge­
hören. Eine zahlenmäßig kleine Klasse 
von Unternehmern, Aktionären (und eine 
noch kleinere Gruppe der eigentlichen 
Machtelite) kassieren einerseits den Lö­
wenanteil der Profite und kontrollieren 
andererseits nicht nur den grössten Teil

der Produktionimittel, sondern damit 
auch die ökonomisch-politischen Institu­
tionen der Gesellschaft. Ein ähnlich kras­
ses Bild weisen auch alle anderen kapita­
listischen Staaten auf: Im Jahre 1962 be­
saßen die reichsten 1 % der USA-Einwoh- 
ner 62 % aller Aktien, die reichsten 5 %
86 % aller Aktien. Im Kanton Zürich in 
der Schweiz versteuerten an Privatvermö­
gen, die reichsten 1 % 46.6 % (1969)
(45.0 % (1945)) des Gesamtvermögens, 
die reichsten 10 % 82.3 % (1969) (84.0 % 
(1945)).

In der BRD besaßen 1965 diejenigen, 
die durch ihre Arbeit dieses Vermögen 
erst geschaffen haben, die 20 Mio. abhän­
gig Arbeitenden und die früheren Berufs­
tätigen, die jetzigen Rentner, kaum 20 % 
des gesamten Vermögens. Zieht man da­
von noch die häuslichen Inventionen, al­
so die für persönliche Dinge und nicht für 
die Produktion bestimmten Ausgaben ab, 
die bei den Abhängigen 63.4 % und bei 
den Rentnern 54.4 % ihrer Ersparnisse 
ausmachten, so erhält man als Restsumme 
einen Anteil am Gesamtvermögen von 
8.9 %!

Es lässt sich also feststellen, daß in der 
Nachkriegszeit sowohl Vermögens- als 
auch Einkommensverteilung eher stabil 
und krass ungleich geblieben ist. Immer 
hoch fließt ein Großteil des jährlich ge­
sellschaftlich erarbeitenden Reichtums in 
die privaten Taschen einer kleinen wohl­
habenden und mächtigen Minderheit. Zu 
Änderungen in der Einkommensvertei­
lung kam es höchstens (und auch dort 
sehr langsam) innerhalb der Klasse von 
Lohnabhängigen, so zwischen Arbeiter und 
Angestellten, zwischen Regionen u.a.
Von einer so oft beschworenen “Nivelie- 
rung der Klassenunterschiede” kann jeden­
falls nicht die Rede sein. Nicht die Rede 
aber auch von der “Umverteilungsfunk­
tion des Staates.” Der Staat funktioniert 
wie seit jeher im Interesse der herrschen­
den Elite. Bei genauerer Untersuchung 
müsste sich z.B. her ausstellen, daß der Lö­
wenanteil der Steueren den Unterneh­
mern auf Umwegen wieder zugeführt wird. 
Nur ca. 25 % der Steuern werden für so­
ziale Aufwendungen bereitgestellt, aber 
über 50 % für Rüstungsausgaben und Sub­
ventionen an die Wirtschaft.

Ungleichheit von Organisationen
Vermögens- und Einkommensgleich­

heiten auf der Ebene von Individuen ist 
jedoch nur ein Aspekt heutiger Klassen­
gesellschaften, immer stärker spielt gera­
de auch die “Klassenspaltung” zwischen

Organisationen eine Rolle. Zunehmende 
Konzentration führt zunehmend zu riesi­
gen Ungleichheiten innerhalb der Kapita­
listenklasse selbst. So werden z.B. Kapi­
talistenklassen in unterentwickelten Na­
tionen durch Kapitalistenklassen indu­
strialisierter Nationen “ausgebeutet und 
beherrscht” . Die Dynamik kapitalisti­
scher Produktion führt nicht nur zu Wi­
dersprüchen zwischen Arbeit und Kapital, 
sondern auch zwischen dem Kapital selbst. 
Und gerade diese Widersprüche (etwa zwi­
schen nationalen Kleinkapitalisten und 
multinationalen Großkonzernen) werden 
zunehmend bedeutungsvoll für die öko­
nomisch-politische Entwicklung der kapi­
talistischen Industrienationen. Eine Welt 
von 300 Konzernen.

1990 wird es nach maßgeblichen Schät­
zungen nur noch 200-300 Konzerne ge­
ben, welche die im Handel befindliche 
Produktion beherrschen, diese werden 
über drei Viertel des Kapitals aller Indu­
strie- und Finanzgesellschaften verfügen. 
Schon 1968 hatten 6000 dieser privat­
wirtschaftlichen Gesellschaften einen 
Gesamtumsatz von mehr als tausen Mil­
liarden Dollar, 1976 werden schon 600 
Gesellschaften und 1984 wohl nur mehr 
höchstens 60 Gesellschaften diesen Um­
satz erreichen. (Allerdings wird die 
Produktion insgesamt stark zunehmen)
Das Bruttosozialprodukt der BRD wird 
dazumal etwa 29 %, das der Länder der 
Dritten Welt 26 % des Umsatz dieser 60 
Großkonzeme betragen. Aus diesen Dimen­
sionen lässt sich die zunehmende Abhän­
gigkeit nationaler Kontexte von privat­
wirtschaftlichen Konzernen erahnen. Im­
mer mehr europäische Nationen werden 
so zu eigentlichen “Bananenrepubliken” 
degradiert (oder sich vollständig in die 
großkapitalistische EWG integrieren müs­
sen). Schon heute beherrschen die multi­
nationalen Konzerne einen großen Teil 
der liquiden Mittel, ihre finanziellen Trans­
aktionen sind in der Lage jedwelche na­
tionale Konjunkturpolitik zu durchbre­
chen. Mindestens 50 dieser 60 Mammut­
konzerne des Jahres 1984 werden aller­
dings ihren Sitz, dJi. den ihrer Mutter- 
und Kontrollgesellschaft in den USA hab- 
ben, der Rest verteilt sich auf Japan,
BRD, England, Frankreich u.a. Die tradi­
tionelle militärisch-politische Vorherr­
schaft der USA transformiert sich so in 
eine privatwirtschaftliche technologisch­
ökonomische Vorherrschaft von US-Fir- 
men. Das internationale Großkapital or­
ganisiert sich über die historischen Gren­
zen der Nationalstaaten, jener Grenzen,
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die vom kapitalistischen Bürgertum erst 
eigentlich geschaffen werden. In diesem 
Sinne hat der Kapitalismus seine eigenen 
Grenzen überschritten und sich interna­
tional organisiert, allerdings ohne das pri­
vate Eigentums- und Verteilungsprinzip 
aufzugeben.

Von 1962 bis 1968 schlossen sich im 
EWG-Raum in 3078 Fällen Großunter­
nehmen unterschiedlichster Branchen zu­
sammen. Seither hat sich der Konzentra­
tionsprozeß (d.h. die Enteignung und Ent­
machtung von Kapitalisten durch Kapi­
talisten) noch beschleunigt. Immer mehr 
kommt es zu äußerst diversifizierten Kon­
glomeraten, die die bisherigen branchen-. 
mäßigen Abgrenzungen durchbrechen.
Dies geschieht vor allem von jenen Bran­
chen her, die einen bestimmten Konzen­
trationsgrad erreicht haben und wo sich 
Oligopole die Waage halten. In einer oligo­
polistischen Situation sind die Wachstums­
chancen der Oligopolisten innerhalb der 
ursprünglichen Branche gering und des­
halb versuchen sie andere Branchen und 
andere Nationen zu überschichten. Da­
durch jedoch pflanzt sich die Konzentra­
tion von Branche zu Branche, von Land 
zu Land fort.

Die Konzentrationsrate in den USA 
betrug bereits im 1. Hj. 1968 9.3 Fusionen 
täglich. Unpolitische Lohnstreiks, die die 
Arbeitsbedingungen grundsätzlich nicht 
angreifen sowie die Unterschiede im Lohn­
system intakt halten, verstärken langfri­
stig nur die derzeitigen Konzentrations­
und Zentralisationstendenzen im interna­
tional organisierten Hochkapitalismus. So 
wurden in Japan in der Zeit von 195 1 bis 
1969 11845 Großunternehmen fusioniert. 
In England belief sich die Durchschnitts­
zahl der Fusionen im Zeitraum von 1954 
bis 1958 auf jährlich 292, während 1969 
schon 794 Fusionen festgestellt wurden.
In Italien kam es zwischen 1961 und 1967 
zu 176 Fusionen von Großbetrieben.

Der Jahresumsatz der zehn größten 
bundesdeutschen Industrieunternehmen 
betrug 1969 88,729 Mrd. DM (1967 
63,796 Mrd. DM), der gesamte Industrie­
umsatz damals 470,5 Mrd. DM (1967
380.6 Mrd. DM). Davon entfielen 1969 
auf die 50 größten Industriebetriebe
226.6 Mrd. (1967 160,5 Mrd. DM), d.h. 
fast die Hälfte. Innerhalb dieser 50 grös­
sten Industriebetriebe ragen folgende Oli­
gopole heraus:

70% des Markanteils werden von den 
vier größten Chemiekonzernen (Henkel, 
BASF, Bayer und Höchst) gehalten. 90% 
Marktanteile sind im Besitz der vier grös­
sten Stahlkonzerne (Krupp, Hösch, Man­
nesmann, Thyssen). Denselben Marktan­
teil haben die vier größten Fahrzeugkon­
zerne (Opel, VW, Daimler-Benz, Ford) 
50% Marktanteil halten die vier größten 
Flektrokon/erne ( AFG-Telefunken. Sie­
mens, IBM und Bösch). In der Branche 
Chemie hat sich die Oligopolisierung der 
vier größten Konzerne seit 1960 von 40% 
auf 70% erhöhr, bei den Stahlproduzen­
ten von 58 auf 90%.

Wichtig in diesem Zusammenhang ist 
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die verstärkte Bedeutung des Finanzkapi­
tals. Im traditionellen Kapitalismus waren 
die beiden Leitungsfunktionen von Pro­
duktion und finanzieller Kontrolle orga­
nisch verwachsen. Der spätere Hochkapi­
talismus hingegen ist durch eine ausgepräg­
te Trennung finanz-technischer Funktio­
nen von eigentlichen Produktionsfunktio­
nen gekennzeichnet. Das verstärkte Enga­
gement der Großbanken und deren innere 
Struktur zeigt diese Tendenz am deutlich­
sten auf: Obwohl die Zahl der Geschäfts­
banken von 12.896 im Jahre 1960 auf 
11.918 Ende 1966 zurückging und heute 
vor allem drei Banken (Dresdner Bank, 
die Deutsche Bank und die Commerz­
bank) beherrschend sind, hat die Bedeu­
tung des Finanzsektors für die gesamte 
kapitalistische Wirtschaft zugenommen. 
Dies zeigt sich insbesonders in personel­
len Verflechtungen von Bank und Indu­
strie: Ende 1960 wurden in der BRD 661 
börsennotierte Aktiengesellschaften ge­
zählt, von denen die staatliche Konzentra­
tionskommision 619 untersuchte. Bei die­
sen Gesellschaften bestellten die Aktionä­
re 3386 Aufsichtsratsmitglieder, davon 
waren 930=27.5% Bankenvertreter (oder 
besser gesagt Vertreter des Finanzkapi­
tals), 795 arbeiteten im Nicht-Banksektor. 
Die Verflechtung gilt auch umgekehrt:
Die Zusammensetzung der 96 Aktionärs­
vertreter in den Aufsichtsräten der drei be­
herrschenden Großbanken sah im Jahre 
1960 wie folgt aus: 7 frühere Vorstands­
mitglieder der Banken (sozusagen lebende 
Denkmäler), 6 nicht näher zuzuordnende 
Personen, 57 Vertreter von 47 Aktienge­
sellschaften und 26 Vertreter von 25 an­
deren Unternehmungen. Von den 72 in 
den Aufsichtsräten vertretenen Firmen ge­
hören 41 mittel- oder unmittelbar zu den 
größten 100 Unternehmensverbindungen 
der Industrie, drei zu den grössten Han- 
delsunternehmnungen und vier zu den 
großen Versicherungen, sodaß zwei Drittel 
der AR-Mitglieder aus der Großindustrie 
kam. Interessant in diesem Zusammen­
hang ist, daß die drei Großbanken aus­
nahmslos “Publikumsgesellschaften“ sind, 
d.h. ihr Aktienkapital ist relativ breit ge­
streut. In der Praxis bestehen daher keine 
eigentlich kontrollierenden Großaktionäre. 
Dies ist ein weiterer Hinweis für die wach- 
send£ Bedeutung des Finanzsektors für 
die kapitalistische Wirtschaft, diese Bedeu­
tung geht so weit, daß das Eigentum an 
den Großbanken Innerhalb der Kapita­
listenklasse sozusagen “sozialisiert“ wurde. 
Daß diese Struktur kein bundesdeutscher 
Spezialfall ist zeigt die Situation in der 
Schweiz: Auch dorl drei beherrschende 
Banken als finanzielles Zentrum, auch dort 
eine starke personelle Verflechtung zwi­
schen Großindustrie und Banken, aber 
auch eine breite Streuung des Aktienbe­
sitzes der Banken (dh. eine “Vergesell­
schaftung“ der finanziellen Funktionen 
innerhalb der Kapitalistenklasse)

Wichtig ist allgemein, daß eben die zu­
nehmende Zentralisierung der heutigen 
Wirtschaft die bisherigen lenkenden Markt­
mechanismen außer Kraft gesetzt hat und

sich daher neue Formen der Regulierung 
aufdrängen, (dies noch verstärkt durch zu­
nehmend deutlich werdende Grenzen des 
Wachstums): Produziert wird heute von 
wenigen beherrschenden Unternehmen in 
solch einem Ausmaß, daß eine gesamtwirt­
schaftliche Planung unerläßlich erscheint. 
Die heutigen Finanzbeträge sind so hoch, 
daß ohne technokratische Regulierung 
das gesamte geldmäße Gefüge (und damit 
der Kapitalismus) bedroht erscheint.
Die damit notwendigerweise einher­
gehende Zentralisierung auch staatlicher 
(und gewerkschaftlicher) Verwaltung führt 
in der Folge zu einer eigentlichen Herr­
schaft einer miteinander kooperierenden 
Industrie-Bank-Handelselite, sowie Spit­
zen der Staats- und Gewerkschaftsappara­
te. (wenn auch bei der Eingliederung von 
Staat und Gewerkschaften Grenzen und 
Konflikte vorhanden sind). So schreibt 
auch Joachim Hirsch in seinem Buch 
“Wissenschaftlich-technischer Fortschritt 
und politisches System” : “An die Stelle 
der marktwirtschaftlichen Lenkung des 
Privatkapitalismus ist im wesentlichen 
Umfange die administrative getreten. Da- j  
mit kann aber die staatliche Administra- ^  
tion weniger denn je als relativ autonome, 
von der “Wirtschaft” und ihrem Mecha­
nismus getrennt zu betrachtende Institu­
tion begriffen werden. Sie wird vielmehr 
zum integralen Bestandteil des gesell­
schaftlichen Produktionsapparates.. .  
Damit verlagern sich die ökonomischen 
Antagonismen und die Konflikte einzel­
ner Machtgruppen und wirtschaftlicher 
Teilsektoren immer stärker und unmittelba­
rer in den administrativen Apparat hinein. 
Dessen Tätigkeit wird in durchaus neuer 
Form vom anarchischen Charakter der 
herrschenden Produktionsweise beein­
flußt, was seine Fähigkeit zur tatsächli­
chen Stabilisierung des gesellschaftlichen 
Systems ernsthaft in Frage stellt.” Mit an­
deren Worten Wirtschaft und Gesellschaft 
können immer weniger über Konkurrenz 
und Marktmechanismen “gesteuert” wer-|^ 
den (höchstens noch in Teilbereichen), 
sondern immer mehr nur durch ein Zu­
sammenspiel wirtschaftlicher, wissen­
schaftlicher und staatlicher Verwaltungen. 
Die Dynamik, die Planung und Entwick­
lung des Kapitalismus soll immer weniger 
nicht nur von den (traditionell hochgehal­
tenen und legitimierenden) Prinzipien der 
“freien Marktwirtschaft” , sondern organi- 
sationell-bürokratisch geregelt werden.
Die historische Tat des frühen Kapitalis­
mus war es ja gerade innerhalb der Produk­
tion rationelle organisationell-technolo- 
gische Mittel zur Produktionsoptimierung 
eingeführt zu haben. Nachdem im späte- 
, ren Kapitalismus weniger die eingentli- 
che Produktion als der Verkauf, Vertrieb 
und Konsum zum Hauptproblem wurde, 
wurde auch dort versucht, neue Rege­
lungsmechanismen zu finden (Beispiele 
dazu sind die Keynsche Konjunkturpoli­
tik im traditionellen Sinn). Durch die zu­
nehmende Zentralisierung, jedoch auch 
durch eine “unkontrollierte” technologi­
sche Entwicklung, die den Kapitalismus



ständig destabilisierte sollen neue Berei­
che kapitalistischer Rationalität unterwor­
fen werden. Dabei geht es in erster Linie 
um Steuerung, Regelung, Planung und 
Entwicklung der gesamtkapitalistischen 
Entwicklung. Dabei arbeiten staatliche, 
wirtschaftliche und technologische Büro­
kratien immer häufiger Hand in Hand. In 
einem gewissen Sinne bedeutet dies eine 
teilweise Vergesellschaftung der Planung 
und Steuerung, indem nicht mehr nur di­
rekte Eigentümer als atomistische Klein­
unternehmer schließlich über Markt­
kräfte den gesellschaftlichen Kurs bestim­
men, sondern auch technisch-orientierte 
Wirtschafts- und Polit-Experten. Der 
Hauptwiderspruch besteht darin, daß die­
ser teilweisen Vergesellschaftung wirt­
schaftlicher Planung eine durchgehend 
private Aneignung gegenübersteht. Pla­
nung und Regulierung orientiert sich 
nicht nur immer noch an den Bedürfnis­
sen privater Gruppen, sondern dient in 
erster Linie der Erhaltung und Stabilisie­
rung einer privatwirtschaftlich ausgerich- 

^eten*Gesellschaft. Es ist aber gerade die- 
We private Orientierung einer bürokrati­

schen Verwaltung der Gesellschaft, die 
die gesamte Planung und Steuerung immer 
wieder in Widerspruch zu den Interessen 
einer Mehrheit stellt, und damit eine ra­
tionelle Planung eben gerade langfristig 
verhindert.

Trennung von Eigentum und Kontrolle
Die vorher beschriebene Tendenz zur 

“Vergesellschaftung” von Planung und 
Kontrolle u.a. ist auf gesamtgesellschaft­
licher Ebene vorläufig noch wenig sicht­
bar, deutlicher zeigen sich solche Tenden­
zen jedoch innerhalb der Produktionsorga­
nisationen selbst:

dabei gibt es zwei Prozesse: eine zu­
nehmende Trennung der beiden Funk­
tionen : Kapital Besitz und Unterneh- 
jnungsführung. Das Geld des kleinen Ak­
tionärs arbeitet im Unternehmen für die 
Interessen des Kapitals — repräsentiert 
durch Managment und Großaktionäre, die 
für Kritik und Opposition nur ein mildes 
Lächeln haben. Besonders dort, wo der 
Aktienbesitz breit gestreut ist, können 
Manager die eigentliche Kontrolle über­
nehmen, unabhängig ob sie finanziell be­
teiligt sind oder nicht. Aber auch dann, 
wenn eigentliche Großaktionäre (oder 
gar Familienmitglieder) eine Großunter­
nehmung “besitzen” , kommt es zwangs­
läufig zu einer Trennung von Eigentum 
und Kontrolle. Schon allein die Größe 
der Unternehmung macht es notwendig 
eine hierarchische, abgestufte Kontroll­
struktur, eine eigentliche Herrschaftsbüro­
kratie zu errichten. Die Verwaltung der 
Besitzrechte und der finanziellen Kontrol­
len bleibt in den Händen der Eigentümer, 
die Kontrolle und Führung der Produk­
tion wird in dem Sinne vergesellschaft 
als sie an andere Nicht-Eigentümer dele­
giert werden muß: Manager (ver$chieden- 
ste Abstufung) leiten die Geschäfte, bera­
ten von einer technokratisch-wissenschaft­

lichen Elite, Spezialisten haben bestimmte 
Kontrollbefugnisse. Die moderne Prozess­
technologie, wo die Abläufe technolo­
gisch geregelt werden, führt selbst zu einer 
Delegation von Kontroll- und Entschei­
dungsbefugnissen auf die unterste Stufe 
der Arbeiter. So wäre es z.B. in einem mo­
dernen Chemiebetrieb mit einer vollauto­
matisierten Produktion sinnlos die Arbei­
ter durch Vorgesetzte zu überwachen und 
anzuleiten, da <Üe Aufgaben technisch vor­
gegeben sind, eventuelle Fehler von der 
Maschine selbst kontrolliert und reguliert 
werden usw. Die immer größeren Unterneh­
mungsformen machen weiterhin eine lang­
fristige und qualifizierte Planung immer 
erforderlicher, dabei müssen Entscheidun­
gen von Spezialisten vorbereitet, Kon­
troll- und Planungsaufgaben organisiert 
und delegiert werden. Insgesamt wird in 
einer modernen, komplexen Unterneh­
mung, Kontrolle und Regulierung durch 
eine stark ausgebaute Bürokratie vermit­
telt. Die Rolle der Bürokratie besteht in 
zunehmendem Masse darin, Planungs­
und Kontrollaufgaben, die aufgrund tech­
no-wirtschaftlicher Entwicklungen stark 
anstiegen, so weit nach unten zu delegie­
ren (bzw. so stark zu “vergesellschaften”), 
daß die Spitze optimal entlastet wird und 
das gesamte Gefüge rationell funktioniert. 
Die riesige Konzentration von Produktions­
mitteln, die neuen technischen Entwick­
lungen u.a. erfordern eine starke Verge­
sellschaftung von Herrschafts- und Kon­
trollaufgaben. (In diesem Sinne ist eine 
weitere Stufe der kapitalistischen Entwick­
lung erreicht: die erste Stufe war durch 
eine starke Vergesellschaftung von Kon­
troll-und Planungsfunktionen, wobei die 
sogenannte Revolution der Manager nur ein 
Teil ist, gezeichnet.) In diesem Sinne, kann 
von einer Trennung von Eigentum und 
Kontrolle gesprochen werden. Allerdings -  
und darin besteht das Dilemma jeder privat 
orientierten Bürokratie und Administra­
tion: die ganze Kontroll- und Planungs­
struktur darf nicht so weit vergesellschaf­
tet und durchrationalisiert werden, daß 
eine Gefahr der Verselbständigung ge­
schieht. Die Kollektivierung ursprünglich 
“unternehmerischer Aufgaben” darf die 
Erhaltung privater Aneignung nicht gefähr­
den. In diesem Sinne müssen die Klassen­
verhältnisse in die Organisation einbezo­
gen werden, durch ein abgestuftes Beloh- 
nungs- und Karrieresystem soll die jewei­
lige tiefere Stufe immer von der jeweili­
gen höheren Position abhängig gemacht 
werden. Nun besteht jedoch ein Wider­
spruch zwischen der Rationalisierung (d.h. 
nach unten Delegation) von Produktions­
und Planungs-Kontrollaufgaben und der 
Aufrechterhaltung von Abhängigkeiten 
von unten nach oben. Die beiden Funk­
tionen von Bürokratie, die Effektivierung 
von Produktion und Planung stehen im 
Widerspruch zur Effektivierung interner 
Kontrolle und Herrschaft. (Die bekannte 
“Überbelastung” oberer hierarchischer 
Stelle ergibt sich aus diesem Widerspruch, 
da aus Herrschaftsgründen nicht in dem
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Maß Befugnisse nach unten delegiert wer­
den als nötig, um die rationellste Produk­
tion zu erreichen. Die bekannte bürokrati- 
scheLangsamkeit ist die Folge ungenügen­
der “Vergesellschaftung” von Planungs­
und Kontrollaufgaben.)

Die Selbstaufhebung der freien 
Marktwirtschaft, die zur administrativen 
Regulierung ökonomisch-politischer Pro­
zesse führt, bildet einen Motor zur Büro­
kratisierung auch der Beziehung zwischen 
Wirtschaft-Staat, Wirtschaft-Gewerk­
schaften, u.a.

Die ökonomisch-politische Elite
Der amerikanische Soziologe Norman 

Birnbaum schreibt in seiner Untersuchung 
über die “Krise der industriellen Gesell­
schaft” (ed. suhrkamp 386):“ ln den 
hochtechnisierten, administrativ-produk­
tiven Systemen industrieller Gesellschaf­
ten ist der Begriff des ‘puren’ Eigentums 
obsolet-sowohl der des körperschaftli­
chen Eigentums kapitalistischer Art als 
auch der des Staatseigentum^ sozialisti­
scher Form.” Das heißt: Als Erklärung 
für Herrschaftsstrukturen genügt das Ei­
gentum allein immer weniger. Immer grös­
ser wird die Bedeutung techno-bürokra­
tischer Strukturen.”Der verallgemeinernd 
als “Bürokratisierung” bezeichnete Prozess, 
der mit der Herausbildung des monopoli­
tischen Kapitalismus einsetzte und Verän­
derungen sowohl der Klassenstruktur als 
auch der Funktionsweise des Klassenwi­
derspruchs einbegreift, kann nun in sei­
nen Grundzügen charakterisiert werden: 
erstens als Ausdehnung der Verwaltungs­
apparate im staatlichen, öffentlichen und 
industriellen Bereich aufgrund fortgeschrit­
tener Vergesellschaftung von Produktion 
und Reproduktion wodurch Herrschafts­
beziehungen hierarisch abgestuft und als 
Saclizwang verkleidet werden, zweitens 
als Regulierung sozialer Prozesse und Kon­
flikte unter Ausschaltung öffentlicher Dis­
kussion, demokratischer Kontrolle und 
Selbsttätigkeit der Betroffenen, drittens 
als Organisationsform der Klassenverhält­
nisse, des kapitalistischen Grundwider­
spruches zwischen gesellschaftlicher Pro­
duktion und privater Aneignung.” (K.Hey- 
mann; Bürokratisierung der Klassenver­
hältnisse im Spätkapitalismus in: Klaus 
Meschkat, Oskar Negt: Gesellschaftsstruk­
turen, Suhrkamp Frankfurt 1973) Im Zu­
sammenhang mit der Erhaltung und Schaf­
fung von Eigentums- und Herrschafts­
strukturen durch eine partiell “vergesell­
schaftete” Planung und Kontrolle ist der 
Tätigkeitsbereich eigentlicher Technokra- 
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ten immer grösser geworden. Sei es dass 
Politiker mit technischer Qualifikation, 
welche die technischen Konsequenzen po­
litischer Entscheidungen berechnen kön­
nen, diese Entscheidungen der Bevölke­
rung zu verkaufen suchen. Sei es, dass 
wirtschaftliche Spezialisten wirtschaftspo­
litische Entscheidungen übernehmen. Ne­
ben dem Kapitalisten und Unternehmer 
im traditionellen werden zunehmende be­
ratende und planerische, sowie zum Teil 
Entscheidungsfunktionen an bürokratisch­
technische Spezialisten delegiert. (In sich 
sozialistisch nennenden Systemen hat diese 
technisch-bürokratische Elite die unmit­
telbare Kontrolle des Staatseigentums und 
der planerischen Entwicklungen) Aber auch 
im westlichen Monopolkapitalismus führt 
die Entwicklung ebenfalls zu einer (bis 
jetzt erst partiellen) Konzentration von 
Macht in den Händen einer techno-büro­
kratischen Elite. Dabei verflechten sich 
Staat und Wirtschaft immer mehr, nicht 
nur wie im Frühkapitalismus bezüglich der 
Werte und Ziele, sondern immer mehr be­
züglich der Herrschaftsstrukturierung. Birn­
baum bemerkt dazu: “Die Besitzenden 
besitzen und benutzen den S taat. . .  zur 
Erhaltung und Ausbreitung ihrer ökono­
mischen Herrschaft. . .  In den sozialisti­
schen Staaten wird konzentriertes (Staats) 
Eigentum von einer politischen Elite in 
der Partei dazu benutzt, die Gesellschaft 
zu beherrschen und auszubeuten durch 
den Staat. In den kapitalistischen Gesell­
schaften wird konzentriertes Eigentum in 
seiner klassischen Form als direktes Mit­
tel der Ausbeutung genutzt.” Doch ge­
schieht heute Kontrolle nicht nur über 
Eigentum, sondern politische und büro­
kratische Eliten (als eigentliche Techniker 
der Herrschaft) helfen in Symbiose mit der 
der eigentlich besitzenden Klasse mit, die 
Herrschaftsordnung aufrechtzuerhalten. 
Entscheidend dabei ist, daß sich die Klas­
senverhältnisse aufgrund dieser Entwick­
lung zunehmend ‘foürokratisieren” : Nicht 
mehr nur die direkte Kontrolle von ober 
nach unten, sondern eine vermittelte, in­
direkte Herrschaft ist kennzeichnend, was 
wirtschaftliche und politische Entscheidun­
gen als “Sachzwänge” erscheinen läßt. Für 
den verwaltenden Menschen (der oft in ei­
nem bestimmten Bereich selber zu den 
Verwaltern gehört) bedeutet dies:
— die Herrschaftsstruktur wird für ihn zu­

sehends komplexer und undurchschau­
barer

— Machtausübung wird durch vielfältige 
hierarchische Kanäle gefiltert

sie wird nicht mehr direkt erlebbar, son­

dern zeichnet sich in komplizierter Verord­
nungen, Regelungen usw. ab, deren Klas­
sencharakter verschleiert sind. Wirtschaft- 
liche-politische Entscheidungen erschei­
nen als “Sachzwänge” , Macht -und Herr­
schaftstechnokraten als “sachverständige 
Spezialisten.”
Nach dem bekannten Subkultursoziolo­
gen Rolf Schwendter ist im Unterschied 
zum autoritären Staats- und Privatkapita­
lismus, aber auch zur Aufhebung techno­
bürokratischer Strukturen, ein basisdemo­
kratischer Sozialismus gerade in den hoch- 
entwickelten industriellen Gesellschaften 
durchaus möglich, wenn im Kampf gegen 
die ökonomisch-politischen Mächtigen 
und ihren “Spezialisten” auch eine neue f  
Technik und Organisation durchgesetzt 
wird. Er nannte in einem “Pardon-Inter­
view” folgende Bedingungen:
1) Vergesellschaftung der Produktions­

mittel (als notwendiger, jedoch bei wei­
tem nicht genügender Schritt)

2) die Errichtung eines Systems von 
Selbstverwaltungsorganen (Räten) und 
die rechtzeitige Einübung von Selbst­
verwaltung

3) die Einübung in kollektive Arbeitsfor­
men

4) die Rotation der Funktionsträger
5) den Einsatz der Medien (Fernsehen, 

Datenverarbeitungsanlagen) für die 
Permanenz der Demokratie

6) umfassende Bildung und ständige Wei­
terbildung aller Mitglieder des Gemein­
wesens

7) die Erziehung zum Ich-Starken, so lid ^  
rischen, kritischen Bewusstsein

8) die Motivierung der jeweils am wenig­
sten motivierten

9) ein optimales Verhältnis von Effekti­
vitäten der Willensentscheidung und 
permanenter umfassender Willensbil­
dung
Doch dafür kann erst in der konkreten 

politischen Aktion das Bewußtsein ent­
wickelt werden. Die Geldmittel zur Ver­
doppelung des Lebensstandards der Drit­
ten Welt, zur Beseitigung der drohenden 
Umweltzerstörung und zur Bekämpfung 
des allgemeinen Bildungsnotstandes sind 
vorhanden. Alle Staaten der Welt gegen 
jährlich mehr als 200 Milliarden Dollar für 
die militärische Aufrüstung aus. Diese Sum­
me entspricht etwa 6.5 % des gesamten 
Sozialproduktes der Welt und ungefähr 
einem Drittel aller Staatsausgaben oder 
dem gesamten.Nationaleinkommen der 
Dritten Welt.
Francois Höpflinger 
Peter van Spall



lich-technischen Revolution

“Umwelt aus wissenschaftlihcer Sicht” 
lautet der Titel eines Berichts in der 
“Frankfurter Allgemeinen” vom 28.7.73. 
Was kann man darunter verstehen? Mei­
ner Meinung nach kann eine wissenschaft­
liche Betrachtung des Umweltproblems 
nichts anderes heißen als ein integriertes 
Vorgehen von Natur- und Gesellschafts­
wissenschaften. Im folgenden soll an 
Hand einiger Hinweise die Notwendigkeit 
der Integration von Natur- und Gesell­
schaftswissenschaften aufgezeigt werden 
und die grundsätzliche Unmöglichkeit, 
eine solche Integration auf der Basis der 

^bürgerlichen Ideologie zu vollziehen.

I.

Skeptisch über die Möglichkeit einer 
solchen Integration unter den bei uns 
herrschenden Bedingungen wird man 
schon, wenn man sich den Veranstaltungs­
katalog der Frankfurter Uni zur Umwelt­
problematik ansieht. Auch hier wird das 
Problem der Umweltgestaltung wie in der 
ganzen BRD völlig unkoordiniert und zer­
splittert angegangen. Der Versuch, zumin­
dest eine organisatorische Basis zu einem 
einheitlicheren Vorgehen verschiedener 
Fachbereiche in Form eines wissenschaft­
lichen Zentrums für Umweltforschung zu 
schaffen, wurde durch die ständigen Mit­
telkürzungen illusorisch.

Die Hoffnung vieler Wissenschaftler, 
die durchaus bereit gewesen wären, bei 
entsprechenden materiellen Vorausset­

z u n g e n  ihre Arbeit an bestimmten Um­
weltproblemen zu beschleunigen, wurde 
durch die Entscheidung des Kultusminis­
ters enttäuscht.So reicht das Potential 
der Umweltforschung an der Frankfurter 
Uni heute bei weitem nicht aus, um nur 
einen halbwegs bedeutenden Beitrag zur 
Erforschung der Umweltprobleme im 
Rhein-Main-Gebiet zu leisten. Wer wirk­
lich groß in die Umweltforschung ein­
steigen will, wird auf Industriegelder an­
gewiesen sein. Der augenblickliche Zu­
stand der Umweltforschung an der Frank­
furter Uni ist also bestens geeignet, um die 
wichtigsten Umweltverschmutzer im 
Rhein-Main-Gebiet auch künftig unge­
stört ihren schmutzigen Geschäften nach­
gehen zu lassen.

Bei der Durchsicht der Veranstaltun­
gen zum Umweltproblem fällt sofort auf, 
daß die Gesellschaftswissenschaften un­
terrepräsentiert sind. Hier beschränken 
sich die Veranstaltungen im wesentli­
chen auf den Fachbereich Wirtschafts­
wissenschaften. Die Soziologen arbeiten 
überhaupt an nur einem Projekt mit, das
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überwiegend von den Wirtschaftswissen­
schaftlern gestaltet wird. Der überwiegen­
de Teil von Forschung und Lehre zum 
Umweltproblem wird in Frankfurt wie 
in der ganzen BRD von den Naturwissen­
schaftlern geleistet. Doch diese sind in der 
Regel schon von ihrer Ausbildung her nur 
sehr selten in der Lage, die Umweltpro­
bleme wirklich wissenschaftlich zu be­
trachten. Wenn die Umweltprobleme die 
Folge eines in bestimmter Weise organisier­
ten Stoffwechsels zwischen Gesellschaft 
und Natur sind, reicht eine rein naturwis­
senschaftliche Betrachtungsweise der 
Probleme eben nicht aus. Weder das We­
sen der aktuellen Probleme noch die 
grundsätzlichen technischen und gesell­
schaftlichen Möglichkeiten zu ihrer Lö­
sung können auf diese Weise aufgeklärt 
werden. Eine rein naturwissenschaftliche 
Betrachtungsweise der Umweltprobleme 
kann unter Umständen bereits die Pro­
blemstellungen so verzerren, daß am 
Schluß ausgesprochen reaktionäre Schluß­
folgerungen zutage gefördert werden. Im 
Fachbereich Biologie soll z.B. ein Semi­
nar über den Zusammenhang der Welter­
nährungslage mit der “Bevölkerungsex­
plosion” veranstaltet werden. Schon der 
Titel dieses Seminars läßt eine völlig fal­
sche Ausgangslage erkennen. Die augen­
blicklichen Ernährungsprobleme sind kei­
ne Folge der sog. Bevölkerungsexplosion. 
Die Nahrungsmittelproduktion der Welt 
steigt auch heute im Durchschnitt viel 
schneller an als die Bevölkerung. Ohne 
die Einbeziehung der in den Gesellschafts­
wissenschaften erforschten elementaren 
Tatsache, daß jede Gesellschaftsformation 
ihr eigenes Bevölkerungsgesetz hat, wie es 
Marx im 1. Band des “Kapital” hervorge­
hoben hat, läuft die Betrachtung des Welt­
ernährungsproblems auf einen Rückfall 
in die reaktionäre I deologie des Malthu­
sianismus hinaus. Die Entwicklung der 
Weltbevölkerung läßt sich nicht mit der 
Entwicklung einer Bakterienkultur ver­
gleichen, wie das etwa der amerikanische 
Biologe Paul Ehrlich tut (“Die Bevölke­
rungsbombe, München 1971). Die relati­
ve Überbevölkerung in den Entwicklungs­
ländern ist kein Naturgesetz, sondern Re­
sultat bestimmter Eigentumsverhältnisse 
und keokolonialer Abhängigkeiten.

Die augenblicklichen Umweltprobleme 
sind zunächst eine Folge der kolossalen 
Ausweitung der gesellschaftlichen Beein­
flussung der Biosphäre in der wissen­
schaftlich-technischen Revolution. Die 
von der Gesellschaft auf die Biosphäre

ausgeübten Kräfte beginnen die in der 
Biosphäre selbst wirkenden Kräfte zu 
übersteigen. Unter den Bedingungen des 
Sozialismus wird diese Tatsache zum An­
laß genommen, die Voraussetzungen zu 
einer planmäßigen Steuerung der Ökosys­
teme nach gesellschaftlichen Bedürfnissen 
zu schaffen. Unter kapitalistischen Bedin­
gungen können diese Voraussetzungen 
wegen der herrschenden Anarchie der 
Produktion nicht geschaffen werden. Die 
Verstärkung der gesellschaftlichen Ein­
wirkung auf die Natur verschärft hier nur 
den Raubbau.

Während unter sozialistischen Bedin­
gungen das riesige Anwachsen der Kräfte 
des gesellschaftlichen Menschen zu der 
optimistischen Zuversicht führt, nun die 
Mittel in der Hand zu halten, um die Na­
tur endgültig zu bezwingen, die Biosphäre 
nun aus einem Reich blind wirkender Na­
turgewalten zu einem Reich der Vernunft, 
der “Noosphäre” , machen zu können, 
taucht im Kapitalismus plötzlich eine Flut 
von pessimistischen Theorien auf, die aus 
den nicht mehr wegzuleugnenden Raub­
bauerscheinungen den nahenden Weltun­
tergang herleiten. Wissenschaftlich-tech­
nische Lösungen gebe es für die Umwelt­
probleme nicht. Die ganze Geschichte der 
zunehmenden Vervollkommnung der 
menschlichen Einwirkungen auf die Na­
tur sei ein Irrtum. Wissenschaft und Tech­
nik seien letztlich an allen Übeln schuld. 
Der Fortschritt müsse aufgehalten werden. 
Das “Zurück zur Natur” ist unüberhörbar. 
Aus der Unfähigkeit des Kapitalismus, 
die menschlichen Umwelteinflüsse unter 
Kontrolle zu bringen, wird gefolgert, die 
Natur sei überhaupt nicht beherrschbar. 
Die apologetische Leugnung gesellschaft­
licher Gesetze wird jetzt auch teilweise auf 
die Naturgesetze ausgedehnt.

II.
Wenn die gesellschaftliche Einwirkung 

auf die Biosphäre zum wichtigsten Fak­
tor biologischer Evolutionsprozesse wird, 
zum wichtigsten Selektionsprinzip, leuch­
tet es ein, daß die Untersuchung dieser 
Evolutionsprozesse nicht mehr nur eine 
Angelegenheit von Biologen ist. Auch Ge­
sellschaftswissenschaftler müssen an der 
Erforschung der Auslösung bestimmter 
Selektionsmechanismen beteiligt werden.

In Bezug auf die Biosphäre erhält der 
gesellschaftliche Mensch zunehmend die 
Möglichkeit, “wie Gott” zu handeln. Der 
englische bürgerliche Anthropologe Ed­
mund Leach sieht das so:“ Es ist nicht 
Eitelkeit zu sagen, der Mensch sei gott­
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ähnlich geworden; es hat wesentliche Be­
deutung, das auszusprechen und zu ver­
stehen. Da wir wie Götter nun die Natur 
verändern können — den Menschen ein­
begriffen —. können wir uns nicht länger 
mit dem Gedanken selbst betrügen, daß 
die reine Suche nach wissenschaftlicher 
Erkenntnis in sich selbst gerechtfertigt 
sei. Es ist nicht mehr wahr, daß die Natur 
von unabänderlichn Gesetzen bestimmt 
ist, die außerhalb unser selbst hegen.
Wir sind verantwortlich geworden.” In 
dieser Äußerung klingt zwar deutlich eine 
Leugnung der Existenz von Naturge­
setzen an, ihr Ausgangspunkt aber ist 
richtig.

ln der kapitalistischen Gesellschaft 
kann allerdings diese von Leach geforder­
te “Verantwortung” nicht übernommen 
werden. Die Einsicht, Möglichkeiten in 
der Hand zu halten, um “wie ein Gott“ 
handeln zu können, läßt die Menschen im 
Kapitalismus eher erschrocken zusammen­
fahren. Angesichts der wachsenden Anar­
chie der Produktion, wovon die Umwelt­
probleme wohl der deutlichste Ausdruck 
sind, verliert man den Glauben daran, die 
im Laufe des gesellschaftlichen Fortschritts 
erworbenen Werkzeuge zur Bearbeitung 
der Natur auch im Interesse der Gesell­
schaft einsetzen zu können. Die ständige 
Pervertierung gesellschaftlicher Produk­
tivkräfte in Destruktivkräfte tut ein 
übriges. Die Zustände im Kapitalismus 
erscheinen als der beste Beweis dafür, daß 
es den Menschen nicht erlaubt sei wie 
Gott zu handeln. Der Glaube der Huma­
nisten an die unbegrenzte Vervollkomm­
nungsfähigkeit des gesellschaftlichen Men­
schen, an die grundsätzliche Unbegrenzt­
heit menschlicher Naturbeherrschung, sei 
ein Irrtum gewesen. Der ganze Prozeß ge­
sellschaftlichen Fortschritts sei eine Sün­
de gegenüber dem natürlichen Gleichge­
wicht. Der “Dämon Technik” wird zur 
Ursache aller Übel erklärt.

Aus diesem weitverbreiteten Gefühl 
der Ohnmacht suchen verschiedene im­
perialistische Denkfabriken nocht mit 
Erfolg Kapital zu schlagen. Gilt es als er­
wiesen, daß man mit der Orientierung auf 
optimistische Zukunftsbilder von den 
Werktätigen keine Opfer zur Finanzie­
rung der systemerhaltenden “inneren Re­
formen” mehr rechtfertigen kann, so müs­
sen die Erscheinungen der Umweltzer­
störung, der wachsenden Armut, der 
wachsenden Rauschgiftsucht etc. in den 
USA nun dazu herhalten, zu beweisen, 
daß der Weltuntergang nahe ist, wenn der 
wissenschaftlich-technische Fortschritt 
und das Wachstum der materiellen Produk­
tion sich wie bisher weiterentwickeln. Die 
Unfähigkeit des Kapitalismus, die wissen­
schaftlich-technische Revolution zu be­
wältigen, wird als natur-notwendig heraus­
gestellt, die Unfähigkeit der Herrschenden 
zur Organisation eines dauerhaften und 
ausgewogenen Wirtschaftswachtums wird 
zur humanistischen Tat erklärt, die die 
Menschheit vor dem Erreichen ihrer 
Wachstumsgrenzen retten soll. Das dahin­
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terstehende praktische Anliegen aber be­
steht darin, daß die Kapitalisten heute 
offensichtlich nur noch durch die Erzeu­
gung von Weltuntergangspsychosen Real­
lohnabbau und andere Opfer von den 
Werktätigen verlangen können. Am deut­
lichsten wird das in der im Auftrag des 
“Club of Rome” erstellten Studie ”Die 
Grenzen des Wachstums” .

Die dieser Studie zugrundeliegende 
Erkenntnistheorie ist übrigens der im Ka­
pitalismus am weitesten verbreitete Ver­
such, auf der Basis der bürgerlichen Ideo­
logie so etwas wie eine Integration von 
Natur- und Gesellschaftswissenschaften 
herzustellen: der Positivismus, der statt 
einer wirklichen Integration der Wissen­
schaft durch Leugnung der qualitativen 
Unterschiede zwischen den verschiede­
nen Bewegungsformen der Materie, durch 
Reduktion gesellschaftlicher, biologi­
scher, chemischer Gesetze auf physikali­
sche Gesetze so etwas wie eine “Einheits­
wissenschaft” konstruieren möchte. Aller­
dings tut die objektive Realität den bür­
gerlichen Ideologen wie Carnap, Naurath, 
Wittgenstein und Popper nicht den Gefal­
len durch eine solche “Einheitswissen­
schaften” erforschbar zu sein. Jede Be­
wegungsform der Materie hat ihre quali­
tativen Besonderheiten, spezifische sie von 
anderen Bewegungsformen abhebende 
Gesetzmäßigkeiten, die nur durch spe­
zielle Erkenntnismethoden der Einzel­
wissenschaften erschlossen werden kön­
nen. Integration der Wissenschaften kann 
nur Integration der selbstständigen Ein­
zelwissenschaften bedeuten, wobei Diszi­
plinen, die bewegungsformindifferente 
Gesetze der Materie untersuchen, wie z.B. 
die Kybernetik, große Hilfestellungen lei­
sten können. Noch größere Hilfestellungen 
leistet die Philosophie. Und zwar nicht 
irgendeine Philosophie, sondern jene Phi­
losophie, die als einzige in der Lage ist, 
sich m'it den Fortschritten der Einzelwis­
senschaften selbst ständig zu vervollkom­
mnen, die den Einzelwissenschaften helfen 
kann, sich über den Gebrauch bestimmter 
Begriffe zur Erklärung der objektiven Rea­
lität Rechenschaft abzulegen: der histori­
schen und dialektische Materialismus.

Der Positivismus hat diese Vorzüge 
nicht. Er ist seinem Wesen nach dogma­
tisch und antidialektisch. Er hat lediglich 
für die Herrschenden den Vorzug maxi­
maler VerschleieAmg bestehender Macht­
verhältnisse und der Möglichkeit zur “wis­
senschaftlichen” Untermauerung des Anti­
kommunismus. Jede auf dem Positivismus 
basierende Methode muß letztlich versa­
gen, wenn es darum geht, bestimmte Pro­
zesse in Natur- und Gesellschaft zu steuern, 
wozu man zumindest einige grundlegende 
Widersprüche aufdecken muß. Die Krise 
der bürgerlichen Ideologie besteht gerade 
darin, daß sie sich unter der Bedingung 
der wissenschaftlich-technischen Revolu­
tion, wo Leitungsprobleme nicht nur in 
der internationalen Systemauseinander­
setzung ständig an Bedeutung gewinnen, 
sich längst nicht mehr ausschließlich auf

ihre zweifelsohne ebenfalls bedeutsame 
apologetische Funktion beschränken 
kann. Gerade im Interesse der Erhaltung 
des Systems muß die Arbeit der bürger­
lichen Ideologen den Herrschenden immer 
auch auch ein Mindestmaß an Einsicht 
in systembedrohende Widersprüche ge­
währen. Hier hat der Positivismus längst 
versagt. Aus ihm läßt sich höchstens eine 
sozialdemokratische Strategie der kleinen 
Reformen ableiten, die Popper in seiner 
Theorie des “Herumbasteins” und “Durch­
wurste Ins” (1) begründet hat. Für aktuelle 
gesamtgesellschaftliche oder gar interna­
tionale Leitungsprobleme, wie z.B. das 
Umweltproblem, reicht eine solche Stra­
tegie des “Herumbastelns” auch im In­
teresse der Systemerhaltung nicht mehr 
aus.

Wie angedeutet, sind die Umweltpro­
bleme die Folge eines explosiven Wachs­
tums der Produktivkräfte, die die längst 
zu eng gewordenen Fesseln der kapitali­
stischen Produktionsverhältnisse zu zer­
sprengen drohen. Auf kapitalistischer 
Basis kann der Entwicklung der Produk­
tivkräfte nur durch die Monopolisierung ä 
Rechnung getragen werden, heute durch ■ 
Monopolisierung im staatlichen und in­
ternationalen Maßstab. Die vieldiskutier­
ten “multinationalen” Monopole sind die 
kapitalistische Antwort auf die Interna­
tionalisierung der Produktivkräfte. Aber 
nicht nur die im Gefolge dieser interna­
tionalen Monopolisierung aufgetretene 
internationale kapitalistische Währungs­
krise, sondern auch die noch schwierigeren 
Umweltprobleme zeigen deutlich, daß das 
Monopol nicht in der Lage ist, die Anfor­
derungen der modernen Produktivkräfte 
zu bewältigen. Das Monopol existiert ne­
ben und auf der Basis der Konkurrenz. 
Staatliche und internationale Monopoli­
sierung verschärfen die monopolistische 
Konkurrenz. Die kapitalistischen Staaten, 
früher außerhalb der Sphäre der Konkur­
renz wirkend, werden partiell in diese g  
Sphäre hineingezogen, sind noch weniger^ 
als früher in der Lage, bestimmte Regulie­
rungen im Gesamtinteresse des kapitali­
stischen Systems durchzuführen. Im Bezug 
auf die Umweltprobleme wird diese Un­
fähigkeit für die kapitalistischen Staaten 
ziemlich heikel.

Im Laufe der WTR wird die Biosphäre 
zu Marx Zeiten noch ein überwiegend pas­
sives Element des Produktionsprozesses 
zu einer wichtigen Produktivkraft. Neben 
der Produktivkraft Wissenschaft stellt die­
se Produktivkraft die größten Anforderun­
gen an die nationale und internationale 
Leitung der Wirtschaft; denn die Biosphäre 
ist unteilbar. Die augenblicklich verbreite­
ten pessimistischen Theorien kapitulieren 
von vorneherein vor dem Problem der in­
ternationalen Steuerung der Umweltqua­
lität. In der MIT-Studie “Die Grenzen des 
Wachstums” , eine besonders raffinierte 
Ausgeburt des Zweckpessimismus, wird 
die überlebte Ordnung des Kapitalismus 
letztlich dadurch aufrechtzuerhalten ver­
sucht, daß die Entwicklung der modernen



Produktivkräfte, die man nicht bewältigen 
kann, eingefroren wird (“Nullwachstum”). 
Ideologen, denen die Sorge um die Erhal­
tung des Systems zum Beruf geworden ist, 
Futurologen, mag ein solches “Nullwachs­
tum”’vielleicht als einzige Möglichkeit zur 
Aufrechterhaltung der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung erscheinen, durchführ­
bar ist ein solches Unternehmen auf dem 
Boden des Kapitalismus nicht. Auch liier 
müßte ja gegenüber divergierenden Mono­
polinteressen eine gesamtgesellschaftli­
che Leitung durchgesetzt werden. Im 
übrigen hieße es, Wunder zu erwarten, 
wenn sich die “Nullwachstums”-Forde- 
rung nicht nur auf das Einkommen der 
Arbeiter und Angestellten beziehen würde, 
sondern auch auf die Profite.

Das Kapital muß weiter akkumulieren. 
Um die Bedingungen der Kapitalverwer­
tung aufrechtzuerhalten, müssen aller­
dings die Umweltbedingungen auf ein- 
nem bestimmten Niveau gehalten werden. 
Das Kapital braucht hierzu wissenschaft­
liche Untersuchungen bestimmter Berei­

t e  des Verhältnisses Gesellschaft-Bio- 
^ i ä r e ,  anders können auch minimale Lei­
tungsprobleme nicht gelöst werden. In 
diesem Zusammenhang taucht dann auch 
von Seiten bürgerlicher Wissenschaftler 
und Politiker die Forderung nach einer 
wirklichen Integration von Natur- und Ge­
sellschaftswissenschaften auf: “Es ist drin­
gend notwendig, über die Weltuntergangs­
modelle hinaus Gegenbeispiele zu ent­
wickeln: Sozialwissenschaftler und Natur­
wissenschaftler sollten in enger Zusammen­
arbeit realistische Modelle entwickeln, de­
ren Anwendung bei Beibehaltung des wirt­
schaftlichen Wachstums die physische 
Stabilität des Ökosystems, in dem wir le­
ben, garatieren würde. ” (M. Fischer, Inst, 
f. Systemtechnik und Innovationsforschung 
der Fraunhofer-Gesellschaft, Karlsruhe: 
Umweltfreundliche oder ökologische Tech­
nik, Beitrag auf dem Symposion “ Die Um­

w e lt im Griff? ” , Frankfurt/M. November 
1972)

Es ist dehalb nicht verwunderlich, daß 
der “Club of Rome” , der Verein zur Ret­
tung des Kapitalismus in der Phase der 
Verschärfung seiner allgemeinen Krise, ne­
ben der mit einem nie dagewesenen Propa­
gandaaufwand verbreiteten MIT-Studie 
gänzlich ohne Publicity eine Alternativ­
studie für den kapitalistischen Hausge­
brauch angertigen ließ, die sich im Gegen­
satz zur MIT-Studie nicht auf positivi­
stischen Ausgangspositionen und die von 
Jay W. Forrester am MIT für Probleme 
des betrieblichen Managements entwik- 
kelte Simulationsmethode “Industrial 
dynamics” stützt, sondern auf die mo­
dernsten Methoden der Systemanalyse, 
wie sie beispielsweise von der amerikani­
schen RAND-Corporation ausgearbeitet 
und in den USA beispielsweise von M.D. 
Mesarovic und in der BRD von Niklas 
Luhmann theoretisch begründet wurden. 
Diese Konzeption unterscheidet sich 
grundsätzlich von der Theorie des “Durch- 
wurstelns” . Während Popper darauf be­

steht, für ein gemeinsames Ziel zu han­
deln, sei ein Verzicht auf die freie Kon­
kurrenz des Denkens, ein “Aufruf zum 
Verzicht auf rationales Denken” (2), 
steht z.B. bei Luhmann in Anlehnung an 
Max Weber gerade die Unterordnung un­
ter gesamtgesellschaftliche Zwecksetzun­
gen im Vordergrund, unter die sich nicht 
nur die Arbeiterklasse, sondern auch das 
Monokapital unterordnen soll. (3)

Besonders bei f^esarovic, einer der Vä­
ter des neuen Weltmodells, steht eine enge 
Zusammenarbeit von Mathematikern, Na­
tur- und Gesellschaftswissenschaftlern 
im Vordergrund. Die Alternativstudie des 
“Club of Rome” läßt ein solches integrier­
tes Vorgehen erkennen. Das neue Modell 
ist im Gegensatz zum Modell der MIT- 
Studie sehr differenziert. Es wird durch­
aus nicht versucht, gesellschaftliche Fak­
toren auf physikalische zu reduzieren.
Im Gegenteil: die zehn Regionen, in die 
im neuen Modell die Welt aufgeteilt 
wird, wurden ausdrücklich nach wirtschaft­
lichen und politischen Gesichtspunkten 
ausgewählt. Für die Technologie-Entwick­
lung gibt es sogar ein eigenes Untermo­
dell, während sie in der MIT-Studie aus­
gespart wurde, um die Umweltzerstörung 
als naturgesetzlichen Vorgang erscheinen 
zu lassen.

Allerdings funktionierte unter kapita­
listischen Bedingungen eine solche Inte­
gration von Natur- und Gesellschafts­
wissenschaften bei der Ausarbeitung und 
Anwendung differenzierter Systemanaly­
sen bisher fast nur im militärischen Be­
reich. Und es scheint sicher zu sein, daß 
das neue Weltmodell des “Club of Rome” 
zu nichts anderem taugt als zu einem 
modernisierten militärischen “Crisis ma­
nagement” etwa im Nahen Osten, was 
schon dadurch verdeutlicht wird, daß die 
erste geplante probeweise Anwendung 
des Modells in einer On-line-Analyse der 
Energiepolitik Westeuropas und der USA 
zwischen in Hannover und Cleveland/Ohio 
aufgestellten Computer über Nachrichten­
satelliten bestehen soll. (4)

III.

Nun zu einigen Möglichkeiten der In­
tegration von Natur- und Gesellschafts­
wissenschaften auf der Basis des Marxis­
mus und seiner Verwirklichung im realen 
Sozialismus. Die wissenschaftlich-techni­
sche Revolution WTR selbst ist in jeder 
Hinsicht ein Kind des Sozialismus. Wäh­
rend die Versuche, mit modernen Mitteln 
von Wissenschaft und Technik eine über­
lebte Ordnung aufrechterhalten zu wollen, 
nichts als kapitalistische Totgeburten 
sind. Das wird schon dadurch verdeutlicht, 
daß die ersten qualitativ neuen Arbeits­
instrumente, die nicht die Funktionen der 
menschlichen Hand ersetzen, sondern 
auch bestimmte logische Funktionen des 
menschlichen Hirns, und die bisher nicht 
bezwungene Naturprozesse ausnutzen, wie 
etwa die Atomenergie Für friedliche Zwek- 
ke, zuerst in der UdSSR entwickelt wur­
den: die erste vollautomatische Taktstras­

se und das erste Atomkraftwerk. Von der 
internationalen Systemkonkurrenz wur­
den die Kapitalisten gezwungen, ihrer­
seits den Schritt zur WTR zu vollziehen. 
Später versuchten sie sogar, die Errun­
genschaften der WTR zur ideologischen, 
poütischen und militärischen Zurückdrän- 
gung des Sozialismus und zur Eindäm­
mung sozialer Differenzierungen und Be­
wegungen im Kapitalismus selbst auszu­
nützen. Da dieser Versuch allerdings 
spätestens beim Übergang zu den sieb­
ziger Jahren als gescheitert galt, mußten 
die Werktätigen nun mit zweckpessimi­
stischen Theorien bearbeitet werden.

Die WTR ist dadurch charakterisiert, 
daß die Wissenschaft zur unmittelbaren 
Produktivkraft wird. Sie wird vergegen­
ständlicht in neuen Arbeitsinstmmenten 
(Automaten), einer höheren Qualifikation 
der Arbeiter und besonders in neuen Or­
ganisationsformen des Betriebes und der’ 
ganzen Volkswirtschaft. Das Problem der 
betrieblichen Organisation wurde im Ka­
pitalismus glänzend gelöst. Das fmg schon 
mit der Entwicklung des Taylorismus zu 
Beginn dieses Jahrhunderts, der nicht nur 
eine wissenschaftliche Methode größerer 
Schweißauspressung der Arbeiterklasse 
war, sondern auch die Grundlage jeder 
wissenschaftlichen Arbeiterorganisation 
im Betrieb auch unter sozialistischen Be­
dingungen. Das Problem der Organisation 
der Volkswirtschaft kann unter kapita­
listischen Bedingungen nicht gelöst wer­
den.
Es ist aber gerade ein Charakteristikum 
der WTR, daß die Steigerung der Arbeits­
produktivität (nach Lenin Hauptkriterium 
des technischen Fortschritts) nun in zu­
nehmenden Maße nicht mehr so sehr 
durch die Einführung der modernen Tech­
nik garantiert wird (auf diesem Gebiet hat­
ten die Kapitalisten bisher kaum Schwie­
rigkeiten, beachtet man nur etwa den 
Vorsprung der USA in der Computertech­
nik), sondern durch die Vervollkomm­
nung der Organisation der gesellschaft­
lichen Produktion. Hier spielt sich der 
ökonomische Wettkampf zwischen Kapi­
talismus. und Sozialismus zur Zeit ab. 
Gerade die Umweltzerstörung als Folge 
der anarchistischen Organisation der Pro­
duktion im Kapitalismus deutet an, daß 
das System über kurz oder lang den 
Wettkampf um die höchste Arbeitspro­
duktivität verlieren wird. Das ist schon 
ein Grund, den Weltuntergang heranna­
hen zu sehen. Zur Zeit wird der Vor­
sprung des Kapitalismus in der Arbeits­
produktivität hauptsächlich durch gestei­
gerte Arbeitshetze aufrechterhalten. Hier 
werden vom Klassenkampf Grenzen ge­
zogen, zumal die Arbeiter in den kapita­
listischen Ländern mittler weise ihre “Le­
bensqualität” im Betrieb am Niveau ihrer 
Kollegen in den sozialistischen Ländern 
zu messen beginnen. Jenes System wird 
also den Wettkampf um die höchste Ar­
beitsproduktivität gewinnen, das eine 
möglichst ökonomische Reproduktion 
der biologischen Ressourcen der Produk­
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tion garantieren kann, das die Ergebnisse 
der modernen Wissenschaft am schnell­
sten und umfassendsten in neuen Arbeits­
instrumenten und entsprechenden Orga­
nisationsformen der Produktion vergegen­
ständlichen kann. Dazu gehört nicht nur 
die grundsätzliche Möglichkeit der gesamt­
gesellschaftlichen Planung, sondern auch 
ein wissenschaftlicher Vorlauf der weitge­
hend noch nicht vorhanden. Die soziali­
stischen Länder sind sich erst sehr spät der 
Umweltprobleme bewußt geworden. Der 
Vorlauf ist aber insofern gesichert als die 
marxistische Theorie auf eine lange 
Tradition der engen Wechselwirkung zwi­
schen Natur- und Gesellschaftswissen­
schaften zurückblicken kann.

Daß die Wissenschaft zur unmittel­
baren Produktivkraft wird, kommt beson-, 
ders dadurch zum Ausdruck, daß die Pro­
duktion von einem bestimmten Zeit­
punkt an der Wissenschaft mehr verdankt 
als die Wissenschaft der Produktion, wie 
es vorher mit Ausnahme der Chemiein­
dustrie der Fall war. Die Wissenschaft 
geht nun der Produktion voraus. Das 
qualitativ neue an der WTR gegenüber 
allen vorherigen Revolutionen in den Pro­
duktivkräften besteht gerade darin, daß 
sich zum ersten Mal in der Geschichte eine 
Revolution in der Wissenschaft organisch 
mit einer Revolution in der Technik ver­
bindet. Wenn die Wissenschaft aber der 
Technik vorausgeht, muß man die die 
WTR einleitende Revolution im wissen­
schaftlichen Denken schon sehr viel frü­
her suchen. Und man muß sie nicht nur in 
den Naturwissenschaften suchen, sondern 
auch in den Gesellschaftswissenschaften. 
Somit gehört zu dieser wissenschaftlichen 
Revolution nicht nur die “ Revolution der 
Physik” , die Aufdeckung von Gesetzen 
auf der Ebene des Atoms um die Jahr­
hundertwende, sondern auch die Revolu­
tion in den Gesellschaftswissenschaften 
zur gleichen Zeit. Und diese bestand in 
nichts anderem als in der Entwicklung 
des Leninismus, der Ausarbeitung der 
Theorie der proletarischen Revolution 
unter den Bedingungen des Imperialismus. 
Übrigens war es Lenin, der als erster die 
“ Revolution in der Physik” philosophisch 
und weltanschaulich bewältigt hat, und 
zwar in “Materialismus und Empirio­
kritizismus”. Andere, besonders bürger­
liche Wissenschaftler waren durch die 
Umwälzungen in der Physik, besonders 
durch den Nachweis der statistischen 
Determiniertheit (5) der Erscheinungen 
auf der Ebene des Atoms fast verzweifelt. 
Für Lenin jedoch, waren die neuen Ent­
deckungen ein neuer Beweis dafür, daß es 
in der Natur dialektisch zugeht.

Die enge Wechselwirkung und gegen­
seitige Befruchtung von Natur- und Ge­
sellschaftswissenschaften fing nicht bei 
Lenin an, sondern stand bereits an der 
Wiege des Marxismus, der Ausarbeitung 
der Methode des dialektischen und histo­
rischen Materialismus durch Marx und 
Engels. Das war ebenfalls eine Revolu­
tion in den Gesellschaftswissenschaften,die

allerdings mit einer Revolution in den 
Naturwissenschaften in Wechselwirkung 
stand, die sich schon einige hundert Jah­
re vorher zur Zeit der Renaissance voll­
zogen hatte. Ohne die in der klassischen 
Mechanik angewandten Methode der De­
duktion und der Induktion, bei Marx ver­
bunden zur Methode des “Aufsteigens 
vom Abstrakten zum Konkreten” hätte 
das Hegelsche System nicht vom Kopf 
auf die Füße gestellt werden können. Der 
Marxismus war also die erste Weltanschau­
ung und wissenschaftliche Methode, die 
die Fortschritte der Naturwissenschaften 
für die Gesellschaftswissenschaften aus­
nutzen konnte, und zwar nicht gerade 
durch eine positivistische Leugnung der 
qualitativen Unterschiede zwischen Ge­
sellschaft und Natur, zwischen höheren 
und niederen Bewegungsformen der Ma­
terie, zwischen Systemen sehr unter­
schiedlichen Komplexitätsgraden, son­
dern gerade durch die Anerkennung die­
ser Unterschiede, durch den Nachweis 
daß die höheren Bewegungsformen der 
Materie auf spezifischen Gesetzen beru­
hen, daß aber die Gesetze der niederen 
Bewegungsformen in den höheren dialek­
tisch aufgehoben sind.

In der Geschichte der Wissenschaften 
ist ein Fortschreiten der wissenschaftli­
chen Erkenntnis von den niederen zu 
den höheren Bewegungsformen der Ma­
terie feststellbar: von der Physik über die 
Chemie zur Biologie. Innerhalb der ein­
zelnen Disziplinen entwickelt sich die 
wissenschaftliche Erkenntnis von der Ma­
kro- zur Mikroebene, etwa von der klas­
sischen Mechanik zur Quantenmechanik, 
von der klassischen Biologie zur Moleku­
larbiologie etc. Daß Marx und Engels die 
Gesetze der gesellschaftlichen Entwicklung 
zu einer Zeit aufdeckten, wo ausschließlich 
die klassische Mechanik eine ausgearbeite­
te theoretische Wissenschaft war, wo die 
Chemie noch in ihren Anfängen stand und 
die Biologie noch kaum als exakte Natur­
wissenschaft betrachtet werden konnte, war 
war eigentlich ein Verstoß gegen die ange­
deutete Gesetzmäßigkeit in der Wissen­
schaftsentwicklung, ein Verstoß, der um­
so schwerer wiegt, da die Erforschung hö­
herer Bewegungsformen der Materie un-* 
bedingt darauf angewiesen ist, die metho­
dischen Errungenschaften der exakten Un­
tersuchung niederer Bewegungsformen 
für sich nutzbar z\i machen.Marx und En­
gels waren sich dieses ihres Vorgriffs 
durchaus bewußt, konnten ihn aber recht- 
fertigen. Engels z.B. schreibt:“Während 
jedoch der Umschwung der Naturanschau­
ung nur in dem Maße sich vollziehen konn­
te, als die Forschung den entsprechenden 
positiven Erkenntnisstoff lieferte, hatten 
sich schon viel früher historische Tatsachen 
geltend gemacht, die für die Geschichts­
auffassung eine entscheidende Wende her­
beiführten”. (“Anti-Dühring” , Frank­
furt/M. 1971, S. 21) War also die Um­
stülpung des Hegelschen Systems durch 
den beginnenden Klassenkampf des Pro­
letariats ausgelöst worden, empfanden

Marx und Engels doch die Notwendig­
keit, die von ihnen ausgearbeitete mate­
rialistische Dialektik im Nachhinein auch 
im Bereich der Natur überprüfen zu müs­
sen. Als sie dialektische Geschichtsauf­
fassung bereits ausgearbeitet hatten, stu­
dierten sie deshalb eifrig die neuesten 
Errungenschaften der Naturwissenschaften. 
Besonders Interesse zeigten Marx und En­
gels für die Biologie, der Wissenschaft, 
die die Gesetze der Bewegungsform der 
Materie untersucht, die am nächsten 
kommt. Hier muß die gegenseitige Be­
fruchtung durch den Austausch von 
Methoden am intensivsten sein. Tatsäch­
lich führen Marx und Engels auch die Aus­
arbeitung der Zelltheorie von Schwann 
und Schleiden und die Ausarbeitung der 
Theorie der biologischen Evolution, die 
erst nach der Ausarbeitung der materiali­
stischen Geschichtsauffassung erfolgten, 
als ihre wichtigsten Bestätigungen aus 
dem Bereich der Natur an.

Schon von daher leuchtet es ein, daß 
die Möglichkeit der Integration von Na­
tur- und Gesellschaftswissenschaften, die 
Möglichkeit, gegenseitig Mehtoden über- /  
nehmen zu können, zunächst einmal in 
großem Maße von den Fortschritten in 
den Naturwissenschaften selbst abhängt. 
Nach der “Revolution in der Physik” um 
die Jahrhundertwende sind die Umwäl­
zungen in den wissenschaftlichen Auf­
fassungen über einzelne Bereiche der Na­
tur auch nie mehr abgerissen. Obwohl die 
Physik auch heute noch eine führende 
Rolle spielt und im Bereich der Festkör­
perphysik beispielsweise noch durchaus 
bedeutende Neuentdeckungen zuwege 
bringt, gehen die meisten revolutionären 
Veränderungen im Weltbild der Natur­
wissenschaft heute nicht mehr von der 
Physik aus, sondern von der Chemie und 
besonders von der Biologie. Gelingt es der 
Biologie, eine allgemeine Theorie der Le­
bensprozesse hervorzubringen, die theo­
retische Biologie, wird das letzte Glied 
zum Nachweis der materiellen Einheit del' 
Welt und ihrer dialektischen Determiniert­
heit geschlossen sein. Nicht zuletzt des­
halb ist die Biologie heute wieder zu 
einem wichtigen Kampffeld zwischen 
Materialismus und Idealismus geworden. 
Hatte Engels schon nachgewiesen, daß in 
den entwickelten Naturwissenschaften die 
dialektische Betrachtung der objektiven 
Realität von den durch die Einzelwissen­
schaft aufgedeckten Tatsachen geradezu 
erzwungen wurde, so zeigen sich bei den 
Fortschritten hin zu einer theoretischen 
Biologie geradezu katastrophale Folgen 
für die bürgerliche Ideologie. Die Biolo­
gen kommen zu Einsichten in Gesetze, 
die den Gesetzen der gesellschaftlichen 
Entwicklung sehr ähneln, wie etwa die 
von Jaques Monod v.a. aufgedeckten sta­
tistischen Gesetzmäßigkeiten der mole­
kularen Regulation von Stoffwechselpro­
zessen und der molekularen Genetik. Es 
finden sich gerade in der Theorie der Evo­
lution biologischer Makromoleküle, wie 
sie von Manfred Eigen entwickelt wurde,
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statistische Gesetze die z.B. der Wirkungs­
weise des Wertgesetzes im Kapitalismus 
sehr nahekommen. Es ist nicht zu überse­
hen, daß von der mathematischen For­
mulierung biologischer Gesetze eine ganze 
Reihe von fruchtbaren Impulsen auf die 
Vervollkommnung der mathematischen 
Formulierung gesellschaftlicher, besonders 
ökonomischer Gesetze ausgehen werden. 
Wichtig ist hier vor allem die Vervoll­
kommnung der kybernetischen System­
theorie. Die Kybernetik als Wissenschaft, 
die bewegungsformunabhängige Gesetze 
der Entwicklung der Materie untersucht, 
kann sich aus sich heraus nicht vervoll­
kommnen. Sie entwickelt sich immer 
dann weiter, wenn sie mit einer Einzel­
wissenschaft in Wechselwirkung tritt. 
Augenblicklich geht ein großer Teil der 
Fortschritte der kybernetischen System­
theorie gerade von der Biokybernetik aus. 
Andererseits ist zu erwarten, daß die Bio­
logie nicht nur allgemein von der Methode 
des dialektischen Materialismus profitie- 

' ren kann, sondern auch speziell von der 
Methodik der marxistischen Gesellschafts- 
a^senschaft, von den dort bereits vor- 
^mdenen Methoden zur Analyse großer 
Systeme, die noch komplexer sind als die 
Lebensprozesse. Auf der Basis der bürger- 
Ideologie oder gar des offenen Antikom­
munismus können solche Analogiebezie­
hungen aber nicht ausgenut^t werden. Sind 

sie einmal erkannt, sicht man sie gar wie­
der rückgängig zu machen, wie es Jaques 
Monod in “Zufall und Notwendigkeit” 
demonstriert hat. Um die Leugnung von 
gesellschaftlichen Entwicklungsgesetzen 
weiterhin rechtfertigen zu können, muß 
Monod die Leugnung von Entwicklungs­
gesetzen auf die Natur ausdehnen. Im 
Widerspruch zu seinen eigenen Forschungs­
ergebnissen verabsolutiert er den Zufall, 
negiert die dialektische Beziehung zwi­
schen Zufall und Notwendigkeit, die ein 
wichtiger Motor für die gesetzmäßige Ent- 

^ck lu n g  in Natur und Geselllschaft ist. 
^pD ie Ansichten Monods, die ganz im 
Einklang mit den modernen Weltunter­
gangspropheten stehen, führen in letzter 
Konsequenz aber zur Aufgabe der Erfor­
schung nicht npr der Gesellschaft sondern 
auch der Natur. Das aber kann wiederum 
nicht im Sinne derer sein, die darauf an­
gewiesen sind, aus der Anwendung der 
Produktivkraft Wissenschaft Profit zu 
schlagen. Es ist deshalb eine durchaus 
häufige Erscheinung, daß parallel zu den 
pessimistischen Einstellungen in Bezug 
auf Wissenschaft und Technik Einstellun­
gen auftachen, die eine weitgehende An­
wendung der Methoden des dialektischen 
MateriaÜsmus zu lassen, wo Biologen, die 
ihrer politischen Einstellung nach alles 
andere als Marxisten sind, auf ihrem Fach­
gebiet trotzdem so viel wie möglich die Er­
rungenschaften der marxistischen Wissen­
schaft nutzbar machen. Ein gutes Bei­
spiel ist der Frankfurter Mikrobiologe 
Kaplan, dessen Vorlesung über die Ent­
stehung des Lebens vom marxistischen 
Standpunkt aus nichts hinzufügt werden

kann, weil er auch die philosophischen 
Diskussionen über sein Arbeitsgebiet in 
den sozialistischen Ländern verarbeitet 
hat. Das hindert Herr Kaplan aber durch­
aus nicht daran, sich hochschul-politisch 
für die Kantzenbach-Fraktion zu enga­
gieren.

Wir können also allgemein feststellen, 
daß die marxsche Methode der Analyse 
gesellschaftlicher Gesetze einerseits den 
Biologen sehr hilfreich sein kann bei der 
Erarbeitung der Methodik einer theore­
tischen Biologie. Man beachte hier nur 
etwa Bie Bedeutung der Ganzheitsbetrach­
tung, der System-Struktur-Betrachtung, 
das Prinzip des Historismus und das 
Prinzip des dialektischen Determinismus. 
Insgesamt kann aber davon ausgegangen 
werden,daß die Biolodie den Gesellschafts­
wissenschaften mehr wird geben können, 
wenn sie erst einmal einen bestimmten 
theoretischen Reifegrad erreicht hat.
Schon Engels war sich dessen bewußt:
“Wir sind daher auf dem Gebiet der Men­
schenge schichte mit unserer Wissenschaft 
noch weit mehr im Rückstand als auf dem 
die Biologie; und mehr noch: wenn ein­
mal ausnahmsweise der innere Zusam­
menhang der gesellschaftlichen und poli­
tischen Daseinsformen eines Zeitab­
schnittes erkannt wird, so geschieht es 
regelmäßig dann, wenn diese Formen 
sich schon halb überlebt haben, dem Ver­
fall entgegengehen.” (Anti-Dühring”,

Frankfurt/M. 1971, S. 75)
Es ist deshalb zu erwarten, daß gerade 

die mathematische Ausarbeitung der Theo­
rie der Evolution von biologischen Makro­
molekülen, wie sie von Manfred Eigen vor­
genommen wurde, bei Beachtung der 
Unterschiede zwischen Natur und Gesell­
schaft eine Menge dazu beitragen wird, 
gesellschaftliche Entwicklungsgesetze 
tiefer zu begreifen, sie durch mathema­
tische Fassung für die Praxis handhabarer 
zu machen. Das ist bisher noch in sehr 
unzureichendem Maße geschehen, obwohl 
schon Marx im Nachwort zur zweiten 
Auflage des “Kapital I” aus einer Rezen­
sion von I.I.Kaufmann zitiert, wo dieser 
schreibt: “Die alten Ökonomen verkann­
ten die Natur ökonomischer Gesetze, als 
sie dieselben mit den Gesetzen der Phy­
sik und Chemie verglichen ... Eine tiefe­
re Analyse der Erscheinungen bewies, 
dgß soziale Organismen sich voneinander 
ebenso gründlich unterscheiden als Pflan­
zen- und Tierorganismen ... Ja, eine und 
dieselbe Erscheinung unterliegt ganz und 
gar verschiedenen Gesetzen infolge des 
verschiedenen Gesamtbaus jener Organis­
men, der Abweichung ihrer einzelner Or­
gane, des Unterschieds der Bedienungen, 
worin sie funktionieren usw.” (Kapital I, 
MEW 23, S. 26) Marx identifiziert sich 
ausdrücklich mit diesem Vergleich biolo­
gischer und gesellschaftlicher Gesetze, 
mit der Tatsache, daß in beiden Systemen

b o c k e n h e im e r
b ü c h e r w a r te

d i r e k t  a n  d e r  U n i v e r s i t ä t  

B o c k e n h e i m e r  L a n d s t r a ß e  1 4 2 a  

T e l e f o n  7 7 1 0 8 8 / 8 9

I h r e  B u c h h a n d l u n g  

f ü r  U n i v e r s i t ä t s w i s s e n s c h a f t e n  

b i e t e t  I h n e n  a u c h  s t ä n d i g  

n e u e  B ü c h e r  a u s  d e m  A u s l a n d  

u n d  a k t u e l l e  L i t e r a t u r

39



die Höherentwicklung sich in Sprüngen 
vollzieht, daß auf den höheren Stufen des 
Evolutionsprozesses spezifische Gesetze 
sich geltend machen und den weiterhin 
gültigen Gesetzen niederer Stufen ihren 
Geltungsbereich zuweisen. Marx selbst 
vergleicht of den Produktionsprozeß 
mit dem dialektisch aufgefaßten biologi­
schen Organismus, etwa, wenn er das 
Knochen- und Muskelsystem der Pro­
duktion vom Gefäßsystem der Produktion 
unterscheidet. Die großen Impulse, die 
von den Fortschritten der Biologie vor 
allem auf die Vervollkommnung der 
Mathematisierung der Gesellschaftswis­
senschaften ausgehen, werden auch von. 
manchen bürgerlichen Wissenschaftlern 
nicht geleugnet. Ein Teil von ihnen ver­
sucht sogar die Fortschritte der kyberne­
tischen Systemtheorie, die aus ihrer An­
wendung in der Biologie erwachsen, zu 
neuen Versuchen der “Entideologisie- 
rung” der Gesellschaftswissenschaften 
zu mißbrauchen. Es wird der vergebliche 
Versuch gemacht, aus der Systemtheorie 
und nicht aus der wissenschaftlichen Ana­
lyse der Gesellschaft gesellschaftswissen­
schaftliche Kategorien oder gar Strategien 
zur Systemerhaltung abzuleiten. Es zeigt 
sich aber, daß systemtheoretische Model­
lierungsmethoden die Ausarbeitung eines 
Apparates wissenschaftlicher Begriffe 
nicht ersetzen können. Eine Mathemati­
sierung der Gesellschaftswissenschaften 
erfordert hinreichend abstrakte und ein­
deutige Begriffe, andernfalls konstruiert 
man Modelle, die zur Aufdeckung objek­
tiver Widersprüche in der Gesellschaft 
wenig beitragen können und deshalb auch 
für die Strategie des Kapitals unbrauchbar 
sind. Deutlich wird das z.B. bei Anatol 
Rapoport. In seinem Buch “Philosophie 
heute und morgen” , Darmstadt 1971, 
kann er zwar eine Reihe sehr interessan­
ter Vorschläge zur Quantifizierung gesell­
schaftlicher Gesetze, etwa durch Anwen­
dung der Vektor- Rechnung in der Öko­
nomie, machen, kommt dabei aber in gros­
se Schwierigkeiten. Rapoport war übrigens 
durchaus nicht der erste, der einen solchen 
Vorschlag machte. Schon sehr viel früher 
hatte der polnische marxistische Ökonom 
Oskar Lange vorgeführt, daß nur die mar­
xistische Gesellschaftstheorie die Voraus­
setzung zur umfassenden Quantifizierung 
bestitzt. Nur hier existiert jener qualitativ 
eindeutige Begriffsapparat, der notwendig 
ist, um zu wissen, was überhaupt quanti­
fiziert werden soll.

Aber was haben diese Probleme mit 
dem Problem der Umweltgestaltung zu 
tun? Sehr viel. Um nur noch kurz ein 
sehr wichtiges Beispiel zu nennen: Um 
die Umweltprobleme in den Griff zu be­
kommen, muß der gesellschaftliche Repro­
duktionsprozess und damit auch die öko­
nomische Theorie erweitert werden.Wenn 
die Fortschritte der Arbeitsproduktivität 
zunehmend vom Zustand der Ressourcen 
der Biosphäre abhängig werden, wenn die 
Biosphäre zur ökonomischen Kategorie 
wird, so bezieht sich das in erster Linie
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auf die Vervollkommnung der Theorie 
des Standortes der Produktion, die 
Vervollkommnung der Theorie der Ge­
brauchswertsteuerung über den Wert. Die 
erste Wissenschaft, die über eine entwik- 
kelte Standortlehre verfügt, ist aber die 
Ökologie, ökonomische und ökologische 
Standortoptimierung sind zwar nicht iden­
tisch, aber zwischen beiden existieren ein­
deutige Beziehungen, die mathematisch 
erfaßt werden müssen, um eine ökonomi­
sche Steuemng der Umweltqualität zu 
erreichen. Hierzu sind, wie angedeutet, 
sowohl revolutionäre Fortschritte in der 
Ökonomie wie auch in der Ökologie not­
wendig, die die bürgerlichen Wissenschaft­
ler nicht zu leisten imstande sind, weil 
es auf der Basis der bürgerlichen Ideolo­
gie eine wirkliche, eine dialektische Inte­
gration von Natur-« und Gesellschafts­
wissenschaften nicht geben kann.

Zum Teil sind bürgerliche Biologen 
nicht einmal imstande, die für die Fort­
schritte in der Biologie so wichtige Inte­
gration naturwissenschaftlicher Methoden 
zu vollziehen, was sich z.B. darin aus­
drückt, daß in der letzten Zeit wirkliche 
Umwälzungen in der Denkweise der Bio­
logie oft nicht von Biologen ausgingen, 
sondern von Physikern und Chemikern.

Welche praktischen Schlußfolgerun­
gen lassen sich aus den hier nur angedeu­
teten Widersprüchen ziehen? Wer die Au­
gen offenhält wieß, daß es gerade bei 
der Lösung der Umweltprobleme nicht 
ausreicht, nur die grundsätzliche Unfähig­
keit des kapitalistischen Systems zur Lö­
sung dieser Probleme darzustellen und 
dann die Hände in den Schoß zu legen, 
um auf den Sozialismus zu warten. Um 
eine planmäßige Gestaltung der natürli­
chen Umwelt im Interesse der arbeiten­
den Bevölkerung muß schon jetzt ge­
kämpft werden. Es kann der Arbeiter­
klasse nicht egal sein, in welchem Zu­
stand sie die modernen Produktivkräfte 
einmal übernehmen wird. Es ist eine Ge­
setzmäßigkeit, daß Änderungen in der 
Standortstruktur der Produktion der Um­
wälzung der Eigentumsverhältnisse hin­
terherhinken müssen.Deshalb liegt es 
im Interesse der Arbeiterklasse, daß schon 
unter kapitalistischen Verhältnissen alles 
getan wird, um eine Standortverteilung 
der Produktion nach wissenschaftlichen, 
d.h. naturwissenschaftlichen und gesell- 
schaftswissensclNaftlichen Kriterien durch­
zusetzen. Daraus läßt sich ableiten, daß 
die mit der Arbeiterklasse verbundenen 
Studenten an den Universitäten für eine 
Integration von Natur- und Gesellschafts­
wissenschaften kämpfen müsseji, eine In­
tegration, die sich nur auf der Basis des 
Marxismus verwirklichen läßt.

Meiner Meinung nach hat der MSB- 
Spartakus als einziger Studentenverband 
dafür ein realistisches Konzept. Auch aus­
gehend von den Umweltproblemen erweist 
es sich, daß die Forderung “Marx an die 
Uni” im Interesse der Arbeiterklasse liegt. 
Edgar Gürtner 
MSB Spartakus
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deutlichen, daß ein System  unter bestim m ten  
Bedingungen aus einem  Zustand A unter dem  
Einfluß der Dialektik von Zufall und N otw en­
digkeit nur mit einer gewissen Wahrscheinlich­
keit in den Zustand B übergeht. A u f diese Wei­
se funktionieren die Gesetze sow ohl der Quan­
tenmechanik, der Genetik als auch das Wertge­
setz in der kapitalistischen G esellschaft. Die 
klassische Mechanik jedoch ging von einer hun­
dertprozentigen Determ iniertheit der Naturer­
scheinungen aus, dem m echanischen Determi­
nismus. Solch eindeutige Ursacho-Wirkungs- 
Beziehungen können nur als Spezialfälle der 
universellen dialektischen W echselwirkung be­
trachtet werden.
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Der Kampf ist nicht zu Ende

Seit Anfang September wütet in Chile 
der Faschismus. Erschießungen auf offe­
ner Straße, Konzentrationslager, das Ver­
bot sämtlicher Parteien und der Gewerk­
schaften, Bücherverbrennungen — die 
chilenischen Faschisten wollen keine 
Zweifel über ihre Gesinnung aufkommen 
lassen. Der schrankenlose Terror und die 
antisozialistische Hysterie der verfassungs­
brüchigen Generäle signalisiert jedoch 
zugleich, daß das Faschistenpack am Er­
folg seines Vorhabens — die revolutionä­
re Erfahrungen Für immer aus dem Be­
wußtsein des werktätigen Volkes von 
Chile zu verdrängen — zweifelt.

Die bundesdeutsche Journaille 
schwankte zwischen offener Unterstüt­
zung — erkennen sie doch in der Fratze 
des Faschismus viel leichter die freiheit- 

^fci-demokratische Grundordnung als 
nn antiimperialistischen Demokratismus 
des Allende-Regimes — bis zu dümmlich­
kleinbürgerlicher Sentimentalität (die 
Geschichte wollte es eben anders). Den­
jenigen, die nicht müde werden, vom 
„Scheitern des chilenischen Experiments” 
zu reden, sei gesagt, daß der Kampf eines 
Volkes um nationale und soziale Befrei­
ung unvermeidlich ist. Mit unverhüllter 
Schadenfreude und Zynismus reagierten 
auch einige ultralinke Grüppchen auf die 
Niederlage der Unidad Populär, wobei sie 
deren Programm zur Befreiung des Lan­
des von den ausländischen Monopolen 
und der einheimischen Oligarchie, wofür 
die chilenischen Arbeiter bereit waren zu 
kämpfen und zu sterben, als „reformi­
stisch” diffamierten. Dabei bemühen sie 
sich nicht einmal den realen Entwick- 

^ngstendenzen, der Komplexität der 
^Pige der Macht etc. auf die Spur zu 
kommen. Das Kräfteverhältnis ist in der 
marxistisch-leninistischen Revolutions­
theorie eine zentrale Kategorie und die 
Wirklichkeit auf jeden Fall komplizierter 
als die opportunistischen Schreihälse es 
sich vorstellen können.

Zum Charakter der chilenischen Revolution
Die Parteien der Volkseinheit charak­

terisierten den revolutionären Prozeß als 
antiimperialistischen, antioligarchischen 
Kampf mit sozialistischer Perspektive.
Diese Definition ergab sich aus der Ana­
lyse der in der chilenischen Gesellschaft 
herangereiften Widersprüche, der Bestim­
mung des subjektiven Faktors, der Ein­
heit und der Reife des politischen Be­
wußtseins der Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten. Dieser Charakter drückte 
sich aus in der Verstaatlichung der Schlüs­
selindustrie, in der per Aktienkauf unter 
Kontrolle gebrachten Banken und in 
einer Agrarreform, in der alle Latifun­
dien über 80 ha enteignet wurden. Ende 
1972 waren 95 % des Warenexports und

60 % des Warenimports unter Kontrolle 
der Regierung. Die Macht des Finanzka­
pitals war beträchtlich untergraben, aber 
nicht gebrochen. Man versuchte aber 
auch im Überbau durch eine Hochschul­
reform, durch Veränderungen im Justiz­
apparat und durch grundlegende Verfas­
sungsänderungen die Macht des Volkes 
zu erweitern.

Die machtpolitische Situation war ge­
kennzeichnet durch das Existieren einer 
ökonomischen unfl politischen Doppel­
herrschaft.

Ökonomisch durch die Existenz eines 
relativ großen staatlichen Sektors (156 
Betriebe) gegenüber dem Privatsektor in 
Industrie und Landwirtschaft. 253 Groß­
betriebe waren noch in privater Hand, 
wovon 91 strategisch wichtige Betriebe 
bald verstaatlicht werden sollten.

Politisch im Nebeneinander von sozia­
listischer Exekutive (Präsident/Regierung/ 
Ministerien) und bürgerlich beherrschtem 
Parlament und reaktionärer Justiz, eben­
so in der Polarisierung von Unidad Popu­
lär und dem mehr oder minder geschlos­
sen auftretenden Rechtsblock. Die Mas­
senmedien waren zum größten Teil in 
den Händen der Bourgeoisie, die Aufla­
genstärke der Presse betrug 320.000 für 
die UP und 850.000 für den Rechtsblock.

Die ökonomische Situation verschlech­
terte sich 1973 rapide, nachdem die In­
dustrieproduktion 1971 und in der er­
sten Hälfte 72 jeweils um etwa 12 % ge­
stiegen war. In den ersten Monaten die­
ses Jahres sank die Industrieproduktion 
um etwa 7 %, im Mai betrug die Infla­
tionsrate 240 %. Die Gründe dafür sind: 
Rückgang der Kupferpreise, Sabotage, 
Flucht von Fachkräften, Embargo von 
Ersatzteilen, Streichung von Krediten und 
und vor allem der Streik der Fuhrunter­
nehmen. Dieser Streik war ein politischer 
Streik, der die Absetzung Allendes zum 
Ziel hatte und von US-Konzernen finan­
ziert wurde.

Zur Bündnisfrage
Entsprechend der Etappenbestimmung 

war es eine vorrangige Aufgabe, alle vom 
Monopolkapital ausgebeuteten Schich­
ten, um das Programm der Unidad Popu­
lär zu sammeln. Dies betrifft insbeson­
dere die Bauern und das Kleinbürgertum. 
Diese Schicht von selbständigen Bauern, 
Handwerkern und kleinen Kaufleuten 
macht mit 1 Million Menschen einen rela­
tiv großen Anteil der Gesamtbevölkerung 
aus und hat entscheidende politische und 
ökonomische Bedeutung. Das Bündnis 
mit diesen Kräften ermöglichte die Wahl 
Salvador Allendes zum Präsidenten der 
Republik mit den Stimmen der Christ­
demokraten. Es ermöglichte ferner eine 
Verfassungsänderung um die Kupfermi­
nen zu verstaatlichen. Der große Wahlsieg 
der UP im April 1971, wo sie 50,8 % der 
Stimmen auf sich vereinigen konnte, war 
ebenfalls nur möglich durch die Einbe­
ziehung des Kleinbürgertums in den revo­
lutionären Prozeß. Dieses Bündnis erhielt 
größte Bedeutung bei dem Versuch der

UP, einen Bürgerkrieg zu verhindern. Luis 
Corvalan, der Generalsekretär der Kom­
munistischen Partei Chiles betonte immer 
wieder die Notwendigkeit und die Mög­
lichkeit einer Volkseinheit gegen Bürger­
krieg und Faschismus. So sagte er nach 
dem gescheiterten Staatsstreich am 29. 
Juli: „Es gibt Leute, die nicht in der Re­
gierung sind, die sie aber auch nicht stür­
zen wollen. Sie sind überzeugt.......daß
der Bürgerkrieg verhindert werden muß.” 
Er bezeichnete es als eine heilige Pflicht 
„das Volk zu einen und die künstliche 
Teilung zwischen den Chilenen, die ge­
meinsame Interessen und gemeinsame 
Feinde haben zu verhindern” . Zugleich
meinte er aber: „......Sozialer Friede ist
unmöglich.” Es kann keinen Waffenstill­
stand mit dem „Mercurio” (Blatt der Oli­
garchie), mit den Jarpas (Führer der Na­
tionalpartei), mit den Rodriguez (Führer 
von Patria y Libertad) geben, die die gros­
sen Fabriken den ehemaligen Industrie­
unternehmen zurückgeben wollen. (1)
Die Richtigkeit der Einschätzung, daß 
man eine Volkseinheit gegen den Bürger­
krieg bilden müsse, erweist sich jetzt in 
der Spaltung der DC, deren linker Flügel 
unter Aldomiro Tomic mit den Parteien 
der Volkseinheit gegen den Faschismus 
kämpfen will. Nach verläßlichen Informa­
tionen verhinderte der Putsch im aller­
letzten Augenblick den Übertritt A. 
Tomic mit 11 weiteren Abgeordneten in 
die Parlamentsfraktion der Unidad Popu­
lär.

Militär = Konterrevolution ?
In vielen Revolutionen wird die Revo­

lution vor der Revolution gemacht. Die 
Ausschaltung des Militärs und der Polizei 
als politische Gewalt ist eine der entschei­
denden machtpolitischen Fragen gesell­
schaftlicher Umwälzungen. Das Militär 
zeichnete sich in der Vergangenheit durch 
strikte Achtung vor Gesetz und Verfas­
sung aus. Die UP versuchte das Militär 
durch Integration zu gewinnen oder we­
nigstens zu neutralisieren. Man war sich 
aber darüber klar, daß der revolutionäre 
Prozeß den Klassenkampf verschärft und 
daß in diese Konfrontation auch das Mi­
litär hineingerissen wird. Man hoffte aber, 
daß sich das Militär durch Einbeziehung 
in den Kampf gegen die faschistischen 
Terrorbanden wenigstens neutralisieren 
ließe. Unsere Revolutionsadvokaten mit 
falschem Bart glauben, die sich daraus er­
gebenden Probleme durch eine Hurra- 
Taktik lösen zu können (Bewaffnung des 
Volkes und Entwaffnung des stehenden 
Heeres). Die einstweilige Niederlage der 
Volkskräfte erhärtete jedoch vielmehr die 
Erkenntnis der leninistischen Revolu­
tionstheorie: Die endgültige Sicherung 
der Volksmacht und damit die Vollen­
dung der antiimperialistischen Revolu­
tion und damit die Errichtung einer neu­
en Gesellschaft ist nicht ohne tiefgreifen­
de revolutionäre Krise möglich, die alle 
gesellschaftlichen Bereiche erfaßt (ein­
schließlich das Heer) und die arbeitenden 
Menschen nicht mehr so leben wollen wie
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bisher und die ehemals herrschenden 
Schichten nicht mehr so agieren können 
wie sie wollen. Die Ultralinken, die glau­
ben, daß diese Bedingungen „geschaffen” 
werden können, auch wenn ein Teil der 
Arbeiter bereit ist, die Betriebe zu vertei­
digen, haben ein romantisches Verhältnis 
zur Macht.

Friedliche* oder bewaffneter Weg?
Die Praxis der bisherigen Revolutio­

nen hat gezeigt, daß der bewaffnete 
Kampf der Arbeiterklasse die wahrschein­
lichste Methode der Übernahme der 
Macht ist. Lenin orientierte die russische 
Arbeiterklasse systematisch auf den be­
waffneten Aufstand hin, da er davon aus­
ging, daß es im höchsten Grad wahrschein­
lich ist, daß die Bourgeoisie keine fried­
liche Zugeständnisse macht, sondern im 
entscheidenden Augenblick ihre Privile­
gien verteidigen wird. Er ließ jedoch nie­
mals eine Verabsolutierung der Kampf­
formen zu. So drückte die Losung „Alle 
Macht den Sowjets” in den Monaten nach 
der Februarrevolution bis zur Zerschla­
gung der Doppelherrschaft durch den 
zeitweiligen Sieg der Bourgeoisie im Juli 
die Möglichkeit der friedlichen Macht­
übernahme aus. In dieser Periode wurde 
diese Losung dann zurückgezogen. Lenin 
begründete das damit: „Diese Losung 
hieße, objektiv gesehen das Volk betrü­
gen, ihm die Illusion eingeben, als ob 
auch jetzt die Sowjets die Machtübernah­
me bloß wünschen oder zu beschließen 
brauchten, um die Macht zu erhalten.(2) 
Nach dem Kornilowputsch, dem geschei­
terten Versuch eine Militärdiktatur zu er­
richten, schwenkten die kleinbürgerli­
chen Parteien erneut auf die Seite des 
Proletariats. Lenin sah damals die Mög­
lichkeit für eine friedliche Entwicklung. 
„Durch die Übernahme der ganzen Macht 
könnten die Sowjets jetzt noch — und 
wahrscheinlich ist dies ihre letzte Chan­
ce — eine friedliche Entwicklung der Re­
volution sichern, friedliche Wahlen der 
Deputierten durch das Volk.....den fried­
lichen Übergang der Macht aus der Hand 
einer Partei in die einer anderen. (3) Der 
Unterschied zwischen bewaffneten und 
friedlichen Kampf ist also nicht der zwi­
schen Revolution und Evolution. Die Ge­
nossen „wahre Marxisten” bezeichnen 
den friedlichen Weg auch gern als „Drit­
ten Weg” . Wie oben gezeigt wurde, ist es 
jedoch unleninistisch, eine Kampfform zu 
verabsolutieren und der sog. dritte Weg 
bezieht sich im wesentlichen auf die 
Leugnung der Notwendigkeit der Dikta­
tur des Proletariats und der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse.

Weiterhin wird von Sektierern meist 
die Frage der Kampfform mit dem Weg 
der Revolution verwechselt. Der Weg der 
Revolution ist eine strategische Frage, in 
der Inhalt, Bündnispartner und Triebkräf­
te der Revolution festgelegt sind. Die 
Frage der Kampfformen ist eine taktische 
und bezieht sich auf den friedlichen oder 
bewaffneten Kampf oder deren Kombi­
nation.
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Das Festhalten an der Möglichkeit des 
friedlichen Weges bedeutet kein Abrük- 
ken von der wichtigen marxistisch-leni­
nistischen Einsicht, daß die Arbeiterklas­
se nicht die fertige Staatsmaschinerie ein­
fach in Besitz nehmen und für ihre eige­
nen Zwecke in Bewegung setzen kann, 
daß sie vielmehr die bürokratische mili­
tärische Maschinerie zerbrechen müsse.
Die Art und Weise wie die Zerschlagung 
des Staatsapparates erfolgt, hängt von 
den konkreten Umständen ab. In Ruß­
land wurde durch Sowjets und den Neu­
aufbau der Roten Armee der alte Appa­
rat mit einem Schlag zerschlagen, wäh­
rend dies in den Volksdemokratien ein 
allmählicher Prozeß war, der in der DDR 
z.B. durch eine konsequente antifaschi­
stische Säuberung des Staatsapparates 
eingeleitet wurde.

Die UP und die kommunistische Partei 
Chiles vertraten die These von der Mög­
lichkeit des unblutigen Überganges zum 
Sozialismus. Dies fand nicht zuletzt sei­
nen Ausdruck in der Mobilisierung aller 
Kräfte zur Verhinderung eines Bürger­
krieges. Man ging davon aus, daß es ge­
lingen werde ein entscheidendes Überge­
wicht der revolutionären Kräfte zu erlan­
gen, so daß die Reaktion es nicht wagen 
wird, einen Bürgerkrieg zu entfesseln. 
Konkret stellte sich das in dem Angebot 
an die DC dar, gemeinsam den Bürger­
krieg zu verhindern. Die relative Stabili­
tät des parlamentarischen Systems, die 
unpolitischen Traditionen des Militärs, 
so\yie die Erfolge bei der Hebung des Be­
wußtseins der Massen und die Verbreite­
rung der revolutionören Bewegung, der 
sozialreformerische Charakter eines Tei­
les der christdemokratischen Opposition 
eröffenten objektiv die Möglichkeit des 
friedlichen Kampfes.

Bezüglich des Kräfteverhältnisses und 
der Unvermeidbarkeit der gewaltsamen 
Zerschlagung des bürgerlichen Apparates 
gab es nie reformistische Illusionen. Man 
wußte, daß man nur einen Teil der Macht 
erobert hatte und daß es darauf ankam, 
die ganze Macht zu erobern. So der Gen. 
Corvalan: „Wenn die bis gestern herr­
schenden Klassen die gesamte Macht in 
ihren Händen vereinigte, warum hat dann 
das Volk nicht dasselbe Recht? Es hat das 
Recht dazu, und hat dies zu tun, komme 
was da wolle.......Wie kann man die legis­
lative Macht und die juristische Macht
unberührt lassen, wenn sie......sich in
Schützengräben der Feinde des Fort­
schritts verwandelt haben. (4) Oder in 
den Thesen des ZK der KPCh zum XV. 
Parteitag heißt es: „Der Staat ist das 
Hauptwerkzeug des Aufbaus der neuen 
Gesellschaft. Dabei ist die Volksregierung, 
die tiefgreifende revolutionäre Verände­
rungen anstrebt, auf den bürgerlichen 
bürokratischen Apparat angewiesen. Die 
Ersetzung dieses Apparates ist notwen­
dig, sie ist jedoch nicht mit der Ersetzung 
der bestehenden Macht durch eine andere 
Regierung, sondern mit einer Verstär­
kung dieser Regierung verbunden.” 95) 
Parlament und Justiz sabotierten den re­

volutionären Prozeß auf der ganzen Linie. 
Das Parlament z.B. klagte in der Regie­
rungszeit der UP über 30 Minister und 
deren Mitarbeiter wegen Verletzung der 
Gesetze und der Verfassung an, eine So­
zialisierung des Gesundheitswesens wur­
de abgelehnt, ebenso das Gesetz, das die 
beiden Parlamentshäuser in eine Volks­
kammer verwandeln sollte. Bei Land- 
und Industriebesetzungen durch Arbeiter 
griff das Militär und die Polizei auf Grund 
reaktionärer Gerichtsurteile selbständig 
ein, obgleich die Regierung auf der Seite 
der Arbeiter stand.

Die MIR
Die MIR (Movimento de Isquierda 

Revolutionaria) ist 1963 als Abspaltung 
der Sektion der sozialistischen Jugend 
entstanden. Vom „revolutionären Gene­
ralstreik” (trotzkistisch-ouvrieristischer 
Art), über das „Einkreisen der Städte 
durch das Land” bis zur Tupamaro-Stra- 
tegie gab es keine opportunistische Theo­
rie und auch Praxis, von welcher die MIR 
unbelastet gewesen wäre. Sie hat ihre 
Basis in den Elendsvierteln und auch einjä 
ge Bastionen auf dem Land. Trotz prole- 
taristischer Kraftmeierei und einer Stra­
tegie, welche die Bündnisfrage ignoriert 
und auf den Kampf Klasse gegen Klasse 
hinausläuft, versuchte sie erst 1971 Ein­
fluß in der Industriearbeiterschaft zu ge­
winnen, was gründlich mißlang. Bei den 
Waiden zum Nationalrat der CUT (73 
Mitglieder und Kandidaten) brachte sie 
lediglich einen Kandidaten durch. Ihre 
Publizität hat sie nicht ihrer kosntrukti- 
ven Arbeit zu verdanken, sondern ihrer 
militanten provokatorischen Politik, die 
im wesentlichen in der reaktionären Pres­
se ihr Echo fand. Die MIR vertritt ein 
spontaneistisches Konzept des Vorantrei­
bens jeder Teilbewegung ohne eine stra­
tegische Etappenbestimmung vorzuneh­
men. Die Besetzungsaktionen kleiner 
Güter und Unternehmen lenkten von der 
momentanen Hauptaufgabe ab, nämlichP' 
die äußerste Reaktion zu schlagen, was 
nur möglich ist durch die Gewinnung 
oder Neutralisierung bestimmter Bevöl­
kerungskreise. Der Einschätzung, daß 
man die gesamte politische Kraft auf die 
äußerste Reaktion richten muß, hat der 
faschistische Putsch recht gegeben. Trotz 
aller metaphysischer Beschwörungen der 
Wichtigkeit der Staatsmacht, hat die MIR 
bis zuletzt den Kampf der Unidad Popu­
lär um mehr Staatsmacht ignoriert und 
zum Teil sabotiert, zugunsten einer völlig 
einseitigen Anbetung der „autonomen 
Organisationen der Arbeiterklasse” — 
besetzte Kleinstbetriebe, bloße Symbole 
und objektiv eine Verhöhnung der von 
den Volkskräften angestrebten politi­
schen Macht der Arbeiterklasse.
Korsch, Pirker
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,B u k o w s k i k e n n t 
m a n  in  d e r  

S o w je tu n io n  n u r  
j f i 1 1 rre n h a u s .’

Das hervorstehende Kennzeichen der 
sogenannten Dissidenten“bewegung” in 
der Sowjetunion ist ihre zahlenmäßige' 
Schwäche. Sie soll nach Schätzungen bür­
gerlicher Zeitungen (etwa der FAZ v. 
29.8.73) an die 200 Personen umfassen.

Diese lächerlich geringe Zahl ist darauf 
zurückzuführen, daß eine Opposition gegen 
den Sozialismus keine reale Basis hat und . 
weder in der Arbeiterklasse noch in der 
werktätigen Intelligenz Fuß fassen kann. 
Mit der Beseitigung der kapitalistischen 
Ordnung sind auch die Ursachen für die 
Korrumpierung der Intelligenz durch die 
herrschende Klasse, die Bourgeoisie, weg­
gefallen. Ohne diese Bestechung können 
sich die gleichlaufenden Interessen von 
Arbeiterklasse und Intelligenz voll entfal­
ten. So wie im Interesse der Arbeiterklasse 
liegt es im fundamentalen Interesse der -  
von der Indienstnahme durch das Kapi­
tal — befreiten Intelligenz, daß sich die 
Charakteristika der entwickelten soziali­
stischen Gesellschaff voll durchsetzen.

Gemeint ist die Erhöhung der Teilnahme 
des Volkes an der Leitung der Volks­
wirtschaft, die stetige Entwicklung der 
sozialistischen Demokratie, die Verstär­
kung der Rolle der gesellschaftlichen In­
stitutionen und die Vorbereitung des 
Übergangs zur kommunistischen Selbst­
verwaltung. Dieses Verhältnis der Intelli­
genz und der übrigen Werktätigen zum so­
zialistischen Aufbau bestimmt auch das 
Verhältnis zur Frage der individuellen 
Freiheiten. Mit dem Wegfall der Klassen­
herrschaft der Bougeoisie fällt auch die 
bürgerliche Auffassung von Freiheit.

Freiheit entwickelt sich historisch und 
ihr Grad hängt von vielen Faktoren ab: 
den materiellen Möglichkeiten der Gesell­
schaft und damit der Erhöhung der Ar­
beitsproduktivität, dem politischen Be­
wußtsein der Werktätigen und auch von 
der internationalen Lage. In einer Gesell­

schaft, in der Armut und Unwissenheit 
herrschen, kann es ebensowenig Freiheit 
geben, wie in einer Gesellschaft, in der die

Interessen des Kapitals sich alle Teile der 
Gesellschaft unterwerfen. Das sowjetische 
Volk hat ganz und gar begriffen, daß die 
Entwicklung seiner Freiheit vom Aufbau 
der sozialistischen Volkswirtschaft, vom 
Kampf gegen die bürgerliche I deologie 
und vom Kampf gegen die Muttermale 
der alten Gesellschaft, wie individualisti­
sche Selbstsucht, nationalistische Vorur­
teile, Aberglaube, Zynismus und Skepti­
zismus gegenüber den schöpferischen Kräf­
ten der arbeitenden Menschen, abhängt. 
Deshalb, genau deshalb fühlen sich die 
sowjetischen “Advokaten der individuel­
len Freiheit” isoliert. Denn die Kommu­
nisten und Werktätigen der sozialistischen 
Welt ergreifen in der Frage der Freiheit 
und ihrer Beschränkungen die Partei des 
Fortschritts, ebenso wie die bürgerliche 
Presse und ihre Helden die Partei der Reak­
tion und des Antihumanismus ergreift.

Denn es geht den Herrschal ten gar nicht 
um Freiheit für alle in jeder Gesellschaft, 
da sie Einschränkungen der Freiheit, die
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die Gegener der kapitalistischen Ordnung 
betreffen, durchaus rechtfertigen und so­
gar fordern.

Freiheitseinschränkungen für fortschritt­
liche und demokratische Kräfte, an der 
Spitze die Kommunsiten, die skandalösen 
Berufsverbote die sich an der “wehrhaften 
Demokratie” orientieren. Unzugänglich­
keit der Massenmedien für Kommunisten, 
Repression am Arbeitsplatz, bis hin zu 
tausendfacher Folter überall in den vom 
Imperial ismus beherrschten Ländern sind 
für sie selbstverständlich. Ja selbst die 
Zertrümmerung des bürgerlichen Demo­
krat ismus — vor allem der darin enthal­
tenen demokratischen Rechte des Volkes 
— findet in diesen Kreisen eifrige Befür­
worter, wenn dieser durch die Aktionen * 
der vereinigten Volksmassen sich gegen 
den Imperialismus, gegen die Bourgeois­
herrschaft wendet. Dann ist man sogar 
bereit zwischen Faschismus und “freiheit­
lich-demokratischer Grundordnung” ein 
Gleichheitszeichen zu setzen. So reflek­
tiert Wördemann im Münchner Merkur v. 
15.9.1973 über Chile “ . . .  ob denn in 
einem Land mit solch exemplarischen 
Verfassungsdenken wie Chile nicht auch 
aus der Verfassung heraus ein Gebot zum 
Eingreifen bestanden habe” . Die Inkarna­
tion senil-zynischer Bourgeois—Weishei­
ten stellt in diesem Zusammenhang dann 
die These Carstens “vom Experiment Chi­
le als Beweis der Unvereinbarkeit von De­
mokratie und Sozialismus” dar.

Ebenso selbstverständlich wie für die 
Kapitalvertreter der Kampf gegen Sozia­
lismus und Demokratie ist für die Arbei­
terklasse in den sozialistischen Ländern 
der Kampf gegen ihre Feinde: Wer die 
alte Ausbeuterordnung wieder errichten 
will, bewußt Lügen über die spzialistische 
Gesellschaft verbreiten und an die Stelle 
der allseitigen Entfaltung der menschli­
chen Persönlichkeit, die allseitige Ent­
faltung des Profitstrebens, des Egoismus, 
des Militarismus und der Anarchie der 
Produktion setzen will, findet nicht nur 
keine Unterstützung unter den Werk­
tätigen, sondern muß unter voller 
Wahrung der sozialistischen Gesetz- 
ler Wahrung der soziaÜstischen Gesetz­
lichkeit mit einer Bestrafung rechnen.
Der Antihumanismus unser “Dissidenten” 
ist nicht schwer durchschaubar. Welche 
Ziele können sie damit verfolgen, das Ge- 
sundheits- und Bildungssystem der UdSSR 
zu beschimpfen, das nachgewiesenermas- 
sen führend in der Welt ist? Welche Inten­
tionen verbergen sich hinter ihren For­
derungen nach einem Abbruch der Ent-
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spannungs- und Abrüstungspolitik? Wer 
profitiert von Aufrüstung und Kriegen?
Die Arbeiterklasse? Wem nützt die Pro­
pagierung des kapitalistischen Konsum­
modells als Beispiel, und die damit ver­
bundene Vernachlässigung des Ausbaus 
der Infrastruktur und des kollektiven Kon­
sums? Wem nützen Angriffe auf Länder, 
die sich vom Neokolonialismus befreit 
haben? (Solschenizyn) Wessen Freiheit 
und Entwicklung haben sie im Auge, wenn 
sie wider besseres Wissen behaupten, um 
die Entwicklung der Arbeitsproduktivität 
in der SU sei es schlecht bestellt (Sacha- 
row u.a.: Offener Brief an die sowjetische 
Führungsspitze) angesichts des um ein viel­
faches höheren Produktionsfortschrittes 
der SU gegenüber den kapitalistischen Län­
dern? Wem nützen die Märchen über Ner­
venheilanstalten, Arbeitslager, in denen 
Millionen “schmachten” sollen und zu­
letzt die Aussage, die SU sei “ein giganti­
sches KZ”? Welchen Zweck können die 
Angriffe auf die Instrumente, mit Hilfe 
derer sich die Werktätigen im Sozialismus 
unaufhaltsam mehr materiellen Reichtum 
und Freiheit schaffen, die Angriffe auf die 
marxistisch-leninistische Partei und ihre 

. Ideologie, auf den demokratischen Zentra­
lismus, auf die zentrale Planung haben?

Ist es nicht die Politik der reaktionär­
sten Kreise des Monopolkapitals an die 
die Hetze des Herrn Sacharow gegen die 
Entspannung erinnert? Ist es nicht die 
Sprache eines Franz-Josef Strauß, mit'der 
der angebliche Schriftsteller Maximow 
die Bundesregierung beschuldigt “einsei­
tige Zugeständnisse zu machen” und 
Brandt als einen “mittelmäßigen Apologe­
ten eines neuen München” betrachtet 
(FAZ v. 18.8.73). Die reaktionäre Gesin­
nung des Herrn Sacharow wurde zuletzt 
selbst der großbürgerlichen österreichi­
schen Zeitung “Die Presse” zuviel. Be­
sorgt rätselt sie, warum Sacharow “seine 
unerbittliche Logik und Realitätsbezogen- 
heit des Naturwissenschaftlers, die bisher 
so bestochen hat” , verlassen habe? 
(22.8.73)

Die Logik der “Presse”-Sorge liegt auf 
der Hand, sie fürchtet um die Glaubwür­
digkeit Sacharows im Sinne einer lang­
fristigen Instrumentalisierung im Dienste 
der herrschenden Klasse in den kapita­
listischen Ländern. Um die Glaubwürdig­
keit des sowjetischen “Dissidenten” her­
auszuputzen, ist den bürgerlichen Medien 
jedes Mittel recht. Sacharow wird zum 
“Vater der sowjetischen Wasserstoffbom­
be” ernannt, obwohl seine Bedeutung 
hinter der seines l^hrers Kapitzka weit

zurücksteht. Jedem verkrachten Studen­
ten wird das Prestige-Mäntelchen eines 
Historikers oder Schriftstellers umge­
hängt (z.B. Amalrik). Die “Dissidenten”, 
deren Zahl eine Handvoll nicht über­
schreitet, werden zu einer “Opposition” 
hochgelogen. (Obwohl Sacharow selbst 
zugeben mußte, daß von einer Opposition 
nicht gesprochen werden könne. Diese 
Aussage wurde aber wohlweislich nicht 
in einem Massenblatt abgedruckt, sondern 
in der FAZ vom 29.8.73, mit einem ver­
läßlichen bourgeoisen Leserkreis).

So unbedeutend die “Dissidenten” in 
der Sowjetunion auch sind (Bukowski ^  
z.B. kennt man dort nur im Irrenhaus), V  
so bedeutend sind sie für die Entspan­
nungsfeinde im Westen, die durch die 
schrittweise Durchsetzung der Politik 
der friedlichen Koexistenz ihre Felle da­
vonschwimmen sehen. Denn Entspan­
nung heißt weg von militärischer Auf­
rüstung und damit Schmälerung der Pro­
fite der Rüstungsmonopole.

Die jetzige Entspannungsphase ist 
also den Interessen der Reaktion direkt 
entgegengesetzt. Besonders im Hinblick 
auf die Europ. Sicherheitskonferenz 
bereiten die Entspannungsfeinde eine 
Gegenoffensive vor. Die Korresponden­
ten bürgerlicher Zeitungen wußten sehr 
wohl, warum sie Herrn Sacharow in 
letzter Zeit sehr häufig um seine Meinung 
fragten. Die “New York Times” versucht 
dann auch schon die Früchte zu ernten, 
wenn sie meint: “Auf seinem neuen ß j  
Posten als Außenminister könnte es 
Henry Kissinger notwendig finden,seine 
Konzeption der Entspannung gegenüber
der Sowjetunion zu überprüfen.... Die
Konzeption Kissingers ist jetzt von einfer 
Seite fundamental und in bestimmender 
Weise in Frage gestellt worden.... (Zit. 
nach FAZ 28.8.73)

Doch die Sacharow-Schwemme hat 
auch noch die Funktion, den Kampf der 
Arbeiterklasse zur Verbesserung ihrer 
Lebensbedingungen, den Kampf der 
fortschrittlichen und demokratischen 
Kräfte gegen die schrittweise Aushöhlung 
selbst der bürgerlichen Demokratie zu 
hintertreiben und zu .spalten. Konkret 
sollen damit vor allem die vom Berufs­
verbot betroffenen Kommunisten getrof­
fen werden, sie versucht man zu isolieren. 
Die Linken dürfen der altbekannten 
“ teile und herrsche”-Taktik der Teilen­
den und Herrschenden nicht auf den 
Leim gehen.
W. Pirker 
MSB-Spartakus
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Januar Mai September
So 6 13 20 27 So 5 12 19 26 So 1 8 15 22 29
M o 7 14 21 28 M o 6 13 20 27 Mo 2 9 16 23 30
Di 1 8 15 22 29 Di 7 14 21 28 Di 3 10 17 '24
Mi 2 9 16 23 30 Mi 1 8 15 22 29 Mi 4 11 18 25
Do 3 10 17 24 31 D o 2 9 16 23 30 Do 5 12 19 26
F r 4 11 18 25 F r 3 10 17 24 31 Fr 6 13 20 27
Sa 5 12 19 26 Sa 4 11 18 25 Sa 7 14 21 28
Februar Juni Oktober
So 3 10 17 24 So 2 9 16 23 30 So 6 13 20 27
M o 4 11 18 25 M o 3 10 17 24 Mo 7 14 21 28
Di 5 12 19 26 Di 4., 1]✓ 18 25 Di 1 8 15 22 29
Mi 6 13 20 27 Mi 5J 12 19 26 Mi 2 9 16 23 30
Do 7 14 21 28 D o 6 13 20 27 Do 3 10 17 24 31
F r 1 8 15 22 Fr 7 14 21 28 Fr 4 11 18 25
Sa 2 9 16 23 Sa 1 8 15 22 29 Sa 5 12 19 26
März Juli November
So 3 10 17 24 31 So 7 14 21 28 So 3 10 17 24
M o 4 11 18 25 M o 1 8 15 22 29 Mo 4 11 18 25
Di 5 12 19 26 Di 2 9 16 23 30 Di 5 12 19 26
Mi 6 13 20 27 Mi 3 10 17 24 31 Mi 6 13 20 27
Do 7 14 21 28 Do 4 11 18 25 Do 7 14 21 28
Fr 1 8 15 22 29 Fr 5 12 19 26 Fr 1 8 15 22 29
Sa 2 9 16 23 30 Sa 6 \ J “2b 27 Sa 2 9 16 23 30
April August Dezember
So 7 14 21 28 So 4 11 18 25 So 1 8 15 22 29
M o 1 8 15 22 29 M o 5 12 19 26 Mo 2 9 16 23 30
Di 2 9 16 23 30 Di 6 13 20 27 Di 3 10 17 24 31
Mi 3 10 17 24 Mi 7 14 21 28 Mi 4 11 18 25
Do 4 11 18 25 Do 1 8 15 22 29 Do 5 12 19 26
Fr 5 12 19 26 Fr 2 9 16 23 30 Fr 6 13 20 27
Sa 6 13 20 -27 Sa 3 10 17 24 31 Sa 7 14 21 28
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